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19156 Bundesrat - 466. Sitzung - 4. September 1985 

Beginn der Sitzung: 11 Uhr 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Ich e r ö f f n e  die 466. Sitzung des Bundesra­
tes. 

Das Amtliche Protokoll der 465. Sitzung des 
Bundesrates vom 1 9. Juli 1985 ist aufgelegen, 
unbeanstandet geblieben und gilt daher als 
genehmigt. 

E n t s c h u I d i g t hat sich der Herr Vorsit­
zende des Bundesrates Dr. Rudolf Schwaiger, 
der heute aus dem Krankenhaus entlassen 
wird und dessen telephonische Grüße ich dem 
Hohen Bundesrat übermitteln darf. 

Ich begrüße den im Hause erschienenen 
Herrn Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Einlauf 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Eingelangt sind zwei Schreiben des Bundes­
kanzleramtes betreffend Ministervertretun­
gen. 

Ich ersuche die Schriftführung um Verle­
sung dieser Schreiben. 

Schriftführer Leopoldine Pohl: 

,,An das Präsidium des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 
28. August 1985, Zl. 1 003-07/21, folgende Ent­
schließung gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue 
ich für die Dauer der Verhinderung des Bun­
desministers für Gesundheit und Umwelt­
schutz Dr. Kurt Steyrer innerhalb des Zeit­
raumes vom 2. bis 8. September 1 985 den Bun­
desminister für Finanzen Dr. Franz Vranitzky 
mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Für den Bundeskanzler 
Dr. Neumayer Sektionschef" 

,,An das Präsidium des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 
28. August 1985, Zl. 1003-08/31, folgende Ent­
schließung gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue 
ich für die Dauer der Verhinderung des Bun­
desministers für Inneres Karl Blecha inner­
halb des Zeitraumes vom 3. bis 6. September 
1985 den Bundesminister für Bauten und 
Technik Dr. Heinrich Übleis mit der Vertre­
tung. 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Für den Bundeskanzler 
Dr. Neumayer Sektionschef" 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Dient zur Kenntnis. 

Der Herr Bundesminister für Gesundheit 
und Umweltschutz hat an den Vorsitzenden 
ein Schreiben gerichtet, in dem er sich wegen 
Nichtteilnahme an der heutigen Sitzung ent­
schuldigt. Er ist in der Zeit von 2. bis 6. Sep­
tember auf offiziellem Besuch in der Sowj etu­
nion. Er bittet, diese Entschuldigung zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Dient ebenfalls zur Kenntnis. 

Eingelangt sind weiters zwei Anfragebeant­
wortungen, die den Anfragestellern übermit­
telt wurden. 

Die Anfragebeantwortungen wurden ver­
vielfältigt und auch an alle übrigen Bundes­
räte verteilt. 

Eingelangt sind ferner schriftliche Beant­
wortungen zweier Anfragen, die nicht inner­
halb der in der Geschäftsordnung vorgesehe­
nen Frist in einer Fragestunde zum Aufruf 
gelangt sind. 

Die Anfragebeantwortungen wurden eben­
falls vervielfältigt und auch an alle übrigen 
Bundesräte verteilt. 

Eingelangt ist weiters ein Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates betreffend ein Weingesetz 
1985 sowie Änderungen des Lebensmittelge­
setzes 1975 und des Bundesfinanzgesetzes 
1985. 

Diese Vorlage wurde dem Ausschuß für 
Land- und Forstwirtschaft zur Vorberatung 
zugewiesen. Der Ausschuß hat den Beschluß 
des Nationalrates einer Vorberatung unterzo­
gen und einen schriftlichen Ausschußbericht 
erstattet. 
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Stellvertretender Vorsitzender Schipani 

Es wurde der Vorschlag gemacht, von der 
24stündigen Aufliegefrist des Ausschußbe­
richtes im Sinne des § 44 Abs. 3 der Geschäfts­
ordnung Abstand zu nehmen und diesen 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates auf die 
Tagesordnung der heutigen Sitzung des Bun­
desrates zu stellen. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die 
mit dem Vorschlag, von der Aufliegefrist des 
Ausschußberichtes Abstand zu nehmen, ein­
verstanden sind, um ein Handzeichen. -
Stimmeneinhelligkeit. Dies ist somit einstim­
mig angenommen. 

Wird zur Tagesordnung das Wort 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 29. 
August 1985 betreffend ein Bundesgesetz 
über den Verkehr mit Wein und Obstwein 
(Weingesetz 1985), über Änderungen des 
Lebensmittelgesetzes 1975, 8GBl. Nr. 86, und 
des Bundesfinanzgesetzes 1985, BGBl. Nr. 1 

(3014 und 3015 der Beilagen) 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Wir gehen nunmehr in die Tagesordnung ein: 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
29. August 1985 betreffend ein Bundesgesetz 
über den Verkehr mit Wein und Obstwein 
(Weingesetz 1985), über Änderungen des 
Lebensmittelgesetzes 1975, BGBL Nr. 86, und 
des Bundesfinanzgesetzes 1985, BGBL Nr. 1. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Len­
gauer. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Lengauer: Herr Vorsitzen­
der! Herr Minister! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Der vorliegende Geset­
zesbeschluß des Nationalrates enthält hin­
sichtlich des Weingesetzes 1985 folgende 
Schwerpunkte: 

1. Taxative Aufzählung der zulässigen Ver­
fahren zur Weinbehandlung (physikalische 
Verfahren). 

2. Prüfung und Kontrolle der Präparate, die 
dem Wein zugesetzt werden dürfen, auf ihre 
Unbedenklichkeit. 

3. Erhebliche Reduzierung des Zusatzes von 
Zucker. 

4. Bezeichnungswahrheit, insbesondere 
hinsichtlich der Herkunft des Weines: Wein 
darf mit einem Gemeindenamen nur dann 
versehen werden, wenn er aus dieser stammt. 

5. Verschärfte Kontrolle des Lesegutes: 

Ab Kabinettwein muß das Lesegut zur Kon­
trolle vorgeführt werden. Bei Tafel� und Qua­
litätswein werden Mo stwäger Stichproben 
vornehmen. 

6. Strenge Überwachung des Weinverkehrs: 

Wein, der in Kleinbehältnissen bis zu einem 
Inhalt von 50 Litern in Verkehr gebracht wird, 
ist mit einer von der Bezirksverwaltungsbe­
hörde auszugebenden Banderole zu versehen. 
Für den Transport von Wein in größeren 
Behältnissen wird ein Transportscheinsystem 
vorgesehen. Diese Maßnahmen sind unerläß­
lich, um Unzukömmlichkeiten, wie den Han­
del mit Bescheinigungen oder die Erzeugung 
von Kunstwein, hintanzuhalten. 

7. Genaue Kontrolle der vorhandenen und 
gehandelten Weinmengen durch Erweiterung 
der Meldepflichten (insbesondere Erntemel­
dung und Bestandsmeldungen). 

8. Verbesserung der Information des Kon­
sumenten durch vermehrte Deklaration auf 
dem Etikett. 

9. Verschärfung der gerichtlichen Strafen. 

Nach der Rechtsansicht des Bundeskanzler­
amtes-Verfassungsdienst unterliegen von 
dem gegenständlichen Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates die Bestimmungen" des 
Abschnittes III (Bundesfinanzgesetz) im 
Sinne des Art. 42 Abs. 5 B-VG nicht dem Ein­
spruchsrecht des Bundesrates. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirt­
schaft hat die gegenständliche Vorlage in sei­
ner Sitzung vom 4. September 1985 in Ver­
handlung genommen. Der Antrag des Bericht­
erstatters, Einspruch zu erheben, wurde mit 
Stimmenmehrheit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Land- und Forstwirtschaft somit 
den A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 29. August 1985 betreffend ein Bun­
desgesetz über den Verkehr mit Wein und 
Obstwein (Weingesetz 1985), über Änderun­
gen des Lebensmittelgesetzes 1975, BGBL 
Nr.86, und des Bundesfinanzgesetzes 1985, 
BGBL Nr. 1, wird - soweit er dem Ein­
spruchsrecht des Bundesrates unterliegt -
mit der dem schriftlichen Ausschußbericht 
angeschlossenen Begründung Einspruch 
erhoben. 
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Lengauer 

Die B e g  r ü n d u n  g zum vom Ausschuß 
für Land- und Forstwirtschaft beantragten 
Einspruch des Bundesrates gegen den Geset­
zesbeschluß des Nationalrates vom 29. August 
1985 betreffend ein Bundesgesetz über den 
Verkehr mit Wein und Obstwein (Weingesetz 
1985), über Änderungen des Lebensmittelge­
setzes 1975, BGBl. Nr. 86, und des Bundesfi­
nanzgesetzes 1985, BGBl. Nr. 1 ,  lautet: 

Die Schädigung des Ansehens Österreichs 
in der ganzen Welt durch den Weinskandal 
hat zwei Hauptursachen: 

1. die kriminellen Verfälschungen von 
österreichischen Weinen mit Diäthylenglykol 
durch einige Erzeuger beziehungsweise 
Händler und 

2. die mangelhafte Vollziehung des beste­
henden Wein- beziehungsweise Lebensmittel­
gesetzes und die fehlende Kontrolle durch die 
zuständigen Minister. 

Die Österreichische Volkspartei ist der Mei­
nung, daß zur Bereinigung des Skandals und 
zur Wiederherstellung des guten Rufes des 
österreichischen Weines folgende Maßnah­
men notwendig sind: 

die strenge Bestrafung der Fälscher, 

ein strenges Weingesetz einschließlich 
einer umfassenden Kontrolle und begleitende 
Maßnahmen zur Rückeroberung der Märkte, 

ein neuer Minister, der unbelastet von Feh­
lern der Vergangenheit imstande ist, ein 
neues Vertrauen bei Konsumenten und Pro­
duzenten aufzubauen. 

Die sozialistische Koalition hat die Chance 
zum nationalen Konsens und damit zur 
Demonstration für einen neuen Anfang vor 
einer aufmerksamen Weltöffentlichkeit nicht 
genützt. 

Das neue Weingesetz wird dem Anspruch, 
das strengste Gesetz der Welt zu sein, nicht 
gerecht. Es kann nämlich Verfälschungen 
nicht verhindern, aber es schikaniert die 
mehr als 53000 anständigen Weinbautreiben­
den. Die ÖVP ist für mehr Qualität, das von 
der Regierung vorgelegte Weingesetz bringt 
aber nur Schikanen für die vielen ehrlichen 
Weinbauern. 

Die ÖVP ist daher bei den Verhandlungen 
über ein neues Weingesetz für folgende Maß­
nahmen eingetreten: 

für Qualität und gegen Verfälschungen: 

Verbot der Herstellung von Wein aus in 
Gärung geratenem Traubensaft und aus rück­
verdünntem Traubensaftkonzentrat; 

striktes Verbot der Verwendung von Kon­
servierungsmitteln bei der Weinbehandlung; 

Verbot der Verwendung von wäßrigen 
Lösungen bei der Herstellung von Wermut; 

Deklarationspflicht bei ausländischen Wei­
nen, 

für wirksamere Kontrollen: 

Mengen- und Qualitätskontrolle durch ein 
genau geführtes und tatsächlich kontrollier­
tes Kellerbuch; 

Pflicht zur Meldung der Lagerbestände und 
Erntemengen an die Gemeinden (ohne Veröf­
fentlichung); 

Einstellung von mehr Kellereiinspektoren; 

Einführung der Möglichkeit, jede Flasche 
Wein bis zum Erzeuger zurückverfolgen zu 
können; 

Vorführpflicht des Lesegutes für Prädikats­
wein; Kontrolle in den Weingärten für die 
anderen Trauben; 

für mehr Information: 

Bezeichnungswahrheit für Konsumenten -
Deklarationspflicht aller Qualitätsstufen: 
Tafelwein, Landwein, Qualitäts-, Kabinett­
und Prädikatswein; 

genaue Vorschriften für alle Angaben, die 
auf dem Etikett vom Weinbauern gemacht 
werden müssen, zum Beispiel Sorte, Alkohol­
gehalt und Zucker (trocken, halbtrocken, süß); 

in Bouteillen darf nur von Qualitätsweinen 
aufwärts abgefüllt werden; 

Angabe aller enthaltener Sorten und J ahr­
gänge bei Weinverschnitten auf dem Etikett; 

für flankierende Maßnahmen: 

Neue Bestimmungen im Weingesetz sind 
nach Meinung der ÖVP nur ein Teil der not­
wendigen Maßnahmen. Eine umfassende 
Neuordnung des Weinmarktes, die die Chance 
der ehrlichen und fleißigen Weinbauern 
sichert und faire Wettbewerbsbedingungen 
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Lengauer 

für den Weinhandel ermöglicht, ist ebenso 
dringend notwendig. 

Dazu gehören: 

Abschaffung der Alkoholsondersteuer; 

Reform des Weinwirtschaftsfonds; 

bessere Preis- und Absatzsicherung durch 
das Weinwirtschaftsgesetz. 

Die Verwirklichung dieser Vorschläge hätte 
zweifellos zur gemeinsamen Beschlußfassung 
über ein Weingesetz geführt, das die Bezeich­
nung "bestes Weingesetz der Welt" gerecht­
fertigt hätte. 

Wie mangelhaft das von der Regierung vor­
gelegte Gesetz ist, zeigt sich schon darin, daß 
die Regierungsvorlage im Nationalrat noch 
durch eine Notoperation von mehr als 40 
Anträgen der Regierungskoalition selbst 
repariert werden mußte. 

Der größte Mangel der Gesetzesvorlage ist 
aber, daß flankierende Maßnahmen für die 
Weinbauern vollständig fehlen, die Weinbe­
steuerung mit 44 Prozent bildet Europare­
kord! Die Regierung bringt zwar neue Bela­
stungen und Schikanen für die Weinbauern, 
sie ist aber nicht zu einer steuerlichen Entla­
stung und zu marktfördernden Maßnahmen 
im Rahmen des Weinwirtschaftsgesetzes 
bereit. 

Der Bundesrat lehnt es ab, daß den Län­
dern ohne Begutachtungsverfahren und ohne 
daß vorher irgendein Kontakt mit ihnen auf­
genommen wurde, von der Bundesregierung 
Lasten auferlegt werden, so zum Beispiel: 

daß bei den Bezirkshauptmannschaften 
"Weinämter" eingerichtet werden müssen, 
die praktisch für jeden Weinbauer eine zweite 
Buchhaltung führen müssen; 

daß für jeden Weinbauer Flaschen-Band­
erolen mit einer eigenen Betriebsnummer 
und einer fortlaufenden Nummer - bei stren­
ger Verrechnung und Kontrolle - bereitge­
halten werden müssen; 

daß für jede Weinlieferung in Fässern oder 
Containern die Transportscheine von den 
Bezirkshauptmannschaften gesammelt und 
zwischen der Bezirkshauptmannschaft des 
Verkäufers und jener des Käufers ausge­
tauscht werden müssen; 

daß die Gemeinden gezwungen werden, die 

Ernteergebnisse der einzelnen Weinbauern 
öffentlich aufzulegen. 

Der Bundesrat lehnt es weiters· ab, daß in 
Umgehung des Artikels 102 B-VG die Landes­
hauptleute von der Vollziehung des Weinge­
setzes ausgeschlossen werden. Die Konstruk­
tion, wonach die Bundeskellereiinspektoren 
als Hilfsorgane des Bundesministers für 
Land- und Forstwirtschaft tätig sind, wider­
spricht dem bundesstaatlichen Prinzip unse­
rer Verfassung, sodaß Bedenken gegen die 
Verfassungsmäßigkeit des Weingesetzes 
bestehen. 

Der Bundesrat erhebt daher gegen dieses 
schikanöse Weingesetz Einspruch, soweit es 
dem Einspruchsrecht des Bundesrates unter­
liegt. 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Wir gehen in die Debatte ein. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr. Strimitzer. Ich erteile dieses. 

11.20 

Bundesrat Dr. Strimitzer (ÖVP, Tirol) : Herr 
Vorsitzender! Herr Bundesminister! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Hohes 
Haus! Die heutige Sitzung des Bundesrates -
es bleibt nämlich schon richtig, was das Jnns­
brucker Föderalismusinstitut in der Informa­
tion 4/85, zu einem Zeitpunkt allerdings, als 
es noch schien, als könne es zu einem natio­
nalen Konsens in der Frage des neuen Wein­
gesetzes kommen, ausgesagt hat -, die heu­
tige Sitzung des Bundesrates also muß zu 
einer Nagelprobe werden für die Fähigkeit 
der österreichischen Länderkammer, die 
Interessen der Bundesländer, welche in ihrer 
Gesamtheit diese Republik Österreich bilden 
und tragen, wirkungsvoll zu vertreten. 

Als von unseren jeweiligen Landtagen 
gewählte Repräsentanten der Bundesländer 
haben wir - auch wenn dies von der veröf­
fentlichten Meinung häufig bewußt oder aus 
der Unkenntnis der Verfassungsrechtslage 
heraus verkannt wird - eine durchaus eigen­
ständige Rolle auszuüben. 

Die zweite Kammer des österreichischen 
Parlaments hat, wie die Zweitkammern ande­
rer parlamentarischen Demokratien auch, 
eine wichtige Korrekturfunktion im Gesetzge­
bungsverfahren zu erfüllen. Eine Korrektur­
rolle unter Bedachtnahme auf die Interessen 
und Rechte der Länder, welche dieses Hohe 
Haus in den vergangenen Jahren - niemand, 
meine ich, wird das leugnen können - tat-
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Dr. Strimitzer 

sächlich immer klarer, immer selbstbewußter 
und immer mehr politisch und rechtlich 
begründet für sich in Anspruch nimmt. 

Meine Damen und Herren! Weite Schichten 
der Bevölkerung haben inzwischen anerken­
nend zur Kenntnis genommen, daß es dem 
Bundesrat in Verfolgung der Länderinteres­
sen nicht darum geht, kritiklos und unbegrün­
det Einsprüche gegen Nationalratsbeschlüsse 
zu produzieren, sondern daß die Sachausein­
andersetzung im Vordergrund steht. 

Eine solche Haltung der Länderkammer 
würde es auf der anderen Seite freilich verdie­
nen, daß sich die Nationalratsmehrheit eben­
falls sachlich und eingehend mit den Argu­
menten für den Einspruch auseinandersetzt 
und nicht leichtfertig Beharrungsbeschlüsse 
produziert, wie dies beispielsweise beim Ener­
gieförderungsgesetz der Fall gewesen ist. 

Die Bundesratsmehrheit hat hier - Sie 
wissen das -, und zwar auch aufgrund von 
Stellungnahmen sozialistisch regierter Bun­
desländer, klar festgestellt, daß ihrer Mei­
nung nach mit den Regelungen dieses einfa­
chen Bundesgesetzes massiv in Länderrechte 
eingegriffen wird. Eine Reihe von Bundeslän­
dern wird dieses Gesetz ja,  wie Sie wissen, 
beim Verfassungsgerichtshof anfechten. Wir 
Bundesräte müssen bedauern, daß man unse­
rer Institution beziehungsweise einer entspre­
chenden Zahl unserer Mitglieder, nicht schon 
bei der letzten Bundes-Verfassungsgesetz­
Novelle dieses Recht der Gesetzesanfechtung 
so wie dem Nationalrat ebenfalls eingeräumt 
hat. 

Auf der Positivseite anmerken darf ich den 
Bundesratseinspruch im Zusammenhang mit 
dem Konferenzzentrums-Finanzierungsge­
setz. Da hat unser Einspruch doch wenigstens 
bewirkt, daß die Araber-Verträge modifiziert 
worden sind, daß das Gesetz geändert worden 
ist. Und es darf den Bundesrat beziehungs­
weise dessen Mehrheitsfraktion, glaube ich, 
mit Stolz erfüllen, daß er beziehungsweise sie 
mit dem Einspruch gegen die erste Fassung 
dieses Gesetzes dem österreichischen Volk 
einige hundert Millionen Steuerschillinge 
erspart hat.(Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! 
Warum betone ich die Rolle des Bundesrates 
als Hüter des bundesstaatlichen Prinzips so 
stark gerade heute in dieser Sitzung, in der 
wir uns mit dem Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates betreffend das Weingesetz 1985 
beschäftigen? - Nun, weil es doch klarer­
weise in höchstem Maße Bedenken in bezug 

auf die Beachtung des bundesstaatlichen 
Prinzips durch die sozialistische Koalitionsre­
gierung und die Mehrheit dieser Koalition im 
Nationalrat auslösen muß, wenn zwar auf der 
einen Seite, wie es durch die Bundes-Verfas­
sungsgesetz-Novelle im Dezember 1984 
geschehen ist, dem Bundesrat sogar das 
Zustimmungsrecht zu verfassungsrechtlichen 
Regelungen eingeräumt wird, mit denen 
Kompetenzänderungen zu Lasten der Länder 
vorgenommen werden sollen, in praxi aber, 
gewissermaßen durch die Hintertür, eben 
genau solche Kompetenzänderungen zu 
Lssten der Länder im Wege einfachgesetzli­
cher Regelungen herbeigeführt werden. 

Das von mir bereits angezogene Energieför­
derungsgesetz 1985, vor allem und in besonde­
rer Weise aber der vorliegende Beschluß des 
Nationalrates betreffend das Weingesetz 1985 
sind nach meiner Auffassung geradezu klassi­
sche Beispiele dafür, in welch frivoler Weise 
seitens dieser Bundesregierung mit den Län­
derrechten und mit der bundesstaatlichen 
Verfassung und dem bundesstaatlichen Prin­
zip in Österreich verfahren wird. (Beifall bei 
der ÖVP.) Lassen Sie mich noch sagen: Man 
kann sich des Eindrucks nicht erwehren, daß 
hier nicht mehr der Zufall, sondern daß Regie 
Pate steht. (Neuerlicher Beifall bei der ÖVP.) 

Wie haben sich denn die Dinge vor der 
Erstellung der Regierungsvorlage zum Wein­
gesetz 1985 abgespielt? - Der Landwirt­
schaftsminister verhandelt mit den Sozial­
partnern, mit den politischen Parteien, mit 
Repräsentanten verschiedenster Ressorts, er 
ver handelt aber nicht mit den Ländern, die 
von Verfassungsbestimmungen beziehungs­
weise Kompetenzregelungen betroffen wer­
den sollen. 

Ich weiß schon, Herr Bundesminister, bei 
den Vorgesprächen sind auch einzelne Mit­
glieder einzelner Landesregierungen dabei 
gewesen. Sie haben mit diesen aber nicht ver­
handelt, Sie haben stets nur einseitig Ihren 
Standpunkt darzulegen, auf deutsch: zu dik­
tieren versucht beziehungsweise diktiert. 

Herr Bundesminister! Die österreichischen 
Bundesländer sind selbstbewußte, eigenstän­
dige staatliche Gebilde. (Beifall be i der ÖVP.) 
Sie haben das legitime Recht, bei Fragen, die 
ihre verfassungsmäßige Zuständigkeit berüh­
ren, entsprechend dieser Eigenständigkeit 
behandelt zu werden - auch hier zitiere ich 
das Föderalismusinstiut wieder wörtlich -,  
"wie dies in einem Bundestaat selbstverständ­
lich ist". Für Sie ist es aber offenbar nicht 
selbstverständlich gewesen, mit den Landes-
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hauptleuten eingehend zu verhandeln, obwohl 
neben den Fragen der Zuständigkeit in mas­
sivster Weise auch finanzielle und organisato­
rische Belange der Bundesländer durch das 
Gesetzesvorhaben berührt worden sind. 

Die Bezirkshauptmannschaften sind nun 
einmal Landesbehörden. Und wenn diese nun 
plötzlich Weinämter einrichten sollen, für 
53000 Weinbauern Amtsbuchhaltungen füh­
ren und sie mit Weinbanderolen für jede ein­
zelne Weinflasche versorgen sollen, wenn in 
den Bundesländern eine Bürokratie aufge­
baut werden soll, die ihresgleichen sucht, 
ohne daß man weiß, wie diese Dinge finan­
ziert werden sollen, wenn auch die Gemein­
den Aufgaben aufgehalst bekommen, um ein 
schikanöses Kontrollverfahren - die Beto­
nung bitte liegt auf "schikanös" und nicht auf 
"Kontrollverfahren" , denn gegen ein sicheres 
und korrektes Kontrollverfahren haben wir 
uns nie gewehrt - zu subtilisieren, dann ist 
es wohl selbstverständlich, daß man in einge­
hende Verhandlungen mit den Bundeslän­
dern einzutreten hätte . Das ist aber nicht 
geschehen! 

Es sind aber, meine Damen und Herren, 
nicht weniger bedenkliche weitere Verstöße 
gegen· das bundes staatliche Prinzip, brutal 
ausgedrückt: gegen die Verfassung, erfolgt. 

Ich habe nicht die Absicht, mit Verbalinju­
rien oder Verunglimpfungen zu operieren. 
Der Sachverhalt, bezogen auf die Verfas­
sungsrechtslage und die Rechtsverletzung 
gegenüber den österreichischen Bundeslän­
dern, erscheint mir aber so gravierend, daß 
ich mich nicht zurückhalten kann, diesen 
Sachverhalt als eine Vergewaltigung des bun­
desstaatlichen Prinzips und als eine unge­
heuerliche Zumutung seitens des einfachen 
Bundesgesetzgebers gegenüber den Bundes­
ländern, die - ich wiederhole mich - diese 
Republik tragen, zu bezeichnen. (Beifall be i 
der ÖVP. - Bundesrat M o  h n 1 : Das ist e ine 
Ausrede!) 

Selbstverständlich, Herr Kollege, werde ich 
Ihnen die Begründung für diese ernste 
Behauptung nicht schuldig bleiben. (Bundes­
rat S c  h a c h n e r: Die Behauptung ist nicht 
ernst, sondern kabarettre if!) Herr Kollege! 
Wenn Sie eine ernste nationale Frage als 
"kabarettreif" bezeichnen, dann richten Sie 
sich selbst. (Beifall be i der ÖVP. - Bundesrat 
S c  h a c h n e r: Ihre Ausführungen!) 

Ich habe schon gesagt, ich habe nicht die 
Absicht, Ihnen die Begründung für diese 
ernste Behauptung schuldig zu bleiben, umso-

mehr, als ich glaube, daß das Problem, um das 
es hier geht, weit über die Dimension des 
Weingesetzes als solches hinausreicht. 

Herr Bundesminister! Sie und Ihre Exper­
ten wissen ganz genau, daß die Vollziehung 
des Weingesetzes nach Artikel 102 Abs.1 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in mittelbarer 
Bundesverwaltung zu erfolgen hat. Soweit 
also in solchen Angelegenheiten Bundesbe­
hörden mit der Vollziehung betraut sind, 
unterstehen diese - wie in allen anderen Fäl­
len der mittelbaren Bundesverwaltung -
dem Landeshauptmann und sind an dessen 
Weisungen gebunden. 

In richtiger Erkenntnis dieser sich aus der 
Verfassungsrechtslage ergebenden Zustän­
digkeit des Landeshauptmannes hat daher 
der § 37 der ursprünglichen Regierungsvor­
lage (693 der Beilagen, XVI. GP) folgerichtig 
eine Verfassungs bestimmung vorgesehen 
gehabt, wonach die Bundeskellereiinspekto­
ren unmittelbar dem Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft unterstehen soll­
ten; denn ohne Verfassungsänderung keine 
Kompetenzänderung. Die Behördenqualität 
dieser Kellereiinspektoren wird in den Erläu­
ternden Bemerkungen zur Regierungsvorlage 
auf Seite 9 ausdrücklich betont. 

Ebenso hat die Regierungsvorlage die Ein­
führung von Mostwägern - § 42 - mit einer 
Verfassungsbestimmung versehen, weil ja 
auch damit in die Kompetenz der Länder zur 
Organisation der staatlichen Verwaltung in 
den Ländern hätte eingegriffen werden sol­
len. 

Als es nun die Haltung der Bundesregie­
rung der ÖVP unmöglich gemacht hat, der 
Regierungsvorlage zuzustimmen, hat die Bun­
desregierung - wie Sie wissen - in aller Eile 
Abänderungs anträge erstellt (Bundesrat 
S t r u t z e n  b e r g e r :  Das stimmt ja gar 
n icht!), 694 der Beilagen, wonach die Kelle­
reiinspektoren bei im wesentlichen unverän­
derter Beibehaltung ihrer behördlichen Auf­
gaben als Hilfsorgane des obersten Kelle­
reiinspektors - ist gleich Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft - konstruiert wer­
den, und gleiches wird im § 42 hinsichtlich der 
Mostwäger versucht. 

So einfach, meine Damen und Herren, 
scheint es also für die Bundesregierung zu 
sein, den 1984 durch das Zustimmungserfor­
dernis der Länder noch verstärkten Verfas­
sungsgrundsatz der mittelbaren Bundesver­
waltung ad absurdum zu führen. Und 1974 ist 
dieser Grundsatz ebenfalls verstärkt worden. 
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Man ersetzt also einfach die Formulierung: 
"Die Überwachung des Verkehrs mit Wein 
obliegt den Bundeskellereiinspektoren" , wie 
es in der Regierungsvorlage geheißen hat, 
durch die Fassung: "Der Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft hat sich hiefür" -
nämlich für die Überwachung des Verkehrs 
mit Wein - "besonders geschulter Organe" 
- Bundeskellereiinspektoren - "zu bedie­
nen." 

Dies, meine Damen und Herren, ist ein Eti­
kettenschwindel. Dieser Etikettenschwindel 
ist aber nach meinem Dafürhalten, nach 
Dafürhalten maßgeblicher Universitätsge­
lehrter und auch nach Ansicht des Verfas­
sungsdienstes des Amtes der Niederösterrei­
chisehen Landesregierung ein untaugliches 
Mittel, dem zwingenden Verfassungsgrund­
satz der mittelbaren Bundesverwaltung und 
damit der Unterstellung besagter Bundesor­
gane unter den Landeshauptmann zu entrin­
nen. Das gleiche gilt für die Konstruktion der 
Mostwäger als Hilfsorgane des Ministers. 
(Zwischenruf des Bundesrates M o  h n 1.) 

Herr Kollege, lassen Sie mich die Begrün­
dung für meine, wie ich erklärt habe, ernste 
Behauptung voll darlegen, und dann, bitte 
schön, bin ich bereit, mich mit Ihnen ausein­
anderzusetzen. 

Es ist zwar richtig, daß der Verfassungsge­
richtshof bisher in drei Erkenntnissen ausge­
sprochen hat, daß es keine Verfassungsbe­
stimmung verbiete, mit bestimmten Entschei­
dungen einen Bundesminister als erste und 
einzige Institution zu betrauen, aber all diese 
Erkenntnisse, meine Damen und Herren, sind 
unter dem Aspekt des Rechtsschutzes bezie­
hungsweise des Schutzes des Grundrechts an 
den gesetzlichen Richter ergangen und setzen 
sich in keiner Weise wie hier mit der Organi­
sationskompetenz des Artikels 102 Abs.l 
B-VG auseinander. 

Außerdem ist allen drei Erkenntnissen 
gemeinsam, daß sich die Zuständigkeit der 
Minister jeweils auf grundsätzliche Fragen 
oder auf die Entscheidung über Ausnahmean­
träge beschränkt. Aber noch nie ist offenbar 
der Versuch unternommen worden, eine Ver­
waltungsangelegenheit in ihrem gesamten 
Umfang, wie es hier die Frage der Weinauf­
sicht ist, der Vollziehung in mittelbarer Bun­
desverwaltung dadurch zu entziehen, daß mit 
Behördeneigenschaft ausgestattete Organe 
einfach in Hilfsorgane umgetauft werden, um 
die Hürde des Artikels 1 02 Abs. 1 letzter Satz 
des Bundes-Verfassungsgesetzes zu über­
springen. 

Meine Damen und Herren! Würde dieses 
Beispiel Schule machen, dann könnten 
schließlich alle bisher in mittelbarer Bundes­
verwaltung geführten Agenden mit entspre­
chendem Hilfspersonal unmittelbar vom 
jeweiligen Ressortminister vollzogen werden. 
Aber wissen Sie, was das bedeuten würde? -
Das würde das Ende des Vollzugsföderalis­
mus in Österreich bedeuten - des Vollzugsfö­
deralismus, der eine ganz, ganz wesentliche 
Säule des Bundesstaates darstellt. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Geht man übrigens davon aus, daß den 
Bundeskellereiinspektoren nach wie vor 
Behördencharakter zukommt, dann dürfte 
das Weingesetz diesbezüglich nach Artikel 
102 Abs. 1 letzter Satz B-VG ja nur mit 
Zustimmung der beteiligten Länder kundge­
macht werden. Bei Fehlen einer solchen 
Kundmachung wäre eine Aufhebung durch 
den Verfassungsgerichtshof zu gewärtigen. 

Herr Bundesminister! Ich darf Ihre Auf­
merksamkeit etwa auf das Erkenntnis 8466 
des Verfassungsgerichtshofes lenken, indem 
sich dieser in einer ähnlich gelagerten Frage 
in bezug auf die Bundes-Lebensmitteluntersu­
chungsanstalten auseinandergesetzt und die 
Auffassung, die Ihnen hier vorzutragen ich 
mir erlaubt habe, ausdrücklich geteilt hat. 

l\4it besonderem Nachdruck möchte ich 
aber hier doch noch gerne betont wissen, daß 
die Verfassungswidrigkeit dieser mit behörd­
lichen Befugnissen ausgestatteten Hilfsor­
gane, Herr Bundesminister, nicht dadurch 
beseitigt werden kann (Bundesrat M o  h n 1: 
Wer hat die Verfassungswidrigkeit festge­
stell t?), daß die Mehrheit der Abgeordneten 
der Regierungsparteien im Landwirtschafts­
ausschuß des Nationalrates einfach die 
Behauptung aufstellt, der § 37 des Gesetzesbe­
schlusses sei verfassungskonform. Bei dieser 
Behauptung, Herr Kollege, ist höchstens der 
Wunsch, nicht aber die Verfassungsrechtslage 
Vater des Gedankens. (Beifall bei der ÖVP.) 

Lassen Sie mich sagen, meine Damen und 
Herren: All diese Überlegungen, die Ihnen 
vorzubringen ich mir erlaubt habe, machen es 
nach meiner Auffassung eigentlich jedem 
Mitglied dieses Hohen Hauses, und zwar ohne 
Rücksicht auf die Fraktionszugehörigkeit, zur 
Pflicht, gegen den vorliegenden Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates betreffend das Wein­
gesetz 1 985 in Wahrung der Rechte und Inter­
essen der Länder Einspruch zu erheben. 
(Bundesrat S c  h a c h n e r: Sie haben eine 
eigenartige Pflichtauffassung! - Weitere Zwi­
schenrufe bei der SPÖ.) 
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Ihre Reaktion, meine Damen und Herren 
von der linken Seite, scheint mir sehr bezeich­
nend zu sein. Es wird Ihnen aber nicht gelin­
gen, meine Damen und Herren von der sozia­
listischen Fraktion, hier den Eindruck zu ver­
wischen, daß dieser heutige Tag wirklich zu 
einer Nagelprobe für Sie werden wird. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Namens meiner Fraktion möchte ich aber 
schließlich doch der Hoffnung Ausdruck 
geben, daß die Bundesregierung - und der 
Bundeskanzler, wenn ich den Herrn Bundes­
kanzler aufgrund seiner Aussagen von 
gestern abend im Fernsehen diesbezüglich 
ansprechen kann, wo er bereits vom Behar­
rungsbeschluß des Nationalrates wie selbst­
verständlich gesprochen hat - unter Berück­
sichtigung der Begründung des vom Bericht­
erstatter vorgetragenen Einspruchs doch 
noch zur Einsicht gelangt, daß eine Überar­
beitung der Vorlage für alle Beteiligten von 
Nutzen wäre. (Bundesrat B e  r g e r: Um die 
Weinpantscher zu schützen! - Ruf bei der 
SPÖ: Schützt die "armen" Pantscher!) 

Vielleicht gelingt es beim zweiten Anlauf, 
ein Gesetz "wie aus einem Guß" zu machen, 
um den Herrn Bundesminister zu zitieren. 
Der erste Versuch ist jedenfalls sowohl in 
bezug auf den Guß als auch in bezug auf das 
bundesstaatliche Prinzip und schließlich auch 
in bezug auf die Anforderungen der Legistik 
total danebengegangen. 

Wenn nämlich nur im Wege der Interpreta­
tion überhaupt festgestellt werden kann, ob 
das alte Weingesetz neben dem neuen noch 
gilt oder nicht, dann wird die Tatsache, daß 
der gegenständliche Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates auch ein legistisches Husch­
Pfusch-Gesetz ist und daß die Sondersitzung 
des Nationalrates mit 41 Abänderungsanträ­
gen zu einer Regierungsvorlage von allen 
ernst zu nehmenden Medien zu Recht (Zwi­
schenruf bei der SPÖ), zu Recht, Herr Kol­
lege, als Blamage der Bundesregierung 
bezeichnet worden ist, vollends offenkundig. 
(Zwischenruf des Bundesrates S t r u  t z  e n -
b e r g e r.) Die Medien haben von der Bla­
mage der Bundesregierung gesprochen und 
nicht von einer der ÖVP, Herr Kollege Strut­
zenberger. (Beifall bei der ÖVP.) 

Lassen Sie mich abschließend festhalten: 
Die ÖVP-Bundesratsfraktion ist mit der Par­
tei und mit der ÖVP-Nationalratsfraktion voll 
guten Willens von vornherein an einer natio­
nalen Konsenslösung interessiert gewesen. 
(Zwischenrufe der Bundesräte M o  h n 1 und 
S t r u t z e n b e r g e r.)Und als Beweis dafür, 

Herr Kollege Strutzenberger, mag gelten, daß 
die heutige Sitzung nicht einmal eine Woche 
nach der Sondersitzung des Nationalrates zu 
einem Zeitpunkt anberaumt worden ist, als 
eine gemeinsame Beschlußfassung im Natio­
nalrat noch im Bereich des Möglichen schien. 

Die sozialistische Koalition hat den Kon­
sens leider unmöglich gemacht. 

Nehmen Sie, meine Damen und Herren von 
der sozialistischen Fraktion, und nehmen Sie 
bitte , Herr Bundesminister, unsere heutigen 
Argumente, die auch noch von meinen Nach­
rednern im Detail, auch in bezug auf die Bela­
stung der Weinbauern, ausgeführt und 
ergänzt werden, ernst. 

Der Bundesstaat Österreich hat ein 
Anrecht darauf, ernst genommen zu werden. 
(Langanhaltender Beifall bei der ÖVP.) 11.43 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Weiters zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Dr. Böseh. Ich erteile ihm dieses. 

11.43 

Bundesrat Dr. Bösch (SPÖ, Vorarlberg) : 
Herr Vorsitzender! Herr Bundesminister! 
Meine geschätzten Damen und Herren! Mein 
geschätzter Vorredner hat schon recht, wenn 
er sagt, es gehe um eine Nagelprobe. Aber es 
geht nicht um die Nagelprobe, die er erwähnt 
hat, sondern um jene, ob es uns gelingt, vor 
uns und vor den Augen der Welt - und es 
sind viele ausländische Fernsehanstalten hier 
- gelingt, glaubwürdig die Konsequenzen 
aus diesem Skandal zu ziehen, ob es uns 
gelingt, durch dieses Gesetz das Vertrauen 
der Konsumenten in den Wein wiederherzu­
stellen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Das ist die Exi­
stenzsicherung für die Weinbauern und nicht 
die Frage der organisatorischen Zugehörig­
keit der Kellereiinspektoren. (Zwischenruf 
des Bundesrates Dr. P i s  e c.) 

Die weltweiten Reaktionen auf diesen 
Weinskandal haben tatsächlich die Existenz 
Tausender Winzerfamilien gefährdet. Ich 
werde noch auf einige Ausführungen meines 
Vorredners in Richtung bundesstaatlicher 
Behauptungen zurückkommen. 

Meine Damen und Herren! Jahrelange 
Pantschereien, deren einziges "Gesetz" offen­
bar die Mißachtung aller anderen Gesetze 
war, haben sich - und das muß betont wer­
den - in einer Öffentlichkeit abgespielt, die 
wegen der Gefahr der zunehmenden Chemi-
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sierung unserer Lebensmittel ohnehin sensi­
b ilisiert ist. 

Hemmungsloses Profitstreben gewissenlo­
ser Geschäftemacher hat den heutigen Scher­
benhaufen geradezu programmiert. Und par­
teipolitische Attacken sind angesichts des 
Schadensumfanges und wohl auch aus ande­
ren Gründen, die ich hier nicht anführen 
möchte, verfehlt. 

Und wie immer wird in der Stunde des 
größten Zorns nach strengeren Strafen geru­
fen, nach der exemplarischen Bestrafung der 
Schuldigen. Wenn man die minimalen Straf­
androhungen des bisherigen Weingesetzes 
betrachtet, merkt man, dies geschieht mit 
einiger Berechtigung. Weder die Höchststrafe 
von drei Monaten nach § 45 des Weingesetzes 
noch die Verwaltungsstrafen konnten gene­
ral- oder spezialpräventive Wirkung erzielen. 
Strafandrohungen von höchstens drei Mona­
ten sind ja  auch im Strafgesetzbuch eine aus­
gesprochene Rarität. 

Gerade wenn man die Strafandrohung für 
Eigentumsdelikte betrachtet, bei denen die 
Strafandrohung bereits steigt, wenn der Scha­
densbetrag 5 000 S übersteigt, so merkt man, 
daß die Strafbestimmungen des Weingesetzes 
recht schüchtern waren. 

Und bei aller gebotenen Skepsis gegenüber 
Abschreckungswirkungen von Strafen, der 
geltende § 45 des Weingesetzes ist offensicht­
lich in vielen Fällen nur als Leitfaden für Gut­
willige betrachtet worden. In dem heute zur 
Beratung stehenden Weingesetz sind diese 
Strafen entsprechend verschärft worden. 

Meine Damen und Herren, zu einer weite­
ren Rechtsfrage. Was die Bundesverwaltung 
mittelbar oder unmittelbar betrifft, so ist es 
so, daß es bisher im materiellen Sinn weder 
eine mittelbare noch eine unmittelbare war, 
sondern ein Zusammenwirken. 

Das Weingesetz wird in unmittelbarer Bun­
desverwaltung vollzogen, daher ist auch die 
Einrichtung des sogenannten Hilfsapparates 
des Bundesministers verfassungsrechtlich 
einwandfrei geklärt - nicht nach meiner 
bescheidenen Meinung, sondern nach Meb 
nung des Bundeskanzleramtes - Verfas­
sungsdienst. 

Meine Damen und Herren! Was den Begriff 
"Notoperation" betrifft, haben Sie eines völlig 
außer acht gelassen: Sie verteidigen hier die 
Rechte des Bundesrates zu Recht, Sie vertei­
digen oder wollen eine Stärkung der Rechte. 

Aber mit dem Begriff "Notoperation" haben 
Sie nicht nur. den Bundesrat herabgesetzt, 
sondern das ganze Parlament. 

Denn, meine Damen und Herren, wer ist 
eigentlich der Gesetzgeber? Kann eigentlich 
der Gesetzgeber nur noch Notoperationen 
durchführen, kann man all seine Änderungs­
wünsche, alle Wünsche der Volksvertreter, als 
Notoperation an einem "sakrosankten Wil­
len" der Bundesregierung bezeichnen? Ist es 
nicht eher - zugegeben unter dem Zeitdruck 
- ein Beweis lebendigen Parlamentarismus, 
wenn auch einmal eine Regierungsvorlage 
entsprechend umgearbeitet wird? 

Meine Damen und Herren! Ein Großteil die­
ser Regierungsvorlage, über ein Dutzend 
Änderungen sind ja nur Änderungen der 
Zitierungen. Es entsteht ein völlig falsches 
Bild, wenn hier von 42 Änderungen gespro­
chen wird. Ein großer Teil ist ja  nur infolge 
des Neins der ÖVP zu den Verfassungsbestim­
mungen notwendig geworden. (Beifall bei der 
SPÖ. - Bundesrat lng. M a d e r t h a n e r: 
Das stimmt ja nicht! Zwei Punkte . . .  1) 

Meine Damen und Herren, nicht nur die 
Bevölkerung in Österreich, auch die in 
Deutschland muß wissen, daß zu einem erheb­
lichen Teil nur Beistrichzitierungen, Paragra­
phenzitierungen geändert wurden, aus der 
geänderten Rechtslage durch das Wegfallen 
der Zustimmung zu den Verfassungsbestim­
mungen. 

Meine Damen und Herren! Führen Sie doch 
einmal all die$e Beispiele an. 

Man muß doch hier das Zusammenwirken 
und das kurzfristige Wegfallen der ÖVP, die 
offenbar im letzten Moment vom nationalen 
Konsens abgesprungen ist, in Rechnung stel­
len. 

Meine Damen und Herren! Gestatten Sie 
mir aber auch ein paar grundsätzliche Bemer­
kungen; ich glaube, jetzt ist die Stunde dazu. 

Wir müssen nicht nur über Strafverschär­
fungen reden, sondern auch über eine dra­
stisch verschärfte Kontrolle und über ein 
grundsätzliches Umdenken. Eine steigende 
Zahl von Konsumenten - auf die kommt es 
ja an, die müssen die Weinwirtschaft sichern 
- ,  vor allem im westlichen Ausland, reagiert 
auf das Herumpantschen mit Lebens- und 
Genußmitteln und auf das Zusetzen von aller­
lei Pülverchen und Mitteln äußerst sensibel 
und allergisch. Es muß daher auch gegenüber 
starken Interessengruppen Klartext geredet 
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werden, wenn der Ruf der Pantscherei von 
der österreichischen Weinwirtschaft getilgt 
werden soll. Das ist unsere Aufgabe hier! (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Daß die Angelegenheit sehr ernst ist, brau­
che ich nicht näher darzulegen. Als fast tägli­
cher Konsument ausländischer Fernsehpro­
gramme weiß ich davon ein Lied zu singen. 
(Bundesrat Ing. Ni g 1: Ein Vogel-Lied!) 

Strenge Kontrollen können sicherlich unan­
genehm sein, und sie müssen es wohl auch. 
Es ist auch eine Frage des Hausverstandes, 
daß jemand, der Lebensmittel erzeugt - und 
der Wein ist quasi ein Lebensmittel -,  stär­
ker kontrolliert werden muß als irgendein 
Schrotthändler oder irgendein anderer Beruf. 
(Bundesrat Ing. M a d e r t h a n  e r: Das wäre 
auch bisher möglich gewesen!) Das liegt in 
der Natur der Sache. 

Es ist schon richtig, meine Damen und Her­
ren, wir brauchen schärfere Kontrollmecha­
nismen; ich sage Ihnen gleich, warum. 

Es ist schon richtig, wenn gefordert wird, 
daß die großen Sünder hinter Gitter müssen. 
(Bundesrat R a a  b: Auf der Regierungsbank 
sitzen sie!) Diese Forderung wird immer erho­
ben. (Bundesrat Ing. Ni g 1: Broda hat etwas 
anderes verlangt: Nicht hinter die Gitter, son­
dern vor die Gitter! Freilassen!) Es müssen 
daher auch die Kontrollmechanismen ver­
stärkt werden. Wer verhindert, daß die Kon­
trollmechanismen verstärkt werden, verhin­
dert genau das, was durch ein Gesetz erreicht 
werden soll, nämlich nicht nur die Kleinen zu 
fangen, sondern auch die Großen zur Rechen­
schaft zu ziehen. Daß die Großen mehr und 
bessere Möglichkeiten haben, etwas zu umge­
hen, ist allen klar. Daß diesem Vorteil nur 
durch ganz strenge Kontrollen begegnet wer­
den kann, ist eine Erfahrung des täglichen 
Lebens. (Bundesrat R a a  b: Sagen Sie das 
dem Landwirtschaftsminister!) Strenge Kon­
trollen sind zwar nicht die einzige, aber eine 
unabdingbare Voraussetzung der Gleichheit 
vor dem Gesetz sowohl des Kleinbauern als 
auch der Großhandelsfirma, aber auch des 
Konsumenten. Denn auch das Recht auf 
unverfälschte Lebensmittel ist ein Grund­
recht. 

Meine Damen und Herren! Das vorliegende 
Gesetz ist ein Anfang, auf den wir stolz sein 
können. (Rufe bei der SPÖ: Jawohl!) Es ist 
notwendig, daß auch in den anderen Berei­
chen des Lebensmittel- und Umweltrechts 
wesentlich strengere Maßstäbe angelegt wer­
den. Es wird nicht das einzige Mal sein, daß 

wir strengere Maßstäbe anlegen, wollen wir 
nicht weiter mit unangenehmen Sachen kon­
frontiert werden. 

Es geht hiebe i nicht um eine Mobilmachung 
gegen bestimmte Firmen, es geht auch nicht 
um eine Mobilmachung gegen die Chemie. 
Aber wir müssen ganz streng kontrollieren im 
Interesse der Vorsorge für die menschliche 
Gesundheit, aber auch zur Verhinderung wei­
terer unangenehmer Vorfälle. 

Harmlose Grenzwerte mit relativ großem 
Spielraum, Vollzugsdefizite durch mangelnde' 
Kontrollmöglichkeiten oder mangelndes Vor­
sorgeprinzip sind der Nährboden jener Skan­
dale, die wir verhindern müssen. 

Es war ja auch nicht der Staat, der mit sei­
nen Vorschriften die Weinwirtschaft behin­
derte. Der vernichtende Schlag kam vielmehr 
von jenen, die die bisherigen Bestimmungen 
offenbar als eher harmlose Empfehlung 
betrachtet haben und die natürlich die stren­
geren Kontrollen fürchten wie der Teufel das 
Weihwasser. (Bundesrat Dr. M ül l e r: Sogar 
das wird gepantscht, Herr Professor!) 

Gewesene oder potentielle Pantscher - wir 
hoffen, daß es sich nur um eine theoretische 
Möglichkeit handelt - sind natürlich hocher­
freut, im Hohen Haus von Ihrer Seite zu 
erfahren, daß man strenge Kontrollen auch 
als Schikanen denunzieren kann. Einigen 
sogenannten Spezialisten in der Weinwirt­
schaft war tatsächlich alles erlaubt. 

Meine Damen und Herren! Es wäre aber 
nicht die volle Wahrheit, würde man nicht 
auch die Rahmenbedingungen in Rechnung 
stellen. Wir haben auch Schwierigkeiten im 
Agrarbereich, wie etwa die Überproduktion. 
Es ist eine Tatsache, daß die Landwirtschaft 
- nicht nur die österreichische; wenn ich 
"Landwirtschaft" sage, so meine ich vor allem 
die europäische Landwirtschaft, deren 
Schwierigkeiten Sie ja alle kennen - durch 
Industrie- und Chemieabhängigkeit immer 
mehr in Wachstumszwang gerät und Über­
schüsse produziert, die wir aber letztlich alle 
selbst bezahlen müssen. 

Wollen wir die Sache von Grund auf 
ändern, so müssen wir auch diesen Wach­
stumsdruck vermindern und die Übermecha­
nisierung kritisch beleuchten. Es sind mögli­
cherweise andere Landbaumethoden zu über­
legen. 

Meine Damen und Herren! Geht man noch 
tiefer, so zeigen sich noch andere Probleme, 
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die in den Parlamenten eigentlich viel zu 
wenig diskutiert werden. Wir kennen alle die 
Krisensymptome unserer Gesellschaft: das 
Waldsterben in allen Teilen Europas, die Ver­
giftung der Böden, die Verseuchung des Was­
sers und die fast unkontrollierbaren Abfall­
berge. 

Weil wir wissen, daß gepantschter Wein 
Auswirkungen auf viele wirtschaftliche Berei­
che hatte, müssen wir bei diesen Fragen auch 
die inneren Zusammenhänge und die Rah­
menbedingungen sehen. 

Meine Damen und Herren! Es sei mir 
gestattet, darauf hinzuweisen, daß in der 
Europäischen Gemeinschaft jährlich 2 Mil­
liarden Tonnen Abfall anfallen, der irgendwo 
in der Landschaft verteilt, verbrannt oder ins 
Meer geschüttet wird. Davon sind 20 Millio­
nen Tonnen hochgiftiger Industriemüll, der 
verladen jährlich einen Zug von 10 000 km 
Länge ergeben würde. Es handelt sich hier 
um ein ganz großes europäisches Problem, 
dessen Auswirkungen in Bereichen, die wir 
hier noch zu behandeln haben werden, zum 
Ausdruck kommen können. 

Pro Kopf fallen heute in Österreich schon 
mehr als 100 kg Verpackungsmaterial an. 
Sollte die Verdrängung der Pfandflaschen, die 
bereits begonnen hat, zu Ende geführt wer­
den, würden in Österreich etwa 3 Milliarden 
nicht verrottbare Getränkeverpackungen 
anfallen. Auch nur 1 Prozent davon wegge­
worfen, bedeutet im Jahr 30 Millionen Dosen 
und Glasflaschen, die Österreichs Landschaft 
verunstalten. 

Zurzeit sind 7,3 Millionen chemische Sub­
stanzen literaturmäßig erfaßt, und davon wer­
den über 60 000 verschiedene Stoffe in über 
einer Million Zubereitungen vermarktet. Lei­
der werden Folgeschäden oft zu spät erkannt. 

Es geht überhaupt auch um die Politik der 
Grenz- und Höchstwerte, die leider Gottes oft 
mehr wirtschaftspolitischer als wissenschaft­
licher Natur sind. Es ist viel zu oft in vielen 
Fällen eben auch der Wirtschaftsbund der 
ÖVP, der alle Verbesserungen in diese Rich­
tung als Schikane bezeichnet und den 
bekannten Weg geht: im allgemeinen schon 
für die Verbesserung, im besonderen dann 
aber dagegen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich aus­
drücklich auf die konsumentenpolitische 
Enquete des Familienministeriums hinwei­
sen, in deren Verlauf vier wesentliche Forde­
rungen aufgestellt wurden: Vergiftungsstopp 

in den Nahrungsmitteln, in Luft, Wasser 
durch Verminderung der Schadstoffe, strenge 
Kontrollen und Haftung der Hersteller. Die 
Haftung der Hersteller wird eine der Mate­
rien sein, mit denen sich dieses Haus noch zu 
beschäftigen haben wird. (Stellvertretender 
Vorsitzender Dr. S c  h a  m b  e c k  ü bernimmt 
die Verhandlungsleitung.) 

Zweitens: Der Verwüstungsstopp durch 
Entwicklung neuer, umweltfreundlicher Pro­
dukte zum Beispiel bei den Waschmitteln. 
Verschmutzungsstopp durch Verminderung 
aufwendiger und gefährlicher sowie das Ver­
bot gefährlicher Verpackungen sowie ein 
objektives Gütezeichen für umweltfreundli­
che Produkte. 

Zu begrüßen ist daher im besonderen die 
Ankündigung von Frau Familienminister 
Fröhlich-Sandner, dem Parlament noch im 
Herbst ein neues Produkthaftungsgesetz 
zuleiten zu wollen, eigentlich eine mit der 
heutigen Materie sehr eng verwandte Angele­
genheit. 

Meine Damen und Herren! Als Optimist 
möchte ich leider fast sagen, man sollte es 
nicht prophezeien, aber es ist zu befürchten, 
daß die rechte Seite dieses Hauses in Sonn­
tagsreden auch dafür ist, aber daß, wenn es 
dann ernst wird, wenn es um das einge­
machte geht, wenn es um die konkrete Maß­
nahme geht, dann vieles davon wie heute wie­
der als Schikane verteufelt wird nach dem 
Grundsatz "business as usual". 

Mit dem heutigen Nein zum vorliegenden 
Gesetz und der fadenscheinigen Zuflucht zu 
verfassungsrechtlichen Streitereien, wo doch 
jeder weiß, worum es in Wahrheit geht, scha­
den Sie unserem Land - das sage ich hier in 
Anwesenheit ausländischer Fernsehanstalten 
- und demonstrieren Sie gleichzeitig Ihre 
Ohnmacht, eine Politik zu betreiben, die auch 
in Ansätzen über eine reine Interessensdurch­
setzung hinausgeht. Es werden im Laufe der 
Zeit - das wissen wir alle, die wir länger hier 
im Bundesrat sind - wie überall Änderungen 
notwendig sein. Aber der Neubeginn, der 
auch im Ausland als solcher gesehen wird, ist 
mit dem heutigen Gesetzesbeschluß getan. 

Ich stelle daher den An t r a g, gegen die­
sen Gesetzesbeschluß des Nationalrates kei­
nen Einspruch zu erheben. (Beifall bei der 
SPÖ.) 12.03 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
beck: Der von den Bundesräten Dr. Bösch und 
Genossen eingebrachte Antrag, gegen den 
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vorliegenden Gesetzesbeschluß des National­
rates keinen Einspruch zu erheben, ist genü­
gend unterstützt und steht demnach in Ver­
handlung. 

Ich begrüße den im Haus erschienenen 
Herrn Staatssekretär Dr. Ferrari-Brunnen­
feld. (Allgemeiner Beifall.) 

Zum Wort hat sich Herr Bundesrat Wilfing 
gemeldet. Ich erteile es ihm. 

12.04 

Bundesrat Wilfing (ÖVP, Niederösterreich): 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Bun­
desminister! Herr Staatssekretär! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Hoher Bundes­
rat! Herr Kollege Böseh! Sie haben einleitend 
gesagt, es gehe darum, in der weiten Welt wie­
der Vertrauen zu gewinnen . (Bundesrat 
S t e  i n 1 e: Dann stimmt dem Gesetz zu!) 
Glauben Sie, Herr Kollege Böseh, daß man 
mit Bestimmungen im Weingesetz , von denen 
einige für eine Berufsgruppe wie die Wein­
bauern nicht durchführbar sind - das sage 
ich als Weinhauer -,  das Vertrauen in der 
Welt wiederherstellen kann? 

Herr Kollege Böseh! Sie haben auch gesagt, 
die Österreichische Volkspartei hätte in den 
Verhandlungen den gemeinsamen Weg ver­
lassen. Herr Bundesminister Haiden! Ich 
glaube, den gemeinsamen Weg haben S i e 
verlassen. 

Beim Weingipfel am 29. Juli haben wir 
gemeinsame Wege aufgezeigt. Nur wurden 
später Abänderungen von Ihnen durchge­
führt, von denen Sie wußten, daß die Wein­
hauer und auch die Österreichische Volkspar­
tei diesen nicht zustimmen können. (Zwi­
schenruf des Bundesrates M o  h n 1.) 

Das sind eben Dinge, die in der Praxis abso­
lut undurchführbar sind und zu schikanösen 
Härten führen . 

Ich als Weinhauer glaube, Minister Haiden 
wollte ein Politiktheater aufziehen. An eine 
ernsthafte Einigung, glaube ich, hat er nicht 
ganz gedacht. 

Auch die Abänderungen im Ausschuß für 
Land- und Forstwirtschaft des Nationalrates 
stehen mit verfassungsrechtlichen Dingen ja 
nur zum Teil in Konnex. Ich habe hier diesen 
Ausschußbericht; die Abänderungen lauten: 
Im Abschnitt I wird § 6 Abs. 5 ergänzt wie 
folgt: "Schaumwein . . .  " .  

Hat das mit Verfassungsrecht zu tun, daß 

man vergessen hat, daß es hier durchaus pas­
sieren hätte können, daß mit 1. Oktober keine 
Sekt- oder Schaumweinerzeugung in Öster­
reich hätte durchgeführt werden können? Ich 
glaube, hier ist doch einiges passiert in dieser 
Schnelligkeit, in der man zu wenig um den 
Konsens bemüht war, daß man wirklich 
sagen kann, hier . wurde wirklich falsch 
reagiert und falsch gehandelt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Als am 20. Juni dieses Jahres die Weingesetz­
novelle 1985 in der Länderkammer des Parla­
ments zur Debatte stand, wo Kollege Bundes­
rat Achs für die sozialistische Fraktion und 
meine Wenigkeit für meine Fraktion Stellung 
nahmen, sprachen wir von einem guten, 
zukunftsweisenden Weingesetz, das auch ein­
stimmig beschlossen wurde. Da war es, und 
das muß ich schon sagen, der Wunsch einiger 
Bundesräte - sicher war die Stimmung 
damals zukunftsorientiert und gut von uns 
beiden dargestellt - , daß so bald als möglich 
wieder eine Weingesetznovelle im Parlament 
behandelt werden sollte. Dieser Wunsch ging 
leider allzu rasch in Erfüllung. 

Man ahnte schon Ende Juni, daß der Weins­
kandal größere Kreise ziehen werde. Vor 
allem der Minister hat es damals sicher schon 
wissen müssen und hat es auch damals schon 
gewußt, wenn man die Aufzeichnungen sieht, 
was uns bekannt war, auch der Öffentlichkeit 
bekannt war . . .  (Bundesrat M o  h n 1: Da 
habt ihr nicht gehandelt, obwohl ihr das 
gewußt habt?) 

Bei dieser Sitzung erklärte ich, daß der 
Weinskandal dem Ruf des österreichischen 
Weines Schaden zufüge, dessen Auswirkung 
man noch nicht abschätzen könne. Zwei 
Monate später kann man ihn abschätzen. Der 
Ruf, das Ansehen sind total ruiniert, und man 
muß neu beginnen, im In- und Ausland das 
Image des österreichischen Weines wieder­
aufzubauen. Man sollte aber, bevor man 
etwas aufbaut, zurückschauen und überlegen, 
wie so etwas passieren konnte, was falsch 
war, warum das möglich war. Diese Fragen 
möchte ich als Weinhauer und nicht als Inter­
essenvertreter des Weinbaues und auch nicht 
als Politiker durchleuchten, nicht emotionell, 
wenn es möglich ist (Bundesrat K ö p f: Wie 
geh t da.s?) -es ist nicht so leicht, Herr Kollege 
- ,  sondern in sachlicher Art und Weise. Ich 
werde es versuchen. 

Ich komme aus einer Weinhauerfamilie, die 
seit vielen Generationen Weinbau betreibt, in 
einer Gegend des Weinviertels, wo der Wein­
bau eine dominierende Rolle in der Wirtschaft 
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spielt. Ich arbeite selbst schon seit 1945 im 
Weinbau. Schon als Bub mußte ich dort arbei­
ten, da mein Vater eingerückt war. Ich arbeite 
also 40 Jahre aktiv bei der Weinlese und im 
Keller mit und führe seit 1960 selbständig 
einen Betrieb, wo der Weinbau Schwerpunkt 
Nummer eins ist. 

Die Vermarktung meiner Weine geschieht 
zum Teil über die Winzergenossenschaft, zum 
Teil im Gebindeverkauf über den Weinhandel, 
zum Teil Selbstvermarktung. Dadurch kenne 
ich alle Möglichkeiten und Voraussetzungen 
und auch Chancen, die der Weinbau in den 
letzten Jahrzehnten hatte. 

Zur ersten Frage: Was war falsch? War es 
das Weingesetz 1961? - Nein. Alle Dinge, die 
zum Weinskandal führten, ob Diäthylengly­
kol, Kunstwein oder andere Pantschereien, 
die nun aufgedeckt werden, waren schon nach 
diesem Weingesetz verboten. 

Die zweite Frage: Wie war das möglich? In 
den letzten Jahrzehnten seit Einführung der 
Hochkultur und der Ausweitung der Weinbau­
fläche, vor allem aber durch die Motorisie­
rung hat sich eine neue Verkaufs strategie 
entwickelt. Supermärkte, Diskontangebote 
auf der einen Seite, Steigerung des Exportes 
auf der anderen Seite erhöhten den Weinab­
satz. 

1968 wurde die Alkoholabgabe, die bis 1971 
befristet war, beschlossen und eingeführt. Bis 
dahin war die Weinsteuer ein wesentlicher 
Steuerbeitrag der Weinwirtschaft, 50 Gro­
schen pro Liter plus 3 Groschen Kontrollge­
bühr waren zu bezahlen. Und in jedem Wein­
ort gab es einen Weinsteuerkommissär und 
-kontrollor, der mit dem Finanzamt engstens 
zusammenarbeitete. 

. 

1970 war es eine der ersten Maßnahmen der 
damaligen SPÖ-Minderheitsregierung, diese 
Steuer abzuschaffen oder auszusetzen. Hier 
hat man der FPÖ nachgegeben, um eine 
Zustimmung zum Budget 1971 ,  wenn ich mich 
noch richtig erinnere, zu erhalten. (Bundesrat 
B e  r g e r: Die Bauern haben sich gefreutJ) Ja, 
seit dieser Zeit gab es keine regelmäßigen 
Finanzkellerkontrollen mehr. Obwohl viele 
Weinhauer, ich bin überzeugt, auch in GoIs 
und Deutschkreutz, dies nicht begrüßten 
(Bundesrat A c h s: Dagegen waren sie auch 
nichtJ), konnten sie sich doch j ährlich mit den 
Finanzbehörden ausgleichen und es so buch­
haltungsmäßig leichter haben. Auch für die 
Weinbauvertreter war es ab diesem Zeitpunkt 
schwieriger. Sie wußten nicht, wie sich der 
Weinmarkt im Laufe des Jahres entwickeln 

und wie sich der Stand des Weinlagers vor der 
Ernte darstellen würde. 

Auch die Finanzierung des Weinwirt­
schaftsfonds war erschwert, waren doch laut 
Weinwirtschaftsgesetz noch 50 Prozent des 
Aufkommens aus der Weinsteuer die Grund­
lagen der Finanzierung dieses Fonds, das 
heißt, größere Ernten brachten einen erhöh­
ten Bedarf oder auch erhöhte Einnahmen. 
Das Aussetzen der Weinsteuer hatte also 
Nachteile, aber auch Vorteile, im besonderen 
für den Weinhandel, aber auch für die Selbst­
vermarkter . Durch den Wegfall dieser Steuer 
sparten sie sich zwar erhebliche Geldsum­
men, mußten sich aber ab diesem Zeitpunkt 
selbst kontrollieren durch Führung eines Kel­
lerbuches und Aufzeichnungen für die 
Finanzbehörde. 

Es wurden von seiten der Finanzbehörde 
fallweise Kontrollen durchgeführt. Ich weiß 
aber aus Berichten, daß viele Weinbaube­
triebe seit 1971 keinerlei Prüfungen und Kon­
trollen von seiten der Finanz hatten. Ich hatte 
in meinem Betrieb, in meinem Keller dreimal 
in diesen 14 Jahren Finanzbetriebsprüfungen. 
Es ist so, daß ich meine Aufzeichnungen ähn­
lich mache wie zirka 80 Prozent der Wein­
hauer aus meinem Bereich, aus dem Bereich 
Poysdorf, wo ja 85 bis 90 Prozent der Betriebe 
ihre Weine im Gebinde oder die Trauben ver­
kaufen. Jenes Kellerbuch, das von seiten der 
Landes-Landwirtschaftskammer ausgegeben 
wird, ist speziell für Betriebe, die im besonde­
ren auch in der Selbstvermarktung tätig sind, 
gedacht. 

Darin sind alle Aufzeichnungen enthalten. 
Daher konnte mein Betrieb genauso wie alle 
anderen Betriebe jederzeit überprüft werden. 
Das heißt, darin kann der Stand, wie er jetzt 
in meinem Keller sein muß, abgelesen wer­
den, wie es wahrscheinlich - davon bin ich 
überzeugt - bei fast allen Weinhauern in 
Österreich der Fall sein wird. 

Heute, angesichts dieses Skandales, wo im 
besonderen auch Kunstwein größeren Aus­
maßes eine Rolle spielt, kann man rückblik­
kend feststellen, es wäre wohl klüger gewe­
sen, bei Wein die Alkoholabgabe 1971 auslau­
fen zu lassen und die Weinsteuer und ihre 
Kontrolle zu belassen. (Bundesrat K ö p f: Da 
wäre nicht gepantscht worden ? Wo ist da der 
Zusammenhang?) Ja, der Zusammenhang ist 
da, ich werde noch darauf zurückkommen. 

Die dritte Frage: Wie konnte so etwas pas­
sieren? Das fällt in die Kompetenz der Wein� 
kontrolle. Es gibt in Österreich 15 Weinauf-
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sichtsgebiete mit, wenn ich mich nicht irre, 16 
Kellereiinspektoren. Diese haben die Auf­
gabe, zirka 50 000 Weinbaubetriebe, etwa 
1 500 Weinhandelsbetriebe und über 10 000 
gastwirtschaftliche Betriebe zu überwachen. 

Das sind, sehr geehrter Herr Minister, viel 
zu wenig Beamte. Seit Jahren - davon bin 
ich überzeugt - haben die Inspektoren bei 
den Dienstbesprechungen aufgezeigt, daß die 
Überwachung und Überprüfung der Betriebe 
schwierig seien, insbesondere bei einigen 
jener Betriebe, deren Besitzer heute ange­
klagt sind. Nichts geschah, Herr Minister! 
Hier liegen ein großes Versäumnis und Ihre 
Mitschuld an dem Skandal. 

Ja, Herr Minister, ich behaupte, daß mehr 
als 90 Prozent der Weinhauer ihre Kellereiin­
spektoren persönlich überhaupt nicht kennen 
und auch noch nicht kontrolliert wurden. 

Gestatten Sie mir einen Vergleich. Wie 
würde es auf unseren Straßen, ob es nun der 
fließende oder ruhende Verkehr ist, mit der 
Einhaltung der Verkehrsordnung aussehen, 
wenn 90 Prozent der Straßenbenützer wüß­
ten, daß es Polizei oder Gendarmerie gibt, 
aber überwachen, kontrollieren, exekutieren, 
strafen - das tut niemand. Das würden viele 
ausnützen. Die Verkehrsordnung würde nicht 
eingehalten, und das Benützen der Straße, 
davon bin ich überzeugt, würde zehnmal 
gefährlicher. 

Hier gilt das gleiche wie beim Wein. Mehr 
als 90 Prozent der Weinhauer - dies ist wie 
bei den Verkehrsteilnehmern - bräuchten 
keine Kontrolle und Überwachung, 10 Prozent 
aber würden ein Chaos auslösen, wie es beim 
Wein nun ist, wo es nur Zehntelprozente aller 
Betriebe sind, die diesen Skandal auslösten. 
(Bundesrat M o  h n 1: . . .  aufgeregt über die 
strengen Kontrollen! Jetzt ist es auf einmal 
zuwenig!) Daß es soweit kam und kommen 
mußte, war eine logische Folge einer nicht 
kontrollierten und nicht überwachten Wein­
mafia. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich stehe nicht an, diese auf das schärfste 
zu verurteilen. (Bundesrat K Ö p f: Darum gibt 
es jetzt mehr Kontrollen!) Nur strengste Stra­
fen sowie . . . (Bundesrat K ö p f: Da frage ich 
mich, warum Sie sich gegen mehr Kontrollen 
wehren und nicht dem Gesetz zustimmen!) 
Wir sind nicht gegen eine verschärfte Kon­
trolle, absolut nicht. 

Doch strengere Strafen müßten jene 
bekommen, die überführt werden, daß sie aus 
Gewinnsucht und in betrügerischer Absicht 

dieses Diäthylenglykol dem Wein beigemengt 
haben. 

Herr Minister! Hoher Bundesrat! Als der 
Wein skandal seinem Höhepunkt zusteuerte 
- das war Ende Juli - ,  haben sich Weinbau­
vertreter aus dem Weinbaugebiet Falkenstein 
zusammengetan, um Maßnahmen zu beraten, 
was die ehrlichen Weinhauer des Gebietes tun 
könnten, um ihren Wein vor Verdächtigungen 
und Schaden zu bewahren. Es wurde 
beschlossen, eidesstattliche Erklärungebzuge­
ben, daß ihre Weine frei von verbotenen 
Zusätzen sind. Bisher haben 588 Weinbaube­
triebe aus dem Bezirk Poysdorf, 220 Betriebe 
aus dem Bezirk Zistersdorf eidesstattliche 
Erklärungen abgegeben. So ist es in allen 
Bezirken dieses Weinbaugebietes. 

Auch ein Symbol wurde geschaffen, das auf 
die Etiketten der Weinflaschen gegeben wer­
den soll, um den Weintrinkern die Ehrlichkeit 
und Echtheit dieses Weines zu garantieren. 

Es wurde eine sogenannte weiße Liste mit 
Namen und Adressen aufgelegt und den öster­
reichischen Tageszeitungen mit den größten 
Auflagen übermittelt. Auch den Lokalzeitun­
gen im Weinbaugebiet wurde diese Liste über­
sendet. 

Die Tages- beziehungsweise Wochenzeitun­
gen veröffentlichen schwarze Listen. Dafür 
sind wir. Wer dies gen au verfolgt, weiß, daß 
da täglich Weine von den Firmen Grill, Saut­
ner, Haimerl, Peer bis zum Überdruß genannt 
wurden, obwohl schon mehr als 190 Betriebe 
inkludiert �ein sollen. Was uns gewundert hat, 
ist: Nur eine Tageszeitung - etwas , was ich 
hier sehr dankbar erwähnen möchte - hat 

, diese weiße Liste bisher veröffentlicht. 

Ja, Negatives, also Gaunerei ist halt - so 
scheint es - populärer als Positives, als Ehr­
lichkeit. 

Aber wir Weinhauer hoffen, daß sich das 
ändern kann und auch ändern wird. 

In der Länderkammer des Parlaments steht 
nun ein neues Weingesetz zur Debatte und 
zur Abstimmung - obwohl, wie ich eingangs 
meiner Rede ausführte, es kaum zwei Monate 
her ist, daß ein neues, gutes Weingesetz 
beschlossen wurde, das seit 1. September, also 
vier Tage, Gültigkeit hat. Ich habe im Juni 
erklärt, daß es offene Fragen in Weingesetz 
gibt. Das ist zum Beispiel die Frage des Wein­
gele gers. Immer wenn Kunstwein hergestellt 
wird, ist Weingeleger involviert. Warum ver­
bietet man nicht den Handel mit Weingeleger 
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beziehungsweise Gelegerpreßwein? Auch im 
neuen sogenannten strengsten Weingesetz, 
im § 59 Abs.  4, wird die Abgabe erlaubt. 

Auch verbesserte Bezeichnungswahrheiten 
sowie Inhaltsangaben sind ein echter Vorteil 
für den Weinliebhaber, und wir Weinhauer 
stehen dazu. Besonders die Angabe der Alko­
hol- und Restzuckermenge gibt Aufschluß, ob 
leichter, trockener oder schwerer, süßer Wein 
sich in der Flasche befindet. 

Dieses Weingesetz, das zur Debatte steht, 
muß aber im Interesse der Länderrechte -
darüber wurde schon berichtet -,  im Inter­
esse der Weinliebhaber, vor allem aber der 
Weinhauer abgelehnt werden, sieht doch der 
Gesetzgeber in jedem Weinhauer - das 
erkennt man, wenn man es genau durchliest 
- einen potentiellen Weinpantscher und 
Steuerhinterzieher. (Widerspruch bei der 
SPÖ.) 

Es ist das ein Gesetz, das aber in vielen 
Punkten von den Betroffenen nicht durchge­
führt beziehungsweise eingehalten werden 
kann. Es ist unausgegoren. Hoher Bundesrat, 
das erkennt man schon dar an, daß bei allen 
Verhandlungen - ich habe es eingangs schon 
erwähnt - Gesetzentwürfe vorgelegt wurden, 
Bestimmungen, die wesentliche Abweichun­
gen vom vorherigen Entwurf aufweisen. 

Was uns Weinhauer besonders wundert: 
daß die Mitarbeiter der Medien die Aussage 
von Bundeskanzler Sinowatz - wer sich 
zurückerinnern kann: am Dienstag, den 
27.  August, bei der Ministerratssitzung - so 
widerspruchslos hingenommen haben, wo der 
Bundeskanzler erklärte, es gebe keine 
wesentlichen Abänderungen zu dieser Regie­
rungsvorlage, es sei eine Vorlage aus einem 
Guß. Und zwei Tage später brachte man im 
Landwirtschaftsausschuß des Nationalrates 
die 41 Anträge ein; ich habe sie eingangs her­
gezeigt. 

Und diese Abänderungen, so hört man -
und das hat auch gestern abend Bundeskanz­
ler Sinowatz in einem Interview wieder 
anklingen lassen - ,  gehen weiter. "Unausge­
gorenheit" .-:. und das sage ich als Weinhauer 
-, "Husch-Pfusch" sind gelinde Ausdrücke 
für eine solche Vorgangsweise. Durch einen 
solchen Vorgang wird die Situation und das 
Ansehen unseres Weines nicht verbessert. 

Man hat, Herr Minister, sehr geehrte 
Damen und Herren, bisher beim ganzen 
Weinskandal zu spät und falsch reagiert, 
falsch gehandelt, und man tut dies, so leid es 

mir tut, es sagen zu müssen, auch weiterhin. 
Kein Weinhauer versteht, warum man so 
lange zugewartet hat mit der Bereinigung des 
Skandals. (Bundesrat K ö p f: Das stimmt 
bitte nicht! Dagegen muß man sich verwah­
ren!) Man hat so lange zugewartet, bis das 
vom Ausland, von der Bundesrepublik aufge­
rollt wurde. Omas Geburtstag in Bremen 
wäre zwar nicht zu verhindern, aber nicht 
notwendig gewesen, hätten wir in Österreich 
richtig gehandelt. Es war doch schon 1985 -
ich glaube, Jänner/Feber, Herr Minister -
bekannt, daß Diäthylenglykol dem Wein, auch 
dem Exportwein, beigemengt wurde. 

Erst zwei Monate später nannten Sie zwei 
Firmen. Von diesen, las man später in der Zei­
tung, exportierte eine Firma später weiter in 
die Bundesrepublik Deutschland - wohl 
unter einem anderen Firmennamen, aber sie 
exportierte, so las man es. 

In all diesen Monaten, von Februar bis Juli, 
wurde den Pantschern die Mögichkeit gege­
ben, diese Weine zu verkaufen. Auch die Ver­
schleppung wurde dadurch nicht verhindert, 
sodaß viele Weinhauer beziehungsweise 
Weinhändler in diesen Glykol-Skandal mit 
hineingezogen wurden. Ein Skandal größten 
Ausmaßes! 

Weil Diäthylenglykol eine mehr oder weni­
ger giftige Substanz im Wein ist, haben Sie 
als Bundesminister die volle Verantwortung. 
- Ja wer denn sonst als die Aufsichtsbehörde 
Nummer eins? (Bundesrat S t e p a n  c i  k: Der 
Minister ist schuld - eine eigenartige Moral 
habt ihr! Da hört sich doch alles auf!) Fragen 
Sie nach im Ausland! Ich rede von einer Mit­
schuld und nicht nur von Verantwortung, 
meine sehr geehrten Herren. 

Ihre Partei und Ihr Koalitionspartner 
waren doch gut beraten, im Nationalrat den 
Untersuchungsausschuß abzulehnen. Dieser 
hätte wahrscheinlich Unterlassungen bezie­
hungsweise Verfehlungen in Ihren Ministe­
rien in diesen Fragen aufgezeigt. 

Herr Minister! Hoher Bundesrat! Ich bin in 
die Politik gegangen, weil ich die Schwierig­
keiten des Grenzlandes und des Weinbaues 
erkannte und helfen wollte, sie zu meistern. 
Sie wissen, Herr Minister - Sie im besonde­
ren, ich habe ja mit Weinhauern aus unserem 
Gebiet einige Male bei Ihnen vorgesprochen 
- ,  daß wir Weinhauer aus dem Weinviertel 
immer versuchten, Verbesserungen beim 
Weinpreis und Weinabsatz zu erreichen. Wir 
starteten die verschiedensten Aktionen. Es 
gelang uns manches auch ohne Hilfe. Denken 
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wir an die Solidaritäts aktion, wo positive Ent­
wicklungen Monate vorher eingeleitet wur­
den, die ein Mehr an Einkommen für uns 
Weinhauer brachten. 

Vieles gelang auch - und das soll auch 
anerkennenswert hier dargestellt werden -
mit öffentlicher Hilfe: die Traubenpreis-Aktio­
nen, AI-Kredite und verschiedenes mehr. 
Auch das Lager in Wolkersdorf darf ich nicht 
vergessen, wo die niederösterreichische Lan­
des-Landwirtschaftskammer mit Hilfe des 
Landes ein Weintanklager errichtete. Dieses 
half in schwerster Zeit entscheidend. 

Nur war all unser Bemühen erschwert, ja 
umsonst, weil zu einer großen Ernte noch Mil­
lionen Liter Kunstwein hinzukamen. (Bun­
desrat K ö p f: Da wehrt euch halt bei denen, 
die das erzeugen! Bei euren Kammerfunktio­
nären!) Das hätte verhindert werden müssen. 
Es kann auch in Zukunft verhindert werden, 
wenn die Kontrolle verstärkt und effizienter 
gestaltet wird. Diese Kontrolle muß aber pra­
xisbezogen sein und darf nicht schikanös 
durchgeführt werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Minister! Als Gemeinheit empfinden 
es wir Weinhauer, wenn man erklärt, dieses 
neue Weingesetz sei zum Schutz der 40 000 
oder 50 000 Weinhauer da, wo es doch in Wirk­
lichkeit - lesen Sie doch die Bestimmungen 
- auf ihrem Rücken ausgetragen wird, wo sie 
mehr Arbeit, mehr Kosten und wesentlich 
mehr Bürokratie haben. Wenn man den 
Gesetzentwurf liest: Es ist von einer zusätzli­
chen Auflage für die Weitergabe des Weines 
nichts enthalten. Für alles muß der Wein­
hauer die Verantwortung tragen. Er ist der 
Leidtragende der bisherigen Situation und 
bleibt es, so scheint es, auch in Zukunft. 

Der Skandal der Weinpreise 1982 bis 1984 
wurde von einigen Betrieben des nicht seri­
ösen Weinhandels heraufbeschworen, von 
denselben, die mit einigen unserer Weinbau­
ern die Verantwortung haben - die Haupt­
verantwortung; Mitverantwortung hat auch 
der Minister - für den jetzigen Weinskandal, 
der die österreichischen Weinbauern, den 
seriösen Weinhandel und die Winzergenos­
senschaften an den Rand ihrer wirtschaftli­
chen Existenz brachte. (Bundesrat K ö p f: 
Eure KammerfunktionäreJ) 

Herr Minister! Hoher Bundesrat! Wenn von 
den Vertretern der Regierungspartei gesagt 
wird, die ÖVP - heute ist dies schon ange­
klungen - stimmt dem österreichischen 
Weingesetz nur zu, wenn Steuererleichterun­
gen gegeben werden, so stimmt das nur zum 

Teil. Wir alle wissen, daß die Abgaben vom 
Weineinkäufer beziehungsweise Konsumen­
ten bezahlt werden sollen - ob die 10 Prozent 
Alkoholabgabe beziehungsweise 20 Prozent 
Mehrwertsteuer oder 10 Prozent Getränke­
steuer. Der Weinhauer hebt diese Steuern ein 
und überweist diese dem Finanzamt bezie­
hungsweise der Gemeinde. 

Nur: Bei einem Überangebot - und das 
haben uns die Erfahrungen der letzten Jahre 
in Deutschkreutz und GoIs ebenso wie 
anderswo gezeigt - waren die Weinhauer 
nicht imstande, diese Steuerlast zu überwäl­
zen. Bei einer Kette ist es das schwächste 
Glied, das die Hauptlast zu tragen hat. In der 
Weinwirtschaft sind es leider wir Weinhauer. 
Deshalb wehren wir uns und ver langen 
gerechte Steuern für uns und unsere Wein­
liebhaber. Wir sind froh, daß die Österreichi­
sche Volkspartei das erkennt und uns dabei 
unterstützt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Minister! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Ich möchte nun zu einigen Para­
graphen Stellung nehmen, die nach meiner 
Ansicht undurchführbar und praxisfremd 
sind. Einer davon ist die Lesegutkontrolle, § 
43 Abs. 1 .  Da steht: Jeder Erzeuger von Trau­
ben, aus denen Wein gewonnen werden soll, 
hat einen Tag vor der beabsichtigten Lese 
oder am Tage der Lese der jeweiligen Reb­
sorte bis spätestens . . .  landesgesetzlich der 
Lesetermin für solche Trauben bestimmt 
wird, nicht vor diesem Termin die Absicht 
unter Angabe der Sorte, der Grundstückbe­
zeichnung und Größe in der Gemeinde, in 
deren Bereich das betreffende Grundstück 
liegt, zu melden. 

Wie soll denn das gehen? (Zwischenruf des 
Bundesrates B e  r g e r.) In der Absichtserklä­
rung bei Prädikatsweinen! Ich rede für alle 
Weine, und da muß man schon sagen, viele 
Weinhauer haben leider - auch im Burgen­
land; vielleicht ist es hier anders, bei uns ist 
es nicht so - kein eigenes Fahrzeug, im 
besonderen ältere Weinhauerinnen und Wein­
hauer. Wie kommen die in das Gemeindeamt, 
wenn die Entfernung vom Gemeindeamt bis 
zu 10 Kilometer beträgt? 

Bis zu tausend und mehr Betriebe, die alle 
an den drei bis vier Wochenenden im Oktober 
ihre Trauben ernten, haben sich dann zu mel­
den und ihre Absichtserklärung abzugeben. 

Wie ist das bei schlechtem Wetter, bei 
Regen, bei Nebel, wenn Erntehelfer ausfal­
len? Die Weinhauer und die , die ein bißchen 
Ahnung von der Praxis einer Lese haben, wis-
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sen, wie das vor sich geht, wissen, daß oft 
ganz kurzfristig, während der Lese, umge- . 
stellt werden muß. (Bundesrat M o  h n 1: Die 
Praxis kennen wir!) Wie soll das gehen, ohne 
daß sich einer straffällig macht? (Bundesrat 
M o  h n 1: Nein, so geht es auch nicht . . . 1) 

Dieser Paragraph bzw. dieser Absatz ist 
also in der Praxis undurchführbar. (Bundes­
rat S t e i n  1 e: Ist ja nicht wahr!) Wir Wein­
hauer lehnen es auch ganz entschieden ab, 
daß die Erntemeldungen - das steht im sel­
ben Paragraphen - drei Wochen lang in der 
Gemeindekanzlei öffentlich aufliegen müs­
sen. Bitte, hier kann sich doch jeder das Ein­
kommen der verschiedenen Weinbauern aus­
rechnen. Wie würde man es bezeichnen, wenn 
tatsächlich ein solches Gesetz kommt, daß 
alle, die ein Einkommen haben, dieses bei der 
Gemeinde öffentlich aufzulegen hätten, damit 
jeder weiß, welchen Verdienst und welche 
Möglichkeiten jeder hat? (Bundesrat 
M o  h n 1: Dann kann auch nicht mehr passie­
ren, daß einer Wein verkauft, der . . .  / 
Gegenruf des Bundesrates Ing. N i  g 1.) 

Der § 42 Absatz 4 Punkt 1 - die Mostwäger­
frage. Die Mostwäger sind innerhalb ihres 
Aufgabenbereiches verpflichtet, am Tage der 
Lese das Lesegut von Tafel- und Qualitätswei­
nen stichprobenweise zu kontrollieren. Stich­
proben machen, das wißt ihr - zumindest die 
burgenländischen Weinhauer -, heißt, mit 
einem Stab ins Lesegut zu stechen und mit­
tels Refraktometer das Mostgewicht abzule­
sen. 

Meine Damen und Herren! Es wissen 
sicherlich alle, die bei einer Lese dabei waren 
und diese Maßnahme gesehen haben, daß 
sich auf vielen Trauben der Qualität nach 
Spätlesebeeren, aber auch Tafelweinbeeren 
befinden. Unterschiede von drei bis vier Gra­
den Klosterneuburger Mostwaage sind gar 
keine, Seltenheit; es gibt da also absolut keine 
Genauigkeit, und das kann Ausgangspunkt -
davon bin ich überzeugt - von Streitigkeiten 
und Ungerechtigkeiten sein. Das war schon 
auf vielen Gebieten zu sehen, gibt es doch 
Grenzwerte jeweils bei 13, 15, 17 und 19 Grad. 
Hier kann es, wenn der Mostwäger kein guter 
Psychologe und keine integre Persönlichkeit 
ist, zu Katastrophen kommen. 

Herr Minister! Meine Damen und Herren! 
Wissen Sie nicht, daß für den Weinhauer die 
Weinlese Lohn und Ergebnis der Arbeit eines 
Jahres und hoher Investitionen bedeutet? 
(Bundesrat M o  h n 1: Das kann gesichert wer­
den!) Stellen Sie sich vor, wenn schlechte Wit­
terung den Ertrag eines Weingärtners in 

Frage stellt! In dieser Situation ist die Verfas­
sung mancher Weinhauer sehr kritisch. Herr 
Minister! In der Beurteilung dieser Lage wird 
es auch zu einigen Auseinandersetzungen 
kommmen. Aber wir Weinhauer stehen zu 
einer Kontrolle, und zwar in den Weingärten. 
(Bundesrat M o  h n 1: Ihr seid gegen das 
Gesetz!) Schikanöses lehnen wir ab. 

Ich möchte auch über die Banderole, zum § 
45, einiges sagen. Die Weinhauer sind nicht 
generell dagegen. Wir können uns Bandero­
len, wie sie nach dem Weingesetz vorgesehen 
werden, bei Prädikatsweinen, vielleicht auch, 
wenn unbedingt notwendig, bei Qualitätswei­
nen vorstellen; nur bitte ohne fortlaufende 
Numerierung; das besonders deshalb, weil ja 
eine namentliche Registrierung der Käufer 
beim Verkauf von weniger als 50 Litern ver­
langt wird. Die Kosten der Mehrarbeit, die 
diese Banderole bedeutet, können doch bei 
Prädikatsweinen und Qualitätsweinen noch 
eher zu tragen sein. Wesentlich anders ist es 
bei Tisch-, Tafel- und Landweinen. Diese 
müßten banderolenfrei bleiben. 

Die Aufzeichnungen im Kellerbuch, die 
Kontrolle über das Weinamt und die damit 
verbundene Kontrolle der Kellereiinspektion 
müßten vollauf genügen, den Schwarzverkauf 
zu unterbinden und auch die Kunstweinher­
stellung unmöglich zu machen. 

Sehr kritisch stehen wir Weinhauer auch 
den Bestimmungen der Lesegutaufbesserung, 
dem § 19, den §§ 27, 28, 29, gegenüber. Hier 
geht es um die Mitteilungspflicht über Wein­
aufbesserung und Verschnitt sowie Tafel-, 
Land- und Qualitätswein. Diese Bestimmun­
gen sind teilweise schikanös und sehr hart. 
Ein Einordnen ist nur dann möglich, wenn ein 
gänzliches Umdenken und ein Umstellen der 
Weinhauerschaft durchgeführt werden. 

Auch der Weinkonsument wird umdenken 
müssen und sich einordnen müssen. Wenn er 
das nicht will, wenn uns das nicht gelingt, pro­
duzieren die Weinhauer am Markt vorbei. 
Alle gutgemeinten und noch so harten Para­
graphen nützen der wirtschaftlichen Existenz 
der Weinbaubetriebe nichts; sie werden 
dadurch nicht abgesichert. 

Dieses Weingesetz ist nicht für, sonQ,ern 
gegen die Weinhauerschaft. In keinem Para­
graphen und keinem Absatz ist von einer 
Erleichterung oder Besserstellung der durch 
den Skandal geschädigten Weinhauer die 
Rede. Kein Anklingen einer Weinmarktord­
nung, außer jener § 29 Abs. 5, der ja abgeän­
dert wurde, wo eine Mengenbeschränkung bei 
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Qualitätswein durch Hektarhöchsterträge 
vorgesehen gewesen wäre. (Bundesrat B e  r ­
g e r: Wenn der Kunstwein weg ist, steigt der 
Preis!) Aber auch diese Bestimmungen waren 
unausgegoren, weil ja dem Weinhauer dann, 
wenn auch nur eine geringe Menge über dem 
gesetzlichen Höchstertrag geerntet würde -
selbst dann, wenn alle anderen Kriterien 
gestimmt hätten -,  die Qualität aberkannt 
worden wäre. 

Wir, die Fraktion der Österreichischen 
Volkspartei im Bundesrat, werden dieses 
Gesetz im Interesse aller Weinhauer ableh­
nen, auch im Interesse jener Weinhauer, die 
der SPÖ und der FPÖ nahestehen. Denn das 
Gesetz entmündigt in dieser Fassung und mit 
einigen Paragraphen die Weinhauer; sie wür­
den unter der Kuratel des Landwirtschaftsmi­
nisters und seiner Kontrollore stehen. (Bun­
desrat M o  h n 1: Sie erweisen ihnen hier kei­
nen guten Dienst!) 

Wir lehnen dieses Gesetz aber auch im 
Interesse aller Weinliebhaber ab. Dadurch hat 
man die Möglichkeit, in den nächsten 
Wochen, sehr geehrter Herr Minister, alle 
schikanösen und unnötigen Bestimmungen 
neu zu überdenken, herauszunehmen und 
neu zu formulieren. 

Das Vertrauen in den österreichischen 
Wein wurde im In- und Ausland durch falsche 
Reaktionen und Handlungen schwerst 
erschüttert. Solch ein Weingesetz, durch das 
die Hauptbetroffenen und Hauptgeschädigten 
- das sind die Weinhauer! - so belastet wer­
den, erhöht den Skandal. Aus dem Weinskan­
dal wurde zusätzlich ein Minister-Haiden­
Skandal. 

Herr Minister! Das läßt sich ändern! Die 
Österreichische Volkspartei wünscht und ver­
langt es, und wir Weinhauer fordern das von 
Ihnen. (Bundesrat S t e  p a n  c i  k: Eine Vertei­
digung der Weinpantscher ist das!) 

Als Weinhauer und Mitglied dieses Hohen 
Hauses bringe ich den 

Entschließungsantrag 

der Bundesräte Wilfing und Kollegen 
betreffend Herstellung eines nationalen Kon­
senses zur Bereinigung des Weinskandals. 

Zur Bereinigung des Weinskandals hat die 
Bundesregierung beim Krisengipfel vom 
29. Juli 1 985 eine Punktation für eine Weinge­
setz-Novelle vorgelegt und gleichzeitig ein 

Paket für flankierende Maßnahmen vorge­
schlagen. (Bundesrat Mo h n 1: Abschaffung 
der Alkoholsondersteuer!) Neben der frühest­
möglichen Verabschiedung der Weingesetz­
Novelle waren auch Hilfsmaßnahmen für exi­
stenzgefährdete Weinbauern vorgesehen, die 
unverschuldet durch den Weinskandal in Not 
geraten sind. 

In der Überzeugung, daß für die Bewälti­
gung des Weinskandals eine nationale 
Demonstration notwendig sei, hat sich die 
ÖVP beim Krisengipfel zur Mitarbeit bereit 
erklärt. Die ÖVP hat die Zustimmung zu den 
notwendigen parlamentarischen Terminab­
läufen gegeben und unverzüglich ein fachlich 
und politisch hochqualifiziertes Verhand­
lungsteam zur Verfügung gestellt. 

Für die Volkspartei war und ist die Bereini­
gung des Weinskandals ein nationales Anlie­
gen. Bei den Verhandlungen, die anfangs 
durchaus zu· Optimismus Anlaß gaben, hat sie 
daher von sich aus verschärfte Bestimmun­
gen gegen Verfälschungen vorgeschlagen und 
ist für eine bessere Information der Konsu­
menten, für die Möglichkeit der Rückverfol­
gung einer jeden Flasche bis zum Erzeuger 
und für verschärfte Kontrollbestimmungen 
eingetreten. 

Darüber hinaus hat die ÖVP - entspre­
chend der Punktation der Bundesregierung 
vom 29. Juli 1985 - flankierende Maßnahmen 
zur Neuordnung des Weinmarktes vorgeschla­
gen. Dazu zählen eine Reform des Weinwirt­
schaftsfonds, bessere Preis- und Absatzsiche­
rung und eine Reduzierung der höchsten 
Weinbesteuerung Europas durch Abschaffung 
der Alkoholsondersteuer auf Wein. (Bundes­
rat M o  h n 1: Das stimmt nicht!) 

In der Schlußphase der Verhandlungen hat 
der Landwirtschaftsminister durch das 
Beharren auf extrem bürokratischen und 
schikanösen Bestimmungen die Tür zum 
nationalen Konsens zugeschlagen und die 
Chancen vergeben, vor aller Welt einen 
gemeinsamen neuen Anfang zu demonstrie­
ren. (Bundesrat S t e  p a n  c i  k: Wer hat nein 
gesagt?) 

Die Volkspartei hat sich bis zuletzt um eine 
gemeinsame Beschlußfasssung bemüht. Ein 
Gespräch von Bundesparteiobmann Mock mit 
Bundeskanzler Sinowatz war der letzte Ver­
such, die Regierung auf ihre ursprünglichen 
Absichten zurückzuführen. 

Die sozialistische Koalition wollte keine 
Einigung. 
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Der von der sozialistischen Koalitionsregie­
rung dem Nationalrat vorgelegte Entwurf 
wird dem Anspruch, das strengste Weingesetz 
Europas zu sein, in keiner Weise gerecht. 

Das neue Weingesetz kann Verfälschungen 
nicht verhindern, aber es schikaniert die 
mehr als 53 000 anständigen · Weinbauern 
durch wirklichkeitsfremde bürokratische 
Bestimmungen. 

Und das bei einer Bevölkerungsgruppe, die 
hart um ihre Existenz kämpft und deren 
Durchschnittseinkommen bei 4 900 S monat­
lich liegt. 

Daß es sich bei dem von der Regierungs­
mehrheit beschlossenen Weingesetz keines­
wegs um ein "Gesetz aus einem Guß" , wie es 
der Landwirtschaftsminister behauptet, han­
delt, zeigt auch die Tatsache, daß die Regie­
rungsvorlage noch am Tag ihrer Beschlußfas­
sung im Landwirtschaftsausschuß des Natio­
nalrates durch 41  Abänderungsanträge von 
SPÖ und FPÖ einer Notoperation unterzogen 
werden mußte. 

Der einstimmig beschlossene Entwurf der 
Bundesregierung mußte also 72 Stunden 
danach schon umfassend - 7 1  Paragraphen 
wurden insgesamt 41mal geändert - korri­
giert werden. 

Der Bundesrat vertritt die Auffassung, daß 
über das neue Weingesetz und die notwendi­
gen flankierenden Maßnahmen nach wie vor 
ein nationaler Konsens unerläßlich ist, wenn 
das Ansehen Österreichs international wie­
derhergestellt und das Vertrauen der Konsu­
menten im In- und Ausland wiedergewonnen 
werden soll. 

Er sieht in seinem Einspruch die Chance, 
bis zur neuerlichen Behandlung des Weinge­
setzes im Nationalrat die Voraussetzungen 
für eine gemeinsame Beschlußfassung zu 
schaffen. Die negativen Reaktionen im In­
und Ausland auf den Inhalt des Gesetzes und 
den Stil seiner Beschlußfassung sollten für 
die Bundesregierung ein Anlaß zum Umden­
ken sein. 

zur neuerlichen Befassung des Nationalrates 
mit dem Weingesetz - unter Bedachtnahme 
auf das bundesstaatliche Prinzip gemäß der 
Bundesverfassung - jene Voraussetzungen 
zu schaffen, die einen nationalen Konsens 
zulassen. Solche Voraussetzungen bilden ins­
besondere 

der Wegfall jener schikanösen Bürokratie­
bestimmungen, die zur Erzielung einer besse­
ren Qualität keinesfalls erforderlich sind, und 

die Realisierung jener flankierenden Hilfs­
maßnahmen für die unverschuldet in Exi­
stenznot geratenen Weinbauern, wie sie die 
Bundesregierung im Maßnahmenpaket vom 
29. Juli 1985 selbst angekündigt hat. 

Dazu gehören: 

Bessere Preis- und Absatzsicherung durch 
das Weinwirtschaftsgesetz; 

Reform des Weinwirtschaftsfonds; 

Abschaffung der Alkoholsondersteuer . 
(Bundesrat A c h s: Die Sie eingeführt haben!) 

Weiters soll ein neues Weingesetz im Inter­
esse der Wiederherstellung des internationa­
len Ansehens Österreichs und der Wiederge­
winnung des Vertrauens der Konsumenten 
im In- und Ausland wirksame Kontrollen und 
bessere Informationen für den Konsumenten 
enthalten und ohne überflüssige Bürokratie 
Qualitätsverbesserungen sichern und Wein­
verfälschungen verhindern. Solche Maßnah­
men sind insbesondere: 

für Qualität und gegen Verfälschungen: 

Verbot der Herstellung von Wein aus in 
Gärung geratenem Traubensaft und rückver­
dünntem Traubensaftkonzentrat; 

striktes Verbot der Verwendung von Kon­
servierungsmitteln für die Weinbehandlung; 

Verbot der Verwendung von wäßrigen 
Lösungen bei der Herstellung von Wermut; 

Deklarationspflicht bei ausländischen Wei­
Die unterzeichneten Bundesräte stellen nen. 

daher den 
Für wirksamere Kontrollen: 

Entschließungsantrag Mengen- und Qualitätskontrolle durch ein 
genau geführtes und tatsächlich kontrollier-

Der Bundesrat wolle beschließen: tes Kellerbuch; 

Der Bundeskanzler wird aufgefordert, bis pflicht zur Meldung der Lagerbestände und 
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Erntemengen an die Gemeinden - ohne Ver­
öffentlichung; (Bundesrat Mo h n 1: Das war 
Gesetz!); 

Einstellung von mehr Kellereiinspektoren; 

Einführung der Möglichkeit, jede Flasche 
Wein bis zum Erzeuger zurückverfolgen zu 
können (Bundesrat S t e  p a n  c i  k: Das war 
Gesetz! Was wollen Sie?); 

Vorführpflicht des Lesegutes für Prädikats­
weine,; Kontrolle in den Weingärten für die 
anderen Trauben. (Bundesrat Mo h n 1: 
Genau das war Gesetz!) 

Für mehr Information: 

Bezeichnungswahrheit für Konsumenten -
Deklarationspflicht aller Qualitätsstufen: 
Tafelwein, Landwein, Qualitäts-, Kabinett­
und Prädikatswein; (Bundesrat S t e  p a n  -
c i  k: Das war vorgesehen! Was wollen Sie 
erreichen ?) 

gen aue Vorschriften für alle Angaben, die 
auf dem Etikett vom Weinbauern gemacht 
werden müssen, zum Beispiel Sorte, Alkohol­
gehalt und Zucker (trocken, halbtrocken, süß). 

In Bouteillen darf nur von Qualitätsweinen 
aufwärts abgefüllt werden sowie gesetzlich 
anerkannte Spezialitäten. 

Angabe aller enthaltenen Sorten und Jahr­
gänge bei Weinverschnitten auf dem Etikett. 

Einige der enthaltenen Punkte dieser 
Anträge appellieren sozusagen an unseren 
gemeinsamen Willen. Ich bitte die Bundes­
räte, unserem Antrag beizutreten. 

Ich fordere Sie, Herr Minister, auf, für die 
Weinhauer ein entsprechendes Weingesetz, 
zu dem wir - die Weinbauern sowie alle 
anderen - ja sagen können, zu schaffen. 
Danke. (Beifa.ll bei der ÖVP.) 12.45 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Der von den Bundesräten Wilfing und 
Kollegen eingebrachte Entschließungsantrag 
ist genügend unterstützt und steht demnach 
zur Verhandlung. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
minister Dipl.-Ing. Haiden. Ich erteile es ihm. 

12.45 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Haiden: Herr Vorsitzender! 
Hoher Bundesrat! Meine Damen und Herren! 
Kriminelle, Pantscher, Fälscher und Schwind­
ler haben in einem Ausmaß in Österreich 
Weine gepantscht und verfälscht wie noch nie 
zuvor in der Geschichte unserer Weinwirt­
schaft. 

Das ist heute weltweit bekannt. Unsere 
Weine sind zu Recht - das können wir nicht 
bestreiten - in Mißkredit geraten, obwohl 
wir gleichzeitig sagen müssen, daß über 
40 000 fleißige Weinhauerfamilien, durch die 
Natur begünstigt, durch die Böden, durch das 
Klima begünstigt, hervorragenden Qualitäts­
wein erzeugen, der in der Welt auch bestehen 
kann. (Beifall bei der SPÖ. - Bundesrat 
K a p  1 a n: Dafür werden diese 40 000 Wein­
hauer jetzt bestraft!) Darauf komme ich schon 
zurück. 

Und nun wird die Frage gestellt: Wozu ein 
neues Weingesetz, wir haben doch das gel­
tende Weingesetz vor wenigen Monaten erst 
novelliert? Diese Frage ist sehr einfach beant­
wortet: weil wir im Interesse unserer Wein­
wirtschaft, im Interesse und zum Wohle unse­
rer Weinhauer und, bitte, auch im Interesse 
unserer Konsumenten eine neue Grundlage 
brauchen. Denn, meine Damen und Herren, 
es kann doch gar keine Frage sein, daß der 
Aufbau unserer Weinwirtschaft zunächst die 
Wiederherstellung des Vertrauens des heimi­
schen Konsumenten in unsere Weine und 
auch das Vertrauen des ausländischen Konsu­
menten erfordert. 

Wie wollen Sie denri ein Marketing auf­
bauen, wie wollen Sie denn weltweit wieder 
Werbung betreiben, wenn wir nicht sagen 
können: Wir beginnen von vorne und garan­
tieren den Konsumenten, die in Österreich 
zum Wein greifen, unseren eigenen Bürgern, 
den Touristen, die nach Österreich kommen, 
und den Ausländern, die im Ausland unseren 
Wein kaufen, guten, besten Qualitätswein, der 
auch geprüft wird!? Deshalb brauchen wir ein 
neues Gesetz! (Zustimmung bei der SPÖ.) 

Für mich ist die Bemerkung ei.nfach unver­
ständlich - ich muß das hier so sagen - ,  das 
alte Gesetz hätte ausgereicht. (Bundesrat 
DDr. S t e  p a n  t s c h i  t z: Weil Sie es nicht 
vollzogen ha.ben!) 

Wir kommen nämlich zu einer zweiten 
Frage. Vor dem Diäthylenglykol hätte uns 
vermutlich keine Gesetzesgrundlage völlig 
geschützt. (Bundesrat R a a  b: Das haben Sie 

1512 
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vor Jahren schon gewußt!) Aber das neue 
Gesetz wird die Voraussetzung dafür herstel­
len, daß es keinen Dokumentenschwindel 
mehr gibt, und damit besteht nicht mehr die 
Möglichkeit, mit gepantschten, vorgetäusch­
ten Prädikatsweinen im Tankzug ausländi­
sche Märkte zu überfluten. Das ist ja gesche­
hen, das ist ja, wenn Sie so wollen, Schmutz­
konkurrenz. (Bundesrat K a p  1 a n: Weil man 
nicht kontrolliert hat!) Zur Frage der Kon­
trolle komme ich schon. Beruhigen Sie sich, 
Sie bekommen die Antwort, die Ihnen 
gebührt. (Bundesrat R a a  b: Sie haben ja 
auch nich t kontrolliert, obwohl Sie es gewußt 
haben!) 

Meine Damen und Herren! Das muß man 
sehen: Ohne lückenlose Kontrolle gibt es auch 
kein Mittel, das uns in Zukunft davor bewah­
ren wird, daß im chemischen Labor ohne 
Trauben Kunstwein erzeugt wird von zweifel­
los exzellenten, aber gleichzeitig kriminellen 

, Chemikern. Das ist doch die Frage, um die es 
geht, und auch deshalb brauchen wir das 
neue Gesetz. (Beifall bei der SPÖ.) 

Warum haben wir nicht besser kontrolliert? 
Warum haben wir nicht bei der Vollziehung 
dafür gesorgt, daß das nicht geschehen kann, 
was eben passiert ist? (Bundesrat Ing. N i  g 1: 
Tausche Staatssekretär gegen Kontrolle!) 

Meine Damen und Herren! Diäthylenglykol 
war das "unbekannte Wesen", es war nicht 
bekannt, weder in der Weinwirtschaft . . . 
(Bundesrat K a p  1 a n: Sie wissen es schon 
sehr lang!) Zu dieser Frage komme ich auch. 
Wissen Sie, wer das behauptet hat? Kein 
Geringerer als Ihr Parteiobmann, der Bundes­
parteiobmann Dr . Mock. Er ist in die Medien 
mit der Erklärung gegangen, in den siebziger 
Jahren hätte ich das schon gewußt. 

Wissen Sie, was geschehen ist? Der gute Dr. 
Mock - es ist bedauerlich, ich verzeihe ihm 
das , er kennt sich nicht aus - hat Glyzerin 
mit Diäthylenglykol verwechselt. (Ironische 
Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ. - Bun­
desrat M o l  t e  r e r: Das ist eine Demagogie 
von der Regierungsbank!) Glyzerin ist ein 
uraltes Fälschungsmittel. Es wird nur heute 
nicht mehr verwendet, weil es zu teuer ist. 

Das zweiwertige Alkohol-Diäthylenglykol 
war weder im Lebensmittelbereich bekannt 
als ein Chemikal, das verwendet wird, noch in 
der Weinwirtschaft, nicht in Österreich, nicht 
im Ausland, nirgendwo. Es hat auch keine 
Analysemethoden gegeben, weder in Öster­
reich noch in der Bundesrepublik Deutsch­
land noch irgend anderswo in der Welt, wo 

Weinwirtschaft betrieben wird. (Rufe bei der 
SPÖ: Nur der Kaplan hat es gewußt!) Diäthyl­
englykol war als Fälschungsmittel nicht 
bekannt. (Zwischenruf des Bundesrates 
K a p l a n.) 

Sie können mir den Vorwurf machen, daß 
ich kein Prophet bin, kein Hellseher. Den Vor­
wurf können Sie mir machen. Aber damit hat 
sich's schon. 

Und ich sage Ihnen noch etwas: Die Verant­
wortlichen für die Weinwirtschaft, die Wein­
baupolitiker, die kommen öfters in die Keller, 
und wenn das so weit verbreitet ist, hätten sie 
etwas ahnen müssen. Ich unterstelle Ihnen 
das nicht. Herr Kollege Wilfing, damit wir uns 
nicht falsch verstehen: Ich unterstelle das kei­
nem. Aber wenn das jemand erahnen oder 
wissen konnte oder erfahren konnte, doch 
dann eher die Weinbaupolitiker , die tagtäg­
lich in die Keller kommen. Das ist meine Auf­
fassung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir haben davon erfahren durch eine ano­
nyme Anzeige oder, besser gesagt, dadurch, 
daß der Landwirtschaftlich-Chemischen Bun­
desanstalt ein Fläschchen zugespielt worden 
ist, in dem sich eine Flüssigkeit befand. (Bun­
desrat Dkfm. Dr. Pi s e c: Wie lange ist das 
her?) Die Flüssigkeit wurde analysiert, es 
wurde festgestellt: Ja, es befindet sich Äthy­
lenglykol in einer Mischung mit Diäthylengly­
kol in dieser Flasche. Was mußten wir zuerst 
tun? (Bundesrat R a a  b: Also doch bekannt!) 

Bitte, ich kann auch dazu rasch Stellung 
nehmen, wenn Sie das wünschen. Ein J ourna­
list hat in . einer Wochenzeitung geschrieben, 
im Jänner hätte ich schon beschlagnahmen 
müssen! Frage: Warum wurden die Weinex­
porte nicht unterbunden? 

Ja weiß man denn in Österreich nicht, daß 
wir uns in einem Rechtsstaat befinden, daß 
nachgewiesen sein muß, daß gefälscht ist? 
Weiß man denn nicht, daß wir ohne Analyse­
verfahren keine Handhabe haben, einzugrei­
fen und die Exporte zu unterbinden oder auch 
für die inländischen Konsumenten zu unter­
binden, daß Weine dieser Art in Verkehr 
gebracht werden? Die inländischen Konsu­
menten müssen uns genauso wichtig sein wie 
die ausländischen Konsumenten. (Bundesrat 
R a a  b: Freilich!) 

Wir mußten zuerst prüfen: Ist nicht Diäthy­
lenglykol natürlich im Wein enthalten? 

Ich mache darauf aufmerksam, daß ein 
sehr arrivierter österreichischer Strafverteidi-
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ger, der zwei dieser Pantscher verteidigt, in 
einem Gespräch mit mir gesagt hat: Ja, Herr 
Minister, haben Sie überhaupt schon prüfen 
lassen, ob das Diäthylenglykol nicht natürlich 
im Wein vorkommt? 

Wir haben das selbstverständlich geprüft, 
und die Landwirtschaftlich-Chemische Bun­
desanstalt ist sehr sorgfältig vorgegangen. Es 
wurde festgestellt: Nein, im natürlichen Kelte­
rungsprozeß kann sich Diäthylenglykol nicht 
bilden. 

Wir hatten dann ein Analyseverfahren, das 
noch sehr große Ungenauigkeit gebracht hat, 
und erst im März waren wir in der Lage, mit 
jener Genauigkeit zu analysieren, daß das 
Analysezeugnis . für Gerichtsverfahren taugt. 
Ohne aussagekräftig für ein Gerichtsverfah­
ren zu sein, fehlt auch die Grundlage für die 
Beschlagnahme solcher Weine. 

Und nun ging es Schlag auf Schlag. Anfang 
April wurden von den Kellereiinspektoren die 
ersten Proben gezogen. Sie wurden fündig. 
Wir haben Zweitproben genommen, weil wir 
sichergehen mußten. Es hat sich die Verfäl­
schung bestätigt. Es wurde beschlagnahmt, 
und am 12. und 16. April waren 16 000 Hektoli­
ter unter Kontrolle. 

Wir haben dann am 24. April das Bundesmi­
nisterium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten in der Bundesrepublik Deutschland 
verständigt und einen Tag darauf das Main­
zer Ministerium für Landwirtschaft, Weinbau 
und Forsten, also das Ministerium des Bun­
deslandes Rheinland-Pfalz. 

Ich muß da hinzufügen, daß wir j a  mit der 
Europäischen Gemeinschaft eine Vereinba­
rung haben über den grenzüberschreitenden 
Warenverkehr mit Qualitätsweinen und Wei­
nen besonderer Leseart, und dieses Überein­
kommen sieht genau vor, was zu geschehen 
hat. 

In einem Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaft ist für jeden einzelnen Mit­
gliedstaat der Gemeinschaft taxativ aufge­
zählt, welche Behörden zu verständigen sind. 
Das sind in der Bundesrepublik Deutschland 
die Landesbehörden. Das ist geschehen, und 
wir haben vorbehaltlos diesem Ministerium 
unsere Unterlagen zur Verfügung gestellt. 

Wissen Sie , weil das auch in der öffentli­
chen Debatte eine Rolle gespielt hat: Mit dem 
Ministerpräsidenten des Bundeslandes 
Rheinland-Pfalz setze ich mich von der Län­
derkammer aus nicht auseinander, das wird 

unser Botschafter tun. Jawohl! Das wird die 
Republik Österreich tun. Denn so einfach ist 
es auch nicht. Es ist leider bedauerlicherweise 
u n s  e r Weinskandal. Aber wenn die deut-

. sehen Behörden untereinander nicht kommu­
nizieren können und sich dort nichts tut, wäh­
rend bei uns von Woche zu Woche immer 
mehr und mehr Wein beschlagnahmt wird, 
dann die Verantwortung herüberzuschieben 
über die Grenzen, das ist viel zu einfach. 

Und ich sage Ihnen noch etwas: Meine Vor­
stellung von politischer Verantwortung sieht 
nicht so aus, daß die pflichtbewußten Beam­
ten, die ihre Aufgabe erfüllen, über die Klinge 
springen müssen für andere. Das ist nicht 
meine Vorstellung. (Zustimmung bei der 
SPÖ.) 

Wir haben gegen Ende Mai feststellen müs­
sen, daß das gewachsen und gewachsen ist, 
das ist immer mehr geworden. Wir waren j a  
noch Ende April der Überzeugung, daß e s  ein 
Skandal der Exporteure von Prädikatswei­
nen, die im Tankzug die Ware in die Bundes­
republik Deutschland liefern, wäre. Das war 
unsere Auffassung. 

Ich habe auf der Kremser Messe noch 
guten Gewissens gesagt - und Wilfing wird 
mir das bestätigen - :  Die Weinhauer sind 
nicht involviert, das sind die Großen im Han­
del. Heute könnte ich das nicht mehr sagen. 
Wir wissen, daß in einer bestimmten Region 
Niederösterreichs, in der wir Probleme mit 
der Gradation gehabt haben, offenbar "gute 
Ratgeber" von Keller zu Keller gegangen 
sind. Ich möchte das den Weinhauern nicht 
verargen, den Kleinen, die geglaubt haben, 
sie könnten ihr Lesegut ein wenig aufbessern, 
sie könnten zurechtkommen mit diesen Mit­
teln. Das sind keine Juristen. Die kleinen 
Weinhauer haben nicht tagtäglich mit dem 
Weingesetz zu tun, die sind den Beratern her­
eingefallen. 

Gegen Ende Mai mußten wir feststellen, 
daß in einer Kellerei einer großen Kette eben­
falls in beträchtlichem Umfang Wein ver­
fälscht wurde, den wir wahrlich nicht zu den 
Prädikatsweinen rechnen können. Und so ist 
buchstäblich von Monat zu Monat mehr 
zutage getreten. Aber bitte letzten Endes auch 
durch die Kellereiinspektoren, die rund um 
die Uhr tätig waren. Jetzt die Kellereiinspek­
toren sozusagen hinzustellen, als ob sie nach­
lässig gewesen wären, das lehne ich ab , und 
zwar mit aller Entschiedenheit. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Als sich dann die Medien weit über die 
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Grenzen unseres Landes hinaus damit 
beschäftigt hatten und auch in der Bundesre­
publik Deutschland mehr untersucht wurde, 
haben wir durch die gute Verbindung, die 
besteht, auch zusätzliche Informationen 
bekommen, wir haben unsere Tätigkeit mit 
den Lebensmittelbehörden besser akkordiert. 
Ich muß ja wohl darauf aufmerksam machen, 
daß für die Kontrolle in den Regalen die 
Lebensmittelbehörden zuständig sind, und 
die Lebensmittelaufsicht wird in mittelbarer 
Bundesverwaltung vom Landeshauptmann 
vertreten; ich sage das , damit wir uns darüber 
im klaren sind. Aber wir haben die Arbeit 
koordiniert, und so ist es Schritt um Schritt 
und Zug um Zug mehr geworden an beschlag­
nahmten Weinen. 

·Ja glauben Sie, daß ich damit Freude habe?! 
Ich habe auch noch auf der Kremser Messe 
gesagt: Gott sei Dank haben unsere Genos­
senschaften gute Arbeit geleistet, und es ist 
nichts vorgekommen in den Genossenschaf­
ten. 

Vor zwei Tagen war ich noch der Auffas­
sung, das könnte auch für Wolkersdorf gelten. 
Jetzt haben wir leider einen Tank auch dort 
beschlagnahmen müssen, aber das ist eine 
relativ kleine Menge, gemessen an diesem 
großen Tanklager . (Zwischenrufe bei der 
ÖVP.) 

Ich habe dann einen Aufruf an die Händler 
erlassen, an die Gewerbetreibenden, an alle, 
die in der Wirtschaft tätig sind, doch Selbstan­
zeige zu machen. Wir hatten ja die Sorge -
Herr Kollege Wilfing hat darauf hingewiesen 
- ,  daß der eine oder andere glaubt, wenn er 
mit einwandfreiem Wein verschneidet, würde 
sein Wein unter die Nachweisbarkeitsgrenze 
fallen. Es war unsere große Sorge, daß nun 
frisch drauflos verschnitten wird. Aber die 
Nachweisbarkeitsgrenze ist ja heute mit 
5 Milligramm schon so niedrig, daß niemand 
auskommen kann. 

Ich darf Ihnen mitteilen, es haben sich 4 1  
Personen selber gemeldet, und aufgrund die­
ser Meldungen, dieser Selbstanzeigen, wur­
den rund 30 000 hl beschlagnahmt und unter 
Kontrolle genommen. 

Meine Damen und Herren! Aber nun zum 
Weingesetz, dazu, wie es zu diesem Gesetz 
gekommen ist. Ich bin ja erstaunt darüber, 
was ich heute dazu alles hören kann. 

Wir hatten am 29. Juli im Bundeskanzler­
amt volles Einvernehmen . erzielt. Wir hatten 
ein Maßnahmenpaket diskutiert, und an der 

Spitze dieses Maßnahmenpakets stand die 
Verabschiedung neuer Rechtsgrundlagen, 
eines neuen Weingesetzes, weil wir eine neue 
Grundlage brauchen. Das wurde vereinbart. 
Regierungsmitglieder , Vertreter der Bundes­
länder, Vertreter der Wirtschaftspartner, Bun­
despolitiker waren anwesend. Es gab den 
nationalen Konsens - jawohl, den nationalen 
Konsens - ,  den wir so notwendig hätten im 
Hinblick auf die Signalwirkung über unsere 
Grenzen hinaus. Natürlich wäre es wichtig 
gewesen, wenn wir einvernehmlich im Natio­
nalrat beschlossen hätten, natürlich wäre es 
nützlich gewesen, wenn der Bundesrat dieses 
Gesetz mittragen könnte . 

Meine Damen und Herren! Ohne diese 
Übereinstimmung - das sollten wir nicht 
übersehen - wäre es nicht möglich gewesen, 
daß es zur Sondersitzung des Nationalrates 
kommt und daß an einem Tag - das geht ja 
ohne Präsidiale nicht, das geht j a  nicht ohne 
Verzicht auf die Auflagefrist - ,  daß an einem 
Tag drei Sitzungen stattfinden, der Landwirt­
schaftsausschuß tagt und das Gesetz 
beschlossen wird. Das ist ja nur im Konsens­
wege möglich gewesen. 

Damals hat niemand davon gesprochen, 
daß ich innerhalb dieser drei Wochen mit 
neun Landesregierungen verhandeln soll. Wie 
hätte denn das geschehen sollen? Das ist j a  
zeitlich nicht durchführbar. 

Wir haben vereinbart, daß von den wein­
bautreibenden Bundesländern Politiker, Ver­
treter der Landesregierungen teilnehmen, 
und das ist geschehen: für die Steiermark der 
Landesrat Riegler, für Niederösterreich der 
Landesrat Blochberger, für das Burgenland 
der Landesrat Wiesler, und für das Bundes­
land Wien hat die Frau Stadtrat Seidl an den 
Gesprächen teilgenommen. Was wollen Sie 
mehr? 

Es ist mir ja die Aufgabe gestellt worden, 
innerhalb von drei Wochen einen Gesetzent­
wurf fertigzustellen. Natürlich war das ein 
Ritt über den Bodensee. Aber alle politischen 
Parteien haben diese Vorgangsweise mitge­
tragen, das werde ich jetzt wohl noch sagen 
dürfen.  Da gab es volle Übereinstimmung, 
sonst wäre dieser Weg nicht möglich gewesen. 

Es war klar, daß es keine Begutachtungs­
frist geben kann; auch die wäre nicht unterzu­
bringen gewesen. Wir haben daher verein­
bart, daß von Anbeginn an Interessenvertre­
tungen, Vertreter der politischen Parteien 
und der Länder in die Vorbereitung des 
Gesetzes eingebunden werden. 
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Das war die Vorgangsweise. Wir haben uns 
an diesen Terminplan gehalten. 

Herr Bundesrat Dr. Strimitzer beschäftigt 
sich sehr eingehend mit Verfassungsfragen. 
Ich möchte mit Ihnen darüber gar nicht rech­
ten. Ich bin Forstmann, ich bin der Landwirt­
schaftsminister . 

Wir haben uns in dieser Frage an den Ver­
fassungs dienst gehalten. 

Aber wenn Sie so überzeugt sind: Gehen Sie 
zum Verfassungsgerichtshof, dem sehen wir 
gelassen - wirklich gelassen - entgegen. 
Wir werden ja sehen, wie das Ergebnis ausse­
hen wird. 

Aber eine Bemerkung kann ich Ihnen von 
der ÖVP nicht ersparen. Sie sagen mir: Es 
wird den Landeshauptmännern · das Recht 
entzogen, bei der Weinaufsicht mitzuwirken. 
Das sagen Sie zu Recht. Ja, da gibt es zu 
Recht einen Umk�hrschluß: Dann tragen die 
Landeshauptmänner, auch der Landeshaupt­
mann Ludwig, volle Mitverantwortung für 
das, was geschehen ist. Da werde ich mit Lud­
wig gemeinsam die Konsequenzen tragen. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, zu den 41 Abän­
derungsanträgen. Wir haben im Parlament, 
im Nationalrat, im Bundesrat die neuen Buch­
halter der Kommas und Zitierungen, wenn 
ein neues Gesetz beschlossen wird. Die 
Anzahl der Abänderungsanträge entscheidet 
über die Qualität eines Gesetzes. Wenn das 
eine Auseinandersetzung um den Inhalt ist, 
dann, muß ich sagen, bin ich zutiefst ent­
täuscht. (Zwischenruf des Bundesrates 
K a p l a n.) 

Herr Bundesrat, weil Sie sich immer so laut 
bemerkbar machen, darf ich Ihnen etwas 
sagen. Sie sagen immer wieder, der Umstand, 
daß wir mit einfacher Mehrheit im National­
rat beschlossen haben, bedeutet zwei oder 
drei Änderungen. Ja, es waren vier Verfas­
sungsbestimmungen im Gesetz. Eine ist nicht 
machbar, das wissen wir - das ist die 
Beschränkung des Ernteertrags pro Hektar, 
obwohl auch das sehr wünschenswert wäre 
im Hinblick auf die Qualitätserzeugung; aber 
die Länder werden sich darum kümmern 
müssen - ,  und dann die Regelungen, die die­
Kellereiinspektoren und die Mostwäger 
betreffen. - Ja, drei, vier Bestimmungen. 

15 Abänderungsanträge waren deshalb not­
wendig, weil natürlich irgendwo dann hinten 
zitiert wird und die Zitierung nicht mehr stim-

men kann, wenn vorne etwas wegfällt. Das 
muß doch einsichtig sein. 

Und eine zweite Bemerkung. Meine Damen 
und Herren! Wir haben politisch vereinbart -
da war die ÖVP voll dafür - I und es wurde 
der Wunsch an mich gerichtet, nach der 
Beschlußfassung in der Regierung die 
Gespräche doch fortzusetzen, in der Hoff­
nung, daß wir doch noch zu einem gemeinsa­
men Ergebnis kommen könnten. 

Wir hatten uns ja bis zur Regierungsvor­
lage über weite Passagen voll geeinigt, auch 
über einige jener Passagen, die heute kriti­
siert werden. Denn über die Lesegutkontrolle 
waren wir uns einig. Es war nur die Frage 
offen, ob der Kabinettwein den Prädikatswei­
nen zugeordnet werden soll oder nicht. Die 
Lesekontrolle war völlig in Ordnung und 
gemeinsam sozusagen abgesprochen, nach­
dem wir gesagt haben, wir werden keine Vor­
führpflicht vorsehen und nur eine stichpro­
benweise Kontrolle im Weingarten vorneh­
men. Das darf ich hinzufügen. 

Wir waren uns also weitgehend schon einig 
vor der Vorlage, die zur Regierungsvorlage 
wurde und in der Regierung beschlossen 
wurde. 

Ich habe dann zugesichert - das habe ich 
dem Herrn Landesrat Riegler und den übri­
gen Verhandlungspartnern, auch dem Abge­
ordneten Hietl, versprochen -, daß wir am 
Dienstag nachmittag, nach der Behandlung 
des Entwurfs in der Regierung, weiterspre­
chen. 

Jetzt frage ich Sie - ich bitte um ein biß­
ehen Fairneß -: Welchen Sinn hat diese Ver­
handlung, dieses politische Gespräch, wenn 
es nicht auch zu Abänderungen der Vorlage 
führen sollte? Das wäre ein nutzloses, ein 
sinnloses Gespräch gewesen. (Zwischenruf 
des Bundesrates K a p  1 a n.) Ein sinnloses 
Gespräch wäre es, eine sinnlose Diskussion 
wäre es gewesen, wenn diese Verhandlungen 
nicht noch zur Abänderung der Regierungs­
vorlage hätten führen sollen. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Diese Gespräche haben zu 13 Änderungen 
geführt: kleine, unbedeutende, aber wichtige. 
Ich nenne nur eine sehr wichtige: Wir haben 
darüber diskutiert, ob wir die Banderole auch 
für Importweine einführen müssen. An sich 
haben wir bei Importen die volle Kontrolle, 
weil ja Importe bewilligungspflichtig sind, 
und daher war das nicht vorgesehen. Es ist 
dann die Frage an mich gestellt worden: Herr 
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Minister, was wird bei Importen im Tankzug 
geschehen, wenn in Österreich abgefüllt wird? 
Kann die Weinaufsicht die Garantie dafür 
übernehmen, daß beim Abfüllen importierter 
Weine ohne Banderole nicht etwas geschieht, 
etwa in Richtung Verschnitt mit Kunstweinen 
oder ähnliches? 

Wir haben diese Argumentation akzeptiert, 
und wir haben das geändert. 13 Änderungen 
gab es: wichtigere, weniger wichtige. In den 
entscheidenden Fragen, in denen wir ver­
schiedener Meinung waren, haben wir uns 
nicht geeinigt - das gebe ich zu. 

Im letzten Augenblick ist die Frau Abgeord­
nete Tichy-Schreder mit einer Frage gekom­
men, die gar nicht das Weingesetz betrifft, 
sondern die Lex fugitiva, die gleichzeitig in 
bezug auf das Lebensmittelgesetz beschlos­
sen wird. Bundesminister Steyrer hat bereit­
willig gesagt: Ja, bitte, akzeptiert, machen 
wir. Das war dann der Drei-Parteien-Abände­
rungsantrag. Sie kritisieren die Abänderungs­
anträge - an einem haben Sie sich selber 
beteiligt! So ist die Situation. (Zwischenrufe 
bei der ÖVP.) 

Seien Sie mir nicht böse, wenn ich das so 
sage: Ich halte es für ein Armutszeugnis, 
wenn wir nicht über den Inhalt diskutieren, 
über die Bedeutung von Änderungen, sondern 
wenn wir wie kleinliche Buchhalter addieren, 
was da alles an Beistrichen, an Kommas 
geändert worden ist. Ich räume gerne ein: 
Auch uns ist einiges passiert, einige Abände­
rungen stilistischer und auch inhaltlicher Art 
haben sich ergeben, weil nachher noch in 
einer letzten Lesung das Gesetz überprüft 
wurde. Das leugne ich gar nicht, und das 
mache ich den Legisten auch nicht zum Vor­
wurf. (Stellvertretender Vorsitzender S c  h i -
p a n  i übernimmt die Verhandlungsleitung.) 

Es ist buchstäblich Tag und Nacht, sams­
tags und sonntags gearbeitet worden. Das war 
ja der Auftrag der politischen Parteien. Und 
mich machen Sie dafür verantwortlich, daß 
wir dem Auftrag nachgekommen sind, dem 
Sie selber beigetreten sind; sonst hätte es j a  
keine Sondersitzung gegeben. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Mit den Steuerfragen möchte ich mich gar 
nicht auseinandersetzen. Wenn exportiert 
wird, gibt es keine Steuer. Wenn der Tourist 
im Keller kauft, bezahlt er keine Getränke­
steuer. Die bezahlt nicht der Weinhauer, son­
dern der Konsument in der Gemeinde, in der 
er den Wein konsumiert. Nimmt er seine Bou­
teille nach Hause mit, gibt es keine Getränke-

steuer. Bauern unter 300 000 S Einheitswert 
werden anders behandelt als die übrigen, da 
ist die Steuer dann wesentlich niedriger. Also 
was soll diese Argumentation? 

Aber eines muß ich Ihnen sagen, meine 
Damen und Herren - denn das weiß ich; Sie 
können das nicht wissen -: In der letzten 
Phase tier Verhandlungen ist es darum gegan­
gen, ob die Steuer ermäßigt werden kann oder 
nicht. Es war ein niederösterreichischer Lan­
despolitiker, der in einer Offenheit, die ihn 
geradezu sympathisch erscheinen läßt, sinn­
gemäß erklärt hat: Wenn jetzt alles versteuert 
wird über die Banderole, wenn also alles ver­
steuert werden muß, dann muß die Steuer 
gesenkt werden, sonst können wir dem 
Gesetz nicht zustimmen. 

Sehen Sie, das stört mich: daß es nicht 
mehr um den Konsumentenschutz geht, daß 
es nicht mehr darum geht, einen Riegel vorzu­
schieben, daß nicht mehr gepantscht werden 
kann, sondern daß das letzten Endes den 
Konsens verhindert hat. 

Ich sage Ihnen auch, was die entscheidende 
Änderung war. Das war die Demonstration 
vor dem Ballhausplatz. Wenn man einige Tau­
send mobilisiert, können die einen nicht mehr 
zurück, und die anderen können unter dem 
Druck einer Demonstration schon gar nicht 
über Fragen dieser Art reden. Das muß doch 
klar sein. (Beifall bei der SPÖ.) 

Alles, was jetzt beschlossen werden wird, 
ist angeblich Schikane, weil sie dem nicht bei­
treten können. Und dann werden sogar die 
Argumente bemüht, die aus dem Gesichts­
punkt des Föderalismus mobilisiert werden. 
Das alles hätte es nicht gegeben, wenn der 
Finanzminister in der Lage gewesen wäre, die 
Alkoholabgabe zu halbieren, dann hätten wir 
diese Probleme samt und sonders nicht. 

Es gab ja absurde "Begründungen" , warum 
das Gesetz abgelehnt werden müßte, etwa die: 
Wenn der Tourist beim Weinhauer einkauft, 
müßte er in das Kellerbuch eingetragen wer­
den. - Wir haben, damit es ja keine Mißver­
ständnisse gibt, eine Regelung, die derzeit im 
Wege einer Verordnungsermächtigung gilt, 
als gesetzliche Regelung festgeschrieben -
das ist, glaube ich, auch ein Abänderungsan­
trag; ich weiß es nicht genau -, daß nämlich 
erst ab einer Menge von 50 I diese Eintragung 
erforderlich ist. Aber in den Zeitungen ist 
vom "gläsernen" Weintrinker die Rede gewe­
sen und was da alles geschehen würde. 

Meine Damen und Herren! Das ist eine 
Regelung, die Sie im Weingesetz 1961  nachle-
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sen können, und die hat ein ÖVP-Landwirt­
schaftsminister zu verantworten. (Wider­
spruch bei der ÖVP.j Ja, freilich. 

Herr Kollege Wilfing, Sie haben gemeint, es 
gebe viel zu wenig Kellereiinspektoren. 
Jawohl, Sie haben recht. Aber durch das neue 
Gesetz wird es auch mehr Kellereiinspekto­
ren geben. 

Wir haben die Einrichtung der Kellereiin­
spektoren nach der augenblicklichen Rechts­
lage ja gemeinsam zu tragen: der Landwirt­
schaftsminister und die Landeshauptmänner, 
der Bund und die Länder. Darf ich Ihnen ver­
raten, daß das Land Niederösterreich ganze 
zwei Inspektoren bezahlt? Da verzichte ich 
ganz, da werden wir das selber regeln und 
besser regeln, und dann brauche ich auch 
keine gemeinsame Verantwortung. Die gibt 
es ohnehin nicht, wie wir erlebt haben, sonst 
müßten Sie hier ja  die Ablöse des Landes­
hauptmannes Ludwig verlangt haben. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Der Herr Kollege Wilfing hat eine Frage an 
mich gestellt, die ich beantworten muß, weil 
wir uns sehr damit auseinandergesetzt haben: 
Warum nicht weiße Listen? Ich räume ein, 
daß es sehr nützlich gewesen wäre, weiße 
Listen zu veröffentlichen. Eine weiße Liste 
könnten Sie erst veröffentlichen, wenn für 
alle Weinhauer in Österreich die Analysen 
durchgeführt sind. Wenn Sie das Ergebnis 
dieser Analysen nicht abwarten würden, so 
wäre das sicher eine Verletzung des Gleich­
heitsgrundsatzes .  

Und es kommt noch ein Problem dazu. Ich 
bitte, das auch nicht zu übersehen. Ein Wein 
kann als einwandfrei festgestellt werden: von 
einem Hauer, ein Jahrgang, eine Sorte. Die 
eine Charge geht an den Abnehmer A, dieser 
hat einen sauberen Wein weitergegeben, 
einen, der in Ordnung ist. Er kommt in die 
weiße Liste. Aus derselben Charge kommt die 
Lieferung B an den Abnehmer B; dieser ist 
weniger ehrlich und verfälscht. (Bundesrat 
M o l  t e  r e r: Das ist eine Verdächtigung! -
Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.j Herr Kol­
lege, was soll ich mit Ihrem Zwischenruf 
anfangen? Daß gepantscht worden ist, ist 
doch unbestreitbar. Ich habe nur ein theoreti­
sches Beispiel genannt, um Ihnen zu zeigen, 
daß ein und derselbe Wein von ein und dem­
selben Weinhauer einmal gepantscht und ein­
mal in Ordnung sein kann. Aber: Das ist in 
der Eile passiert, es sei Ihnen verziehen. -
Daher ist diese Vorgangsweise nicht möglich. 

Meine Damen und Herren! Schikanös 

wären die Lesegutkontrolle, die Vorführ­
pflicht, die Banderole: Man kann das so 
bezeichnen, wenn man bei einem Gesetz nicht 
mitgeht. Man kann natürlich auch sagen: 
Diese zusätzlichen Aufgaben bringen mehr 
Arbeit für die Weinhauer. Es wird für die 
Weinhauer nicht leichter, die Weinhauer wer­
den da und dort auch mehr Kosten haben, das 
stimmt, obwohl ich das nicht überbewerten 
will. Es stimmt sicher, daß höhere Kosten 
anfallen werden, etwa im Zusammenhang mit 
dem Etikett. Aber: Wenn die Kunstweinerzeu­
gung ausgeschaltet sein wird, wenn die Pant­
scher zur Strecke gebracht sind, dann wird 
der Preis auch für unsere Weinhauer wieder 
stimmen. 

Noch etwas: Die Konsumenten werden sehr 
oft zur Kasse gebeten, ohne daß sie mehr 
Qualität bekommen. Ich bin überzeugt davon, 
daß sie bereit sind, für Qualität auch ein 
wenig mehr zu zahlen. Das ist meine feste 
Überzeugung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Vorführpflicht gibt es im Burgenland 
für Prädikate; das ist kein Problem, das hat 
sich bewährt. 

Die Banderole gibt es in Italien und in 
Frankreich. Daß die Erntemenge beziehungs­
weise das Lesevolumen bei der Gemeinde 
nicht aufzulegen, sondern auszuhängen ist: 
Davon können Sie sich im Elsaß oder in ande­
ren Regionen Frankreichs überzeugen. Das 
ist alles nicht neu. 

Ich möchte zum Entschließungsantrag nur 
einige Bemerkungen machen. Sie werden ver­
stehen, daß ich nicht auf alle Passagen ein­
gehe. 

Herr Kollege Wilfing! Hilfsmaßnahmen für 
existenzgefährdete Weinbauern haben wir am 
29. Juli vereinbart. Diese werden erfolgen, 
aber das kann, bitte, nicht per Gesetz gesche­
hen. Es wurde hier urgiert, warum das nicht 
im Gesetz stünde. Das können wir nur im 
Wege der Privatwirtschaftsverwaltung tun, 
über den Grünen Plan, vielleicht auch über 
den Weinwirtschaftsfonds. 

Daß über das Weinwirtschaftsgesetz ver­
handelt werden muß, ist klar. Diese Verhand­
lungen werden wir sehr bald aufnehmen, 
denn mit dem Weinwirtschaftsfonds ist nie­
mand in Österreich glücklich. Es gibt in kei­
ner Partei Vertreter, die unter vier Augen 
sagen, es wäre alles bestens. Einer ist viel­
leicht davon ausgenommen, das gebe ich zu; 
er ist ein guter Freund von mir. Er glaubt, daß 
alles bestens ist. Darüber werden wir aber 
auch reden müssen. Das ist gar keine Frage. 
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Dann haben Sie etwas im Entschließungs­
antrag stehen, wozu ich sagen muß: Das ist 
eine Illusion. Bessere Preis- und Absatzsiche­
rung - entweder ist das eine deklaratorische 
Leerformel, damit Sie halt etwas sagen in die­
sem Entschließungsantrag, oder Sie sind sich 
des Umstandes nicht bewußt, daß Preis- und 
Absatzsicherung nur in einem geschlossenen 
Marktordnungssystem möglich sind, denn 
ohne Außenschutz kann der Absatz j a  nicht 
gesichert werden und der Preis erst recht 
nicht. 

Es ist eine Illusion, zu glauben, wir bekä­
men, wenn wir wollten - ich wäre dagegen, 
und zwar aus guten Gründen - ,  einen Außen­
schutz für Wein. Wir bekommen den Außen­
schutz nicht einmal für Ölsaaten. Dort würde 
ich ihn brauchen und auch - aus guten Grün­
den - wollen. Das ist halt nicht möglich. Der 
Preis wird stimmen, wenn die Qualität wieder 
stimmt. 

Das sind die Fragen im Hinblick auf diesen 
Entschließungsantrag, die zu beantworten 
waren. 

Meine Damen und Herren! Ich hätte mir als 
Landwirtschaftsminister natürlich 
gewünscht, daß der Nationalrat dieses Gesetz 
einstimmig beschließt und es auch der Bun­
desrat akzeptiert. Das wäre auch für die Voll­
ziehung einfacher gewesen. Wir hätten das 
Gesetz dann nicht in bezug auf die so notwen­
dige Bestimmung, das Lesevolumen pro Hek­
tar zu beschränken, ändern müssen. Ich habe 
mich im Nationalrat mit dieser Frage ausein­
andergesetzt. Ich möchte das jetzt nicht wie­
derholen, weil ich schon zu lange gesprochen 
habe. Natürlich hätte ich lieber ein gemeinsa­
mes Gesetz gehabt. 

An der Steuerfrage, z w e i f e l l  0 s an der 
Steuerfrage - das ist nicht bestreitbar, wenn 
man die Verhandlungen kennt -, ist die 
gemeinsame Beschlußfassung gescheitert 
und nicht am Föderalismusproblem. Ich bitte 
Sie, behaupten Sie doch nicht derartiges, das 
glaubt Ihnen doch niemand in Österreich! 

Ich hätte mich gefreut, wenn Sie gesagt hät­
ten: Jawohl, für die Weinhauer und für die 
Konsumenten brauchen wir diese scharfen 
Bestimmungen, die volle Deklaration, die 
Stärkung der Qualitätsproduktion durch das 
Gesetz, wir stimmen zu. 

Die Zustimmung wäre auch notwendig 
gewesen, damit niemand in der Welt sagen 
kann, die Österreicher seien nur sehr halb­
herzig bereit, den Pantschern, Schwindlern 

und Kunstweinerzeugern das Handwerk zu 
legen. Danke sehr. (Beifall bei der 
SPÖ.) 13.28 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Zum Wort gemeldet hat sich Herr. Bundesrat 
Achs. Ich erteile ihm dieses. 

13.28 

Bundesrat Achs (SPÖ, Burgenland): Herr 
Vorsitzender! Herr Bundesminister! Herr 
Staatssekretär! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Herr Kollege Wilfing! Als wir uns 
Anfang Juli dieses Jahres im Bundesrat mit 
der Weingesetznovelle 1985 befaßt haben, hat 
niemand gedacht, daß wir uns in gen au zwei 
Monaten wieder mit dem Weingesetz 1961 zu 
befassen haben werden. Zu diesem Zeitpunkt 
war sicherlich noch nicht erkennbar, daß das 
bestehende beziehungsweise novellierte 
Gesetz nicht ausreicht, um in der österreichi­
schen Weinwirtschaft einerseits die erforder­
liche hohe Qualität zu erreichen und anderer­
seits den Konsumenten vor Irreführungen 
und Täuschungen zu schützen. 

Auf Grund der unliebsamen Ereignisse und 
des starken Echos im In- und Ausland gab es 
nur eine Möglichkeit: rasch zu reagieren, um 
das Ansehen und den guten Ruf Österreichs, 
insbesondere aber auch den guten Ruf der 
ehrlichen Weinbaubetriebe, wiederherzustel­
len. Dieses Gesetz soll weltweit signalisieren, 
daß Österreich fest entschlossen ist, aus den 
unliebsamen Vorfällen die Konsequenzen zu 
ziehen und den Weinpantschern das Hand­
werk zu legen. 

So schmerzvoll dieser Weinskandal ist, muß 
ich aber-trotzdem sagen: Wäre dieser Skandal 
nicht so rasch und gründlich aufgeklärt wor­
den, hätte die österreichische Weinwirtschaft 
einen noch größeren Schaden hinnehmen 
müssen. Für die rasche Aufklärung haben wir 
vor allem dem Herrn Bundesminister Haiden 
sehr herzlich Dank zu sagen. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Heute wissen wir, warum die Weinbauern 
vor zirka einem Jahr noch gezwungen waren, 
Wein im Gebinde um 3 S pro Liter zu verkau­
fen. Sie mußten den Wein deswegen so billig 
abgeben, weil wöchentlich Tausende von Hek­
tolitern Wein künstlich hergestellt bezie­
hungsweise gepantscht wurden. 

Vor uns liegt nun ein Gesetz, das sicherlich 
da und dort weh tun wird. 

Im Vorjahr war ich mit einer Delegation 
des Burgenländischen Landtages und mit 
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Weinbauvertretern der burgenländischen 
Landwirtschaftskammer auf einer Studien­
reise in Deutschland und in Frankreich. Die 
Eindrücke , die wir dort gewonnen haben, 
waren für uns alle überwältigend, so überwäl­
tigend, daß fast alle Delegationsmitglieder der 
Meinung waren, daß die dortigen Kontrollbe­
stimmungen bei uns in Österreich ebenfalls 
kommen müssen. Meine Damen und Herren! 
Das war zu einem Zeitpunkt, als es in Öster­
reich noch keine krassen Fehlhandlungen in 
der Weinwirtschaft gegeben hat beziehungs­
weise diese noch nicht bekannt waren. Ich 
muß offen gestehen, daß ich seinerzeit nicht 
daran geglaubt habe, daß am bestehenden 
österreichischen Weingesetz allzusehr gerüt­
telt werden wird. 

Dieses nun vom Nationalrat beschlossene 
Gesetz wurde wie kaum ein anderes Gesetz in 
der Öffentlichkeit diskutiert. Fast einhellig 
wurden strenge Kontrollbestimmungen gefor­
dert. Nur so ist es erklärbar, daß fast alle 
Punkte im neuen Gesetz einstimmig gutgehei­
ßen wurden. Es wurde bereits vom Herrn 
Minister darauf hingewiesen, daß auch die 
Oppositionspartei mitgegangen wäre, wenn 
Begleitmaßnahmen in Aussicht gestellt wor­
den wären. Soviel, meine Damen und Herren, 
zu dieser Seite des Gesetzes. 

Zur politischen Seite möchte ich eines 
sagen: Es soll niemand glauben, am Skandal 
einiger weniger politisches Kapital schlagen 
zu können. Obwohl es nur einige wenige, ge­
messen an der gesamtösterreichischen Wein­
wirtschaft, sind, die Fehlhandlungen began­
gen haben, wurde ein wirtschaftlicher Scha­
den angerichtet, der weit über die Grenzen 
unseres Landes hinausgeht. Es kann aber 
auch von uns niemand sagen, wann dieser 
Schaden wiedergutgemacht werden kann. 

Weltweit wurde der österreichische Wein 
aus den Regalen genommen, und CDU-Mini­
sterpräsident Vogel hat in der BRD die Flucht 
nach vorne angetreten und in M ainz in einer 
Regierungserklärung zum österreichischen 
Wein wörtlich gesagt: 

"Rücksichtslose, verbrecherische Geschäf­
temacher in Österreich haben aus Profitsucht 
Jahre hinweg Millionen von Litern österrei­
chischer Weine Diäthylenglykol beigemengt. 
Sie haben weltweiten Schaden angerichtet." 

Meine Damen und Herren! Es ist zu billig, 
wenn man bei uns in Österreich j enen Mini­
ster, der die Aufklärung vehernent vorange­
trieben hat, zum Rückt2itt auffordert. Diese 

simplen Tricks wird Ihnen niemand abneh­
men. 

Sehr bedauerlich, meine Damen und Her­
ren, ist, daß es bei diesem Weinskandal sehr 
viele Geschädigte gibt. Hauptgeschädigt wur­
den zweifelsohne die Konsumenten, die um 
ihr Geld nicht jene Qualität erhielten, die sie 
sich erhofft haben. Weiters sind j ene Winzer 
betrogen worden, die Wein an die nun inhaf­
tierten Weinhändler verkauft, aber für die 
gelieferte Ware kein Geld bekommen haben. 
Es handelt sich hier pro Betrieb um Beträge, 
die die 500 000 S-Grenze erreichen oder aber 
auch in manchen Fällen übersteigen. Man 
kann sich vorstellen, daß diese Betriebe nun 
ebenfalls in große finanzielle Schwierigkeiten 
geraten sind. Diesen Betrieben wird, wie 
bereits zugesichert wurde, finanziell geholfen 
werden. 

Es muß aber auch jenen Weinbaubetrieben 
Verständnis entgegengebracht werden, die 
Wein zugekauft haben, um ihre Kunden wei­
terhin beliefern zu können. Es ist kein 
Geheimnis, daß viele Betriebe Wein zukaufen 
mußten, da die Weinernte 1984 sehr gering 
war, und auch 1985 ist, bedingt durch die 
Frostschäden, ebenfalls eine sehr kleine 
Ernte zu erwarten. Viele von ihnen haben 
unglücklicherweise von Betrieben gekauft, 
deren Besitzer nun wegen des Weinskandals 
in Haft genommen wurden. Es ist bereits 
erwiesen, daß diese Weinbauern selbst Opfer 
dieser Affäre geworden sind. 

Herr Bundesminister! Man wird auch hier 
Überlegungen anstellen müssen, wie man 
diese Winzer reinwaschen kann. Am schreck­
lichsten für diese Betriebe ist es, auf der 
schwarzen Liste aufzuscheinen. Es nützt 
ihnen sehr wenig, nachher vom Gericht frei­
gesprochen zu werden - der wirtschaftliche 
Schaden, den sie bis dahin erlitten haben, ist 
kaum wiedergutzumachen. Vom persönlichen 
Leid und persönlichen Kummer dieser Wein­
bauern möchte ich erst gar nicht sprechen. 

Meine Damen und Herren! Was die öster­
reichische Weinwirtschaft derzeit braucht, ist 
ein hohes Maß an Vertrauen. Durch viele per­
sönliche Gespräche mit Weinproduzenten 
weiß ich über die Demütigung, die sie in letz­
ter Zeit hinnehmen mußten, genau Bescheid. 
Es ist unbegreiflich, mit welchen Fragen sie 
oft konfrontiert werden. Auch wenn die eine 
oder andere Bemerkung vielleicht nicht so 
ernst gemeint war , so haben die ehrlichen 
Weinproduzenten in letzter Zeit durch die 
Weinpantscher doch viel Hohn , Schmach und 
Scham hinnehmen müssen. Es wurde somit 

1513 
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die gesamte österreichische Weinwirtschaft in 
Verruf gebracht. 

Erst dann, wenn man ein ehrliches und sau­
beres Produkt anbieten kann, wird das Ver­
trauen in diese edlen Erzeugnisse zweifel­
sohne wieder steigen. Das, glaube ich, ist die 
Grundvoraussetzung. Der Weinproduzent 
wird aber auch einen gerechten Preis bezie­
hungsweise einen gerechten Lohn für seine 
Arbeit bekommen. 

Die Weinpreise müssen generell angehoben 
werden. Man wird künftig keinen Doppelliter 
Wein mehr um 30 S oder 32 S bekommen. 
Vielfach heißt es: Was nichts kostet, kann 
nicht gut sein. 

Meine Damen und Herren! Ein viertel Liter 
Mineralwasser kostet im Lokal zirka 10 S, ein 
viertel Liter Wein in einer Buschenschenke 
ebenfalls 10 S und in einem Gastlokal 12 S. 
Ich glaube, daß auch hier Preiskorrekturen 
erfolgen müssen. 

Herr Kollege Wilfing! Zur Steuersache 
möchte ich nur einen Satz sagen: Die ÖVP hat 
die Alkoholsondersteuer eingeführt, die SPÖ­
Alleinregierung hingegen hat die Weinsteuer 
abgeschafft. Ich glaube, auch q.as soll hier 
gesagt werden. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 
abschließend kommentarlos den Wirtschafts­
sprecher der ÖVP zitieren, der am 10. August 
anläßlich einer Messeeröffnung mit den Wein­
pantschern, und ich muß sagen: zu Recht, 
sehr hart ins Gericht ging. Ich zitiere wört­
lich: 

Das ist kein burgenländischer und auch 
kein österreichischer Skandal. Das ist ein 
organisiertes Verbrechen, für das es in der 
Weinwirtschaft keinen Platz gibt. Ich werde 
mich dafür einsetzen, daß das strengste Wein­
gesetz mit fast keinen Ausnahmen beschlos­
sen wird - dies im Interesse sowohl der 
Erzeuger als auch der Konsumenten. 

Mit dem neuen Gesetz und nach der neuen 
Ernte werde man von ganz unten beginnen 
müssen, den Weinexport wieder anzukurbeln, 
und dies nicht mit Masse, sondern mit Quali­
tät. - Ende des Zitats. (Bundesrat M o  h n 1: 
Das war ein ÖVP-Abgeordneter?) Ja, das war 
der Abgeordnete Graf. 

Meine Damen und Herren! Zur Qualität 
unserer Weine möchte ich sagen: Die klimati­
schen Voraussetzungen sind bei uns in Öster­
reich gegeben, und ich bin zutiefst betroffen, 

daß gerade in einer Region, wo die besten 
Weine der Welt gedeihen, einer Region, aus 
der ich komme, auch diese Weinpantsche­
reien durchgeführt wurden. 

Meine Damen und Herren! Wir müssen 
daher diese einmalige Chance im Interesse 
der Konsumenten, aber auch im Interesse der 
österreichischen Weinwirtschaft nützen. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 13.42 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Kaplan. Ich erteile ihm dieses. 

13.42 

Bundesrat Kaplan (ÖVP, Burgenland): Herr 
Vorsitzender! Herr Bundesminister! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Mich hat 
es eigentlich gewundert, Herr Kollege Achs, 
daß du so kurz gesprochen hast. Du als Wein­
bauer, als Bürgermeister der größten Wein­
baugemeinde, bist eigentlich über dieses 
strengste Weingesetz sehr oberflächlich hin­
weggezogen. Du hättest das eine oder andere 
heute sagen können, weil du die entsprechen­
den Hintergrundinformationen hast. Aber du 
wirst schon wissen, warum du es so kurz und 
doch etwas an der Oberfläche gemacht hast. 
(Bundesrat A c h s: Der Minister hat alles 
gesagt, was zu sagen war!) 

Ich stimme mit dem Kollegen Achs natür­
lich darin überein, daß es in diesem Weins­
kandal viele Hauptgeschädigte gegeben hat. 
Das ist vollkommen richtig. Ich glaube aber 
sagen zu müssen: Am meisten sind durch die­
ses neue Weingesetz jene geschädigt, die 
immer ehrliche Weinbauern waren. Für die 
hat man jetzt das strengste, das schikanöse­
ste Weingesetz aller Zeiten geschaffen. 

Denn diejenigen, die Verfehlungen began­
gen haben, die werden bestraft, die werden in 
Konkurs gehen, die werden aus dem Verkehr 
gezogen. Und für diejenigen, die bis j etzt ehr­
lich geblieben sind, hat man jetzt das streng­
ste Weingesetz mit allen Schikanen geschaf­
fen. (Bundesrat K Ö p f: Wie stellen Sie sich 
das vor?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wann immer man in den letzten Wochen und 
Monaten eine Zeitung aufgeschlagen hat, 
wann immer man im Rundfunk oder im Fern­
sehen eine Meldung gehört hat: Es war immer 
von einem Skandal die Rede. Seit diese sozia­
listisch-freiheitliche Koalitionsregierung; eine 
Koalition der beiden Verlierer der letzten 
Nationalratswahl, im Amt ist, häufen sich die 
Skandale. 
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Zieht man Bilanz über die Zeit seit dem 
23. April 1983, so muß man zum Leidwesen 
aller Österreicher feststellen: Der Weg dieser 
Koalitionsregierung ist gekennzeichnet von 
Skandalen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 
Skandale, die nicht nur unsere Bürger verun­
sichern, sondern auch das Ansehen Öster­
reichs im Ausland schwer geschädigt haben. 
Und das Bedauerliche: Die Skandale nehmen 
zu, sie werden immer mehr. Sie nehmen zu an 
"Qualität" und an Quantität, und die Bewälti­
gung dieser Skandale zieht sich immer mehr 
und mehr in die Länge; die Bewältigung der 
Skandale wird immer geringer. (Rufe bei der 
SPÖ: Rabelbauer! Ludwig! WBO!) 

Ich glaube, wenn man heute über diese 
Skandale spricht, dann müßte man einmal 
etwas tiefer gehen, dem Ganzen auf den 
Grund gehen. 

Wenn man sich natürlich dazu versteift, in 
einer Regierungserklärung den Menschen 
dieses Landes viel zu versprechen, letztend­
lich aber nichts hält, dann darf man sich nicht 
wundern, daß es in dieser Art weitergeht. 

Wenn Sie sich die Regierungserklärung des 
Bundeskanzlers anschauen, so sehen Sie, es 
gibt darin eine Menge von Versprechungen, 
zum Beispiel die Steuerreform. (Bundesrat 
M o  h n 1: Was kann denn die Regierung dafür, 
wenn ein paar einen Betrug machen ? - Bun­
desrat S tr u t z  e n b  e r g e r: Was hat dfl,s mit 
dem Wein zu tun ?) Das dient dem Klima, Kol­
lege Strutzenberger. Die Steuerreform wurde 
versprochen, jedoch wieder abgesagt; die Pen­
sionsentwicklung - den Pensionisten wurde 
viel versprochen, schauen Sie sich die Ent­
wicklung an; Budgetsanierung. (Zwischenrufe 
bei der SPÖ.) Schauen Sie sich das Jahr 1985 
an! Die Pensionserhöhungen liegen bei 3,3 
Prozent, also weit unter der Inflationsrate. 

Es wurde eine Budgetsanierung verspro­
chen, man hat von Null-Budgetierung gespro­
chen - bis heute nicht eingehalten. In bezug 
auf die Einkommenssituation und die Jugend­
beschäftigung wurde viel versprochen. Heute 
haben wir gerade im Bereich der Jugendli­
chen eine immer größere Zahl an Arbeitslo­
sen. (Zwischenruf bei der SPÖ.) 

All das sind Beweise für die Handlungs­
und Entscheidungsunfähigkeit der Regierung 
Sinowatz-Steger. (Beifall bei der ÖVP.) 

Diese Ankündigungspolitik, dieses Verspre­
chen läuft natürlich einher mit vielen Skanda­
len. Seit Jahren geistern Skandale durch die 

Gegend. (Zwischenrufe bei der SPÖ: WBO! 
Ludwig!) 

Lassen Sie mich einige aufzählen, wenn Sie 
sie schon wissen wollen. Seit Jahren geistert 
der "Skandal Androsch" durch die Gegend, 
der inzwischen auch zu einem "Skandal Sal­
eher" geworden ist. Stellen Sie sich vor: Ein 
Minister zeigt den anderen an! Was soll sich 
der Bürger dabei denken? (Beifall bei der 
ÖVP. - Ruf bei der SPÖ: WO ist der zweite 
Minister, der angezeigt wurde?) Der 
,,8. Dezember" , ein Fall dieser Regierung, wo 
zwei Minister mit verschiedener Zunge spre­
chen - und das in einer Regierung. Der Fall 
Hainburg. Der Fall Zwentendorf, wo der Bun­
deskanzler und der Vizekanzler nicht in der 
Lage sind, auf einen gemeinsamen Nenner zu 
kommen. (Ruf bei der SPÖ: Wenn etwas skan­
dalös ist, dann ist es die Haltung der ÖVP zu 
Zwentendorf!) Herr Kollege Mohnl! Ich würde 
Sie bitten, wenn Sie wirklich etwas Entschei­
dendes zu sagen haben, Sie schreien . . .  

Stellvertretender Vorsitzender Schi pani 
(das Glockenzeichen gebend): Am Wort ist der 
Redner. 

Bundesrat Kaplan (fortsetzend): Mir ist 
schon klar, daß sich ehemalige ÖAABler, die 
die Partei wechseln, immer wieder durch lau­
tes Schreien beweisen müssen. (Beifall bei 
der ÖVP.) Ich bin auch für Zwischenrufe, aber 
man kann nicht seit 1 1  Uhr nur durch Zwi­
schenrufe auffallen. (Ruf bei der SPÖ: Zum 
Weingesetz!) Dann hat sich der Fall Sekanina 
eingeschlichen. 

Stellvertretender Vorsi tzender Schipani 
(das Glockenzeichen gebend): Das gilt auch 
für Sie, Herr Bundesrat Kaplan! Ich sorge für 
Ruhe und Ordnung mit der Glocke. Wenn die 
Glocke ertönt, so haben Sie Ihre Rede zu 
unterbrechen. 

Ich mache Sie darauf aufmerksam, daß ich 
Abschweifungen selbstverständlich toleriere, 
aber in Verhandlung steht das Weingesetz. -
Bitte! 

Bundesrat Kaplan (fortsetzend): Herr Vor­
sitzender! Ich habe die Glocke nicht gehört, 
und mit meiner Einleitung möchte ich eigent­
lich nur das politische Klima in unserem 
Staate ausleuchten. Ich bin gleich fertig. 

Dem Fall Sekanina folgte der Fall Proksch. 
Ich könnte aus burgenländischer Sicht eini­
ges zum Fall Kery sagen (Bundesrat S t r u t ­
z e n  b e  r g e r: Aber WBO nicht vergessen!), 
auch das ist ein Ausfluß dieses Klimas. Natür-
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lich auch der AKH- und der WBO- Skandal, 
all diese Skandale sind für uns nicht erfreu­
lich. (Bundesrat Dr. M ü l l e r: Und der Zim­
per!) 

Der Tupfen auf dem "i" ist also jetzt der 
Weinskandal; ein Skandal, der dem Ansehen 
Österreichs sicherlich großen Schaden zuge­
fügt hat und der meines Erachtens zwei 
Hauptursachen hat: 

Erstens die kriminellen Weinverfälschun­
gen österreichischer Weine durch einige 
Erzeuger und einige Händler. (Bundesrat 
G a r  g i  t t e l': Das sind zu 99 Prozent ÖVP­
Leute!) 

Zweitens die mangelhafte Vollziehung des 
bestehenden Wein- und des Lebensmittelge­
setzes sowie natürlich auch die fehlende Kon­
trolle. (Zwischenruf des Bundesrates Dr. 
M ü l l  e r.) Herr Kollege! Auf derartige Zwi­
schenrufe, die ich nicht sehr hoch einstufe, 
ersparen Sie mir die Antwort! 

Wer trägt denn die politische Verantwor­
tung für diesen Weinskandal ? Ist man den 
Ausführungen des Landwirtschaftsministers 
gefolgt, so hatte man den Eindruck, als ob die 
Opposition die politische Verantwortung 
dafür trage. Herr Minister! Wenn dem so ist, 
dann müssen Sie als Regierung zurücktreten. 
Dann machen wir Neuwahlen. Wir werden die 
politische Verantwortung gerne übernehmen. 
(Bundesrat K ö p f: Im Land Niederösterreich 
sind Sie nicht in Opposition!) 

Herr Kollege! Für die Einhaltung des Wein­
gesetzes ist der Landwirtschaftsminister 
zuständig. (Bundesrat G a r  g i t t e l': Die 
Regale hätten vom Herrn Landeshauptmann 
überprüft gehört!) Das bisher geltende Wein­
gesetz verbietet eindeutig die Verpantschung 
des Weines mit Diäthylenglykol. Zur Kon­
trolle steht dem Landwirtschaftsminister die 
Weinaufsicht zur Verfügung. 16 Bundeskelle­
reiinspektoren überwachen den gesamten 
Verkauf. Dieses hätte also völlig ausgereicht, 
um den Fälschern, auf die es seit 1977 Hin­
weise aus dem In- und Ausland gibt, das 
Handwerk zu legen. (Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Der Gesundheitsminister ist zuständig für 
die Einhaltung des Lebensmittelgesetzes. Zur 
Kontrolle stehen dem Gesundheitsminister 
1 6 1  Lebensmittelaufsichtsorgane im gesam­
ten Bundesgebiet zur Verfügu ng . Sie sind zur 
Nachschau, zur Probeziehung und zur vorläu­
figen Beschlagnahme berechtigt. Die entnom­
menen Proben werden von den staatlichen 

Lebensmitteluntersuchungsanstalten in 
Wien, Graz, Linz, Salzburg und Innsbruck 
untersucht. (Bundesrat K ö p f: Mittelbare 
Bundesverwaltung ist das!) In diesen Anstal­
ten sind laut Bundesvoranschlag im heurigen 
Jahr 188 Personen beschäftigt. (Bundesmini­
ster Dipl.-Ing. H a i d e n: In der Steiermark 
unterstehen sie dem Krainer!) Außerdem gibt 
es noch drei Landesanstalten: Wien, Kärnten 
und Vorarlberg. Heute kann man in der Zei­
tung lesen: Die Frau Bundesminister für 
Familie, Jugend und Konsumentenschutz 
beschwert sich, sie hätte keine Kompetenzen, 
sie konnte in diesen Skandal gar nicht ein­
greifen. Ich glaube, auch das ist nicht richtig. 

Im Bundesgesetz vom 3. März 1983 zum 
Schutz vor gefährlichen Produkten, im soge­
nannten Produktsicherheitsgesetz, hätte sie 
alle Möglichkeiten vorgefunden, hier aktiv zu 
werden. (Bundesrat K ö p f: Wie denn ? Das 
kann ja nicht ein jeder!) Ich darf Ihnen das 
vielleicht näher erörtern. 

Im § 2 dieses Gesetzes steht - ich darf 
zitieren - :  Gefährlich im Sinne dieses Bun­
desgesetzes ist ein Produkt, das nicht mit der 
nach Maßgabe des Abs. 2 zu erwartenden 
Sicherheit vor einer Gefährdung des Lebens 
oder der Gesundheit von Menschen verwen­
det werden kann. 

Im Maßnahmenkatalog steht unter Punkt 5: 
Verbote oder Beschränkungen des Verkaufs 
oder sonstiger Überlassungen von Produkten 
können durch verwaltungspolizeiliche Maß­
nahmen geahndet werden. Im Punkt 5 steht 
weiters: Die Verpflichtung, auf eine der Dring­
lichkeit der Gefahrenabwehr entsprechende 
Weise vor der Gefährlichkeit von Produkten 
zu warnen und Verhaltenshinweise zur Ver­
meidung der Gefahr zu geben. 

Das sind Maßnahmen, die nach dem Pro­
duktsicherheitsgesetz möglich gewesen 
wären. In dessen § 22 steht: Mit der Vollzie­
hung dieses Bundesgesetzes ist, soweit nicht 
anderes bestimmt ist, der Bundesminister für 
Familie, Jugend und Konsumentenschutz 
betraut. 

Ich frage mich : Welche Kompetenzen will 
die Frau Bundesminister noch haben? Sie 
hätte genügend Kompetenzen gehabt, sie 
hätte nur handeln müssen. Sie hat es - so 
wie die bei den anderen Minister - nicht 
getan. (Beifall bei der ÖllP.) 

Das ist also die TatsRche: Die gesetzlichen 

Bestimmungen hätten völlig ausgereicht, um 
nach Bekanntwerden der r'\JEäre im gesamten 
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Bundesgebiet die gesundheitsgefährdenden 
Weine rasch aus dem Verkehr zu ziehen. 
Dazu hätte es keines neuen Gesetzes bedurft. 
(Bundesrat M o  h n 1: Wer hat davon gewußt? 
Die Funktionäre der Weinbauregionen haben 
Bescheid gewußt! Die Funktionäre waren 
involviert!) 

Herr Kollege Mohnll Ich werde es Ihnen 
gleich sagen. Heute wissen wir alle, daß das 
Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft seit Jahren über Hinweise aus dem In­
und Ausland verfügt (Bundesra t K ö p f: Das 
ist eine Unterstellung!), daß es bei österreichi­
schen Qualitätsweinen zu Verfälschungen im 
Sinne des Weingesetzes kommt. (Bundesrat 
K ö p f: Das ist eine Unwahrheit!) 

Ich darf, weil Sie meinen, das sei eine 
Unwahrheit, noch einmal zitieren, was der 
Untersuchungsrichter Dr. Rauscher aus dem 
Landesgericht Eisenstadt heute bemerkt hat. 
Er hat gemeint, daß nach ihm vorliegenden 
Aussagen jeder Insider, also auch das Land­
wirtschaftsministerium, von diesen Pantsche­
reien gewußt haben muß. (Bundesrat 
S t r u t z  e n b e r g e r: Also jeder Insider: Ihre 
Weinvertreter!) Das hat der Richter Dr. Rau­
scher heute festgestellt, das können Sie nach­
lesen, diese Behauptung stammt nicht von 
mir. Dr. Rauscher führt die Untersuchungen 
im Weinskandal. Wer, wenn nicht Dr. Rau­
scher, soll das wissen? Er hat diese Feststel­
lung heute getroffen. Daher können Sie nicht 
behaupten, ich hätte hier eine falsche 
Behauptung aufgestellt. (Bundesrat K ö p f: 
"Unwahrheit", habe ich gesagt!) Ja natürlich, 
man kann die Augen verschließen, so wie 
man es bisher getan hat. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Im Jahre 1982 wurde der Landwirtschafts­
minister in einer parlamentarischen Anfrage 
auf eigenartige Mißverständnisse zwischen 
Produkt und Preis bei ins Ausland exportier­
ten Weinen hingewiesen. Vertreter der seri­
ösen Weinwirtschaft wurden auf ihre Vorhal­
tungen und Warnungen hin . vom Landwirt­
schaftsminister Haiden vertröstet und 
beschwichtigt. Und ab November 1984 wurde 
die Mfäre, dieser Weinskandal, dann heiß. 

Das Landwirtschaftsministerium wurde 
darauf aufmerksam gemacht, daß bei einem 
Weinhändler Diäthylenglykol zur - unter 
Anführungszeichen - "Verbesserung" des 
Weines verwendet wird. Am 21 .  Dezember 
1984 wird der Landwirtschaftlich-chemischen 
Bundesversuchsanstalt anonym ein Mittel 
zugesandt, das angeblich Wein zugesetzt wird. 
Am 28. Jänner 1985 liegt das Ergebnis der 

Analyse dieses Mittels vor: Diäthylenglykol. 
Nach dem geltenden Weingesetz war die Bei­
mischung dieses Mittels verboten. 

Am 21 .  März 1985 wird das Landwirt­
schaftsministerium von der Landwirtschaft­
lich-chemischen Bundesversuchsanstalt 
schriftlich darüber informiert, daß unerlaub­
terweise Diäthylenglykol insbesondere Prädi­
katsweinen zugesetzt wird. Die Versuchsan­
stalt ersucht das Ministerium um koordi­
nierte, rasche und schwerpunktmäßige Kon­
trollen durch die Bundeskellereiinspektoren. 

In diesem Schreiben wird Landwirtschafts­
minister Haiden ausdrücklich darauf hinge­
wiesen, daß Diäthylenglykol eine giftige Sub­
stanz ist. 

Am 12. April 1985 kommt es zur ersten 
Beschlagnahme von gepantschtem, von ver­
setztem Wein bei einer Firma in Podersdorf. 

Am 23. April 1985 hat Landwirtschaftsmini­
ster Haiden die Öffentlichkeit zum ersten Mal 
darüber informiert, daß bei Weinexporteuren 
dieses verbotene Mittel in Prädikatsweinen 
nachgewiesen werden konnte. 

Am 26. April 1985, kurz darauf, hat Land­
wirtschaftsminister Haiden in einer Presse­
konferenz rasche Maßnahmen gegen die 
bereits bekannten Weinpantscher angekün­
digt. 

Mit 3. Mai 1985 ist eine Mitteilung des Bun­
desministeriums für Land- und Forstwirt­
schaft an das Amt der Niederösterreichischen 
Landesregierung gemäß § 29 Abs. 6 Weinge­
setz datiert, in der darauf aufmerksam 
gemacht wird, daß in Weinen niederösterrei­
chiseher Firmen Diäthylenglykol festgestellt 
wurde. 

Erst am 17 .  Mai 1985 langt diese Verständi­
gung beim Amt der Niederösterreichischen 
Landesregierung ein. Das war also ein langer 
Weg: vom 3. bis zum 17 .  Mai. 

Am 15. Mai ergeht ein Fernschreiben der 
Außenhandelsstelle in Frankfurt an das Land­
wirtschaftsministerium, in dem vor einer 
Eskalation des Skandales in der Bundesrepu­
blik gewarnt wird und in dem (Bundesrat Dr. 
M Ü 1 1  e r: Warum hat er nicht telephoniert?) 
- das müssen Sie im Landwirtschaftsmini­
sterium zu klären versuchen - , in dem vor 
einer Eskalation des Skandales in der Bun­
desrepublik gewarnt wird und in dem das 
Landwirtschaftsministerium ersucht wird, 
mit den zuständigen deutschen Stellen Analy­
semethoden abzusprechen. 
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Ende Juni 1985 werden vom Landwirt­
schaftsministerium noch Exportzeugnisse für 

.Weine ausgestellt, die später in der Bundesre­
publik wegen Diäthylenglykol vom Zoll 
beschlagnahmt werden. 

Am 10 .  Juli 1985 wird europaweit eine ame­
rikanische Fernsehsendung ausgestrahlt, in 
der vor dem Genuß österreichischen Weines 
gewarnt wird. In der Bundesrepublik warnt 
der Gesundheitsminister davor, österreichi­
schen Prädikatswein zu trinken. (Stellvertre­
tender Vorsitzender Dr. S c  h a m  b e  c k 
übernimmt die Verhandlungsleitung.) 

Am 1 7 .  Juli ersucht die österreichische Bot­
schaft in Washington um die Übermittlung 
einer Liste jener Unternehmen ,  die von den 
Beschlagnahmen und Anzeigen betroffen 
sind. 

Am 26. Juli wird in den USA ein Verkaufs­
verbot für alle österreichischen Weine erlas­
sen, da bis zu diesem Zeitpunkt noch immer 
keine Antwort des · österreichischen Landwirt­
schaftsministers in Washington eingetroffen 
ist. 

Ich glaube, dieses Beispiel - vom: 17. Juli 
bis zum 26.  Juli nicht reagiert auf ein Ersu­
chen der österreichischen Botschaft - zeigt, 
wie säumig der zuständige Landwirtschafts­
minister geworden ist. Seit diesem Zeitpunkt 
sind über 50 Personen verhaftet und, ich 
glaube, mehr als 22 Millionen Liter Wein 
beschlagnahmt worden. 

Dieser Ablauf, der hier kurz wiedergegeben 
wurde, beweist deutlich, daß neben den Ver­
fälschungen, die zweifelsohne vorliegen, auch 
Versäumnisse des Landwirtschaftsministers, 
des Gesundheitsministers und der Frau Mini­
ster für Familie und Konsumentenschutz vor­
liegen, beweist, daß sie an dieser riesigen 
Dimension des Weinskandals schuld sind. Sie 
haben sich durch ihr Nichthandeln eindeutig 
schuldig gemacht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn der Herr Landwirtschaftsminister 
gemeint hat, gerade jetzt könne er nicht 
davonlaufen, so frage ich mich: Gibt es ein 
besseres Beispiel, an dem man politische Ver­
antwortung demonstrieren könnte? (Bundes­
rat S t r u  t z  e n b e  r g e r: In Niederösterreich 
beim Herrn Landeshauptmann!) Wer sonst 
sollte denn die Verantwortung für alle diese 
Zustände übernehmen, wenn nicht der 
zuständige Landwirtschaftsminister? (Beifall 
bei der ÖVP. - Bundesrat S c  h a c h n e r: 
Der Herr Mag. Ludwig ist die richtige 
Adresse für Ihre Rede!) 

Darüber wundert man sich im Ausland, daß 
ein Minister, der für einen derartigen Skan­
dal verantwortlich zeichnet, nicht die politi­
sche Moral besitzt und zurücktritt. (Bundes­
rat M o  h n 1: Ver:antwortungsbewußtsein 
nennt man das!) Und wenn er sie nicht besitzt, 
müßte der Bundeskanzler handeln und müßte 
die beiden Regierungsm:itglieder entlassen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

In Japan ist ein Verkehrsflugzeug abge­
stürzt. Der zuständige Minister ist zurückge­
treten. Niemand wird glauben, daß er am 
Absturz dieser Maschine schuld ist. (Zwi­
schenruf bei der sm.) Niemand glaubt, daß 
der Herr Minister persönliche Schuld auf sich 
geladen hat, aber er trägt für diese Mißstände 
die persönliche Verantwortung. (Bundesrat 
M o  h n 1: Die Weinbauern aber wollen Steuer­
geschenke haben!) Er ist der zuständige Res­
sortminister, er hätte auf die Einhaltung des 
alten Weingesetzes schauen müssen. (Beifall 
bei der ÖVP.) Er hätte das Gesetz exekutieren 
müssen, er hat es nicht getan und daher 
müßte er für einen neuen Minister den Platz 
räumen. (Bundesrat Dr. 0 g r i s: Der soziali­
stische Minister soll zurücktreten! Das würde 
Ihnen so passen!) 

Ich darf Ihmm auch eInIge Schmankerln 
aus dem Burgenland erzählen, die sich im 
Zusammenhang mit diesem Weinskandal ent­
wickelt haben. (Bundesrat S t r u  t z  e n b e  r -
g e r: Einer Ihrer Mandatare müßte zurücktre­
ten!) 

Wir haben zum Beispiel schon jahrelang -
Kollege Achs wird das bestätigen - die Ein­
führung der Mostwäger. Wissen Sie, was da 
passiert ist? (Bundesrat Dr. 0 g r i s: Der 
sozialistische Minister soll zurücktreten; das 
tät euch so passen!) Herr Kollege, es würde zu 
weit führen, wenn wir hier einen Dialog füh­
ren. Da müssen Sie mir Ihre Vorstellungen 
von politischer Verantwortung hier erklären. 
Die müssen Sie mir erklären! (Zwischenrufe 
bei der SPÖ.) 

Ihnen wäre natürlich am liebsten, wenn der 
zuständige Minister im Amt bleibt und der 
Oppositionsführer abtreten würde. Das wäre 
Ihnen am liebsten. (Beifall bei der ÖVP.) Ich 
kann Sie beruhigen. Es kann sich nur mehr 
um einige Monate handeln, dann werden das 
die Wähler für uns tun. (Bundesrat 
S c  h a c h n e r: Dann wird der Oppositions­
führer zurücktreten müssen!) 

Mostwäger, schärfere Kontrolle - ich darf 
Ihnen das erzählen: Wir haben im Burgenland . 
seit Jahren diese Mostwäger. Und wissen Sie, 
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was passiert ist? - Gegen diejenigen Mostwä­
ger, die es sehr genau genommen haben, die 
sehr streng waren, hat man natürlich interve­
niert. Man hat versucht, sie wegzubringen. 
(Bundesrat S t r u  t z e n  b e rg e r: Wer hat 
inverveniert?) 

Ich möchte dem Kollegen Achs in seiner 
letzten Sitzung nicht zu nahetreten, aber ich 
kenne einen Mostwäger, der aus GoIs wegge­
kommen ist. (Zwischenruf bei der SPÖ.) Ja, 
der hat auch interveniert. Aber er war nicht 
der einzige. Er war nicht der einzige: Es hat 
andere Inverventionen gegeben. Dieser 
strenge, genaue Mostwäger ist letztendlich 
weggekommen. Da braucht man heute nicht 
nach mehr Kontrolle und nach einem schärfe­
ren Gesetz zu schreien, wenn man die Mög­
lichkeiten, die man gehabt hat, nicht genützt 
hat. (Bundesrat A c h s: Das ist eine ganz 
grobe Unterstellung!) Das ist eine Behaup­
tung, die ich jederzeit gerne zu beweisen 
bereit bin. (Bundesrat S c  h ip a n i: Unqualifi­
ziert!) 

Im Vorjahr hat sich bei uns folgendes abge­
spielt: Wir haben im Weinbaugesetz 1980 das 
Aussetzverbot gehabt. Im Vorjahr wurden mit 
der sozialistischen Mehrheit diejenigen, die 
sich nicht an das Weinbaugesetz gehalten 
haben, die gegen das Gesetz verstoßen haben, 
mit SPÖ-Mehrheit im Landtag amnestiert. 
Diejenigen, die sich an das Gesetz gehalten 
haben, waren die Dummen. (Bundesrat 
S c  h ip a n i: Man kann sie nicht ständig kri­
minalisiert herumlaufen lassen! Aber krimi­
nalisiert haben sie sich selber!) 

Herr Kollege! Wir haben ein Weinbaugesetz 
gemeinsam im Burgenländischen Landtag 
verabschiedet, wo gewisse Richtlinien gege­
ben waren. Diejenigen, die sich nicht daran 
gehalten haben, wurden im nachhinein mit 
Ihrer Mehrheit pardoniert. Da darf man sich 
nicht wundern, wenn nachher noch größere 
Verfehlungen an den Tag kommen. (Beifall 
bei der ÖVP.) Die Dummen sind dann immer 
die Ehrlichen, diejenigen, die nicht zusätzlich 
ausgesetzt haben. Diejenigen, die sich an das 
Gesetz gehalten haben, waren letztendlich die 
Dummen. 

. 

Das ist so gelaufen, daß schoil vorher maß­
gebliche Herren Ihrer Partei in diesem Raum 
die Leute dazu aufgefordert haben, sie 
beschwichtigt haben, wir werden das schon 
regeln. So ist es gekommen. Die Gesetzesbre­
cher wurden pardoniert. Und dann darf man 
sich nicht wundern, wenn das so weitergeht. 
(Bundesrat S c  h i p a n i: Gehen Sie ins 

Grundbuch von Krems und Tu11n! Sie werden 
ihre Wunder erleben!) 

Zur Sache mit dem Untersuchungssaus­
schuß, der im Nationalrat abgelehnt wurde. 
Es war niemand anderer als Ihre Kollegin, die 
ehemalige sozialistische Klubobfrau und jetz­
tige Landtagsabgeordnete Matysek, die einen 
Untersuchungsausschuß verlangt, gefordert 
hat, um den Dingen auf den Grund zu gehen. 
Es war eine Ihrer Kolleginnen, die bei uns im 
Land diesen Untersuchungsausschuß ver­
langt hat! (Bundesrat Mo h n 1: Gegen wen ?) 
Und es war Ihre Mehrheit im Nationalrat, die 
diesen Untersuchungsausschuß verhindert 
hat. Da soll sich einer auskennen. (Bundesrat 
S c  h a  c h n e r: Bei Ihrer Rede!) 

Der Herr Landeshauptmann hat im Juli, als 
der Weinskandal bekannt wurde, gemeint, 
man könne doch hier nicht von einem Skan­
dal reden. (Bundesrat A c h s: Er hat gemeint, 
es gibt keinen Skandal der Weinbauern!) , 

Es gibt keinen Weinskandal, hat Kery in 
der Öffentlich.keit gesagt. (Bundesrat A c h s: 
Das ist nicht richtig!) Kurze Zeit später hat er 
gemeint: Das ist eigentlich ein . Skandal der 
Medien, die immer wieder über den Wein­
skandal berichten; das ist eine Spinnerei der 
Journalisten. Er hat jene kritisiert, die über 
Moral und Ethik reden, und hat gesagt - ich 
darf zitieren -: Ich will hier nur die Frage 
stellen, ob diese allgemeinen, unbestimmten 
Appelle überhaupt einen Sinn haben, ob wir 
nicht der Unmoral eine Gasse schlagen, wenn 
wir laut klagend vor ihr einherziehen und dif­
fuse Schuldbekenntnisse deklamieren. 
Zitatende. 

Er hat offensichtlich den Herrn Bundesprä­
sidenten gemeint, hat ihm aber am nächsten 
Tag geschrieben, daß er nicht den Herrn Bun­
despräsidenten gemeint habe. Ich frage mich: 
Wen hat er dann überhaupt gemeint? Wer hat 
in der Öffentlichkeit außer dem Herrn Bun­
despräsidenten so gesprochen? 

In seiner Sonntagsrede hat Kery überhaupt 
die Richtung geändert, indem er gemeint hat: 
Es gibt doch einen Weinskandal, nur muß 
man jetzt alles tun, um den burgenländischen 
Weinbauern zu helfen. 

Also zuerst hat es keinen Skandal gegeben, 
dann waren die Medien schuld, und jetzt gibt 
es doch einen Skandal. - Da soll sich jemand 
auskennen. Drei Tage vorher hat sein Regie­
rungskollege, Ihr Parteikollege, Hans Sipötz 
gemeint: Es gibt wirklich keinen Weinskan­
dal, das ist nur die Verfehlung einiger weni-
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ger, und man darf in diesem Zusammenhang 
nicht von Skandal sprechen. (Bundesrat 
S c  h i p a n i: Ein Gen tlem an verh alten legen 
Sie falsch aus! Sie kriegen jetzt wirklich bald 
Feuer von uns! Glashart! - Heiterkeit bei der 
ÖVP.j Ich fürchte mich sehr. (Neuerliche Hei­
terkeit.) 

Herr Kollege! Am Donnerstag sagte der 
sozialistische Landesrat: Es gibt keinen 
Weinskandal. Am Sonntag, drei Tage danach, 
sagte der Landeshauptmann . . .  (Bundesrat 
S c  h i p a n i: Wer hat ihn denn gemacht? Lau­
ter Schwarze!) 

Herr Kollege! Hören Sie mir zu! Innerhalb 
von vier Tagen haben Regierungsmitglieder 
Ihrer Partei von "keinem Weinskandal" und 
dann doch von einem "Weinskandal" gespro­
chen. Sie können mich ja aufklären, wer von 
diesen beiden recht hat. 

Einer hat irgendwann die Unwahrheit 
gesagt. (Bundesrat S t r u t z  e n b e rg e r: 
Das ist fast unglaublich, daß es so etwas gibt!) 
Ich lasse mich sehr gerne von Ihnen aufklä­
ren. (Bundesrat S c  h ip a n i: Sie begreifen 
das nicht! Das ist eine Frage des Informa­
tionsstandes! - Bundesrat Mo h n 1: Und Sie 
sind ein Konsumentenschützer und Konsu­
menvertreter!) Ja, Konsumentenschutz ist 
schon gut. Die Konsumentenschützerin, Ihre 
Frau Minister, hat versagt. Nicht zu mir 
"Konsumentenschützer" rufen, sagen Sie das 
der zuständigen Frau Minister Fröhlich-Sand­
ner! (Zwischenruf bei der SPÖ.) Deswegen bin 
ich ja empört, weil das Gesetz nicht eingehal­
ten wurde. (Bundesrat M o  h n 1: Sie unter­
stützen die Fälscher, die Pantscher?) Das ist 
also Ihre Argumentation. Das ist Ihr Schluß, 
Herr Kollege . Sie haben mir nicht zugehört, 
wenn Sie so argumentieren. 

Ich bin deswegen empört als Konsumenten­
schützer, weil die zuständige Frau Minister 
das Gesetz nicht eingehalten hat, weil sie das 
zuständige Gesetz nicht exekutiert hat. (Bei­
fall bei der ÖVP. - Bundesrat Mo h n 1: Wer 
hat das Gesetz nicht eingehalten ? Wollen Sie 
sagen, daß die Weinpantscher die Gesetze ein­
gehalten . haben ?) Diesen Zustand verdanken 
wir ausschließlich einer handlungsunfähigen 
Regierung, das verdanken wir Ihrem Land­
wirtschaftsminister , Ihrem Gesundheitsmini­
ster! (Bundesrat S c  h a  e h  n e r: Warum hat 
nicht der Bauernbund das Gesetz des Han­
delns an sich gezogen ?) Der Bauernbund ist 
nicht dazu da, um die Gesetze einzuhalten 
(Bundesrat Dkfm. H i n  t s c  h i g: Nein ? 
Gegen das Gesetz soll er arbeiten ?), die Kon­
trolle dafür auszuüben. (Bundesrat S c  h i -

p a n  i: Sind Sie sich dessen bewußt, was Sie 
sagen ? - Bundesrat Dkfm. H i n  t s c h i  g: Er 
weiß ja nicht mehr, was er redet!) 

Herr Kollege! Sie wollen für die Vollziehung 
. . . (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck (das Glockenzeichen gebend): Meine 
Damen und Herren! (Weitere Zwischenrufe 
bei der SPÖ.) Bitte, ich habe das Glockenzei­
chen gegeben! 

Meine Damen und Herren! Ich bitte zu 
bedenken: Am Wort ist der Herr Bundesrat 
Kaplan. Wer sich noch zu Wort melden 
möchte, kann das tun. Er bekommt es erteilt. 
Aber den Herrn Bundesrat Kaplan möge man 
bitte in Ruhe weiterreden lassen. 

Bundesrat Kaplan (fortsetzend): Der Bur­
genländische Bauernbund ist der Vertreter 
der Interessen der Weinbauern, aber er ist 
nicht für die Vollziehung des Weinbaugeset­
zes verantwortlich, sondern dazu haben wir 
bestellte Minister. Diese müssen dieses 
Gesetz exekutieren und nicht der Burgenlän­
dische Bauernbund. (Beifall bei der ÖVP. -
Bundesrat K ö p f: Sie haben gesagt: Der 
Bauernbund - wörtlich! - braucht die 
Gesetze nicht einzuhalten, dazu ist er nicht 
da! Das haben Sie gesagt!) 

Der Bauernbund braucht die bestehenden 
Gesetze nicht zu exekutieren; für die Exeku­
tion ist der Landwirtschaftsminister verant­
wortlich. Wenn ich das so gesagt habe, wie Sie 
es (Bundesrat K ö p f: Sie haben gesagt: ein­
zuhalten! Nehmen Sie es zurück! Seien Sie ein 
Mann und nehmen Sie es zurück, dann ist es 
in Ordnung!) behaupten, nehme ich es zurück. 

Der Burgenländische Bauernbund ist nicht 
für die Exekution verantwortlich, sondern Ihr 
Minister. (Beifall bei der ÖVP.j Er sitzt hier, 
und ich glaube, er hat bei all diesen Gesprä­
chen, bei all diesen Bemühungen um den 
nationalen Konsens nur eines im Auge 
gehabt: die ÖVP draußen stehenzulassen, mit 
der ÖVP kein gemeinsames Gesetz beschlie­
ßen zu müssen. (Bundesrat S c  h i p a n i: Das 
ist eine Unterstellung!) Das ist mein Schluß 
aus all diesen Ausführungen, die ich jetzt ver­
folgen konnte. (Bundesrat Mo h n 1: Sie woll­
ten ein Steuergeschenk! - Bundesrat S c  h i -
p a n  i: Sie wollen schäbige Geschäfte 
machen!) Das war das Ansinnen des Land­
wirtschaftsministers: die ÖVP ins Eck zu stel­
len. Vom nationalen Konsens war bei all die­
sen Ausführungen überhaupt keine Rede, 
auch nicht bei den heutigen. 
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Unser Parteiobmann hat versucht, in ver­
schiedenen Gesprächsrunden, auch in einem 
Gespräch mit dem Bundeskanzler, diesen 
nationalen Konsens herbeizuführen. Er hat in 
seinem letzten Gespräch ganz wenige Verlan­
gen und Forderungen an den Bundeskanzler 
gestellt. Und das war für mich das sichtbare 
Zeichen, daß Sie mit der ÖVP kein Gesetz 
beschließen wollten. 

Was die Österreichische Volkspartei vor 
Beschlußfassung dieses Weingesetzes im 
Nationalrat wollte, waren drei Punkte: 

1. Maßnahmen zur Wiederbelebung des 
österreichischen Weinexportmarktes, 

2 .  gemeinsame Reform des Weinwirt­
schaftsfonds und 

3. steuerliche Maßnahmen zur Sicherung 
der Qualität der Weinproduktion. 

Diese Vorgangsweise hat man seitens der 
Mehrheitspartei ausgeschlagen und hat einen 
Alleingang für zweckmäßig erachtet. 

Die ÖVP - das haben auch meine Vorred­
ner schon gesagt - ist für strengere Kontrol­
len; sie ist aber gegen ein Gesetz, welches die 
vielen ehrlichen kleinen Weinbauern schika­
niert. 

Daß dieses Gesetz, über das in der Vorwo­
che im Nationalrat diskutiert wurde, eine 
Nacht- und Nebelaktion des Landwirtschafts­
ministers, ein Husch-pfusch-Gesetz der sozia­
listischen Koalitionsregierung ist, ist inzwi­
schen allen klargeworden. Der sichtbare 
Beweis dafür sind die vielen Abänderungsan­
träge. Von Dienstag auf Donnerstag hat man 
. . .  (Bundesrat M o  h n 1: Haben Sie nicht 

zugehört, Herr Kaplan, oder haben Sie es 
nicht verstanden?) Zumindest in 39 Punkten 
hat man sich anscheinend am Dienstag noch 
nicht so genau ausgekannt oder hat die Mei­
nung noch geändert. 

Allein wegen dieser Tatsache - wir haben 
uns wieder in aller Öffentlichkeit lächerlich 
gemacht - müßte man den Landwirtschafts­
minister aus der Regierung entlassen. Das ist 
Ihr "Gesetz aus einem Guß" . (Bundesrat 
Mo h n 1: Ja, das ist es!) "Aus einem Guß" 
wurde ein Gesetz versprochen, und zwei Tage 
nach der Regierungsvorlage bringt man 
Abänderungsanträge jeder Menge ein. (Bun­
desrat M o  h n 1: Das ist der Beweis für den 
Konsens, Herr Kaplan!) 

Und selbst Ihr Hauptdebattenredner, der 

Nationalratsabgeordnete Gmoser, hat dazu 
im Nationalrat gemeint: Ich hoffe, daß das 
letzte Wort noch nicht gesprochen ist. Also 
selbst Ihr Hauptdebattenredner im National­
rat hat gemeint: Ich hoffe, daß hier das letzte 
Wort noch nicht gesprochen ist. (Bundesrat 
S t r u  t z e n  b e rg e r: Er hat die ÖVP 
gemeint!) Also er muß schon eInIges 
befürchten, was auf Sie zukommen wird. 

Daß am Donnerstag im Nationalrat diese 
vielen Abänderungsanträge eingebracht wur­
den, führte in der Rede des Abgeordneten 
Gmoser dazu, daß er meinte: Das letzte Wort 
ist hoffentlich noch nicht gesprochen. 

Ich habe in den letzten Tagen sehr viele 
Gespräche mit betroffenen Weinbauern 
geführt und mich erkundigt (Bundesrat 
K ö p f: Sie haben es in den letzten paar Tagen 
gemacht, haben Sie gerade gesagt! Der Mini­
ster macht es seit Jahren!), und ich kann 
Ihnen sagen, Herr Minister: Sie sollten ein­
mal hinausfahren zu den kleinen burgenlän­
dischen Weinhauern, und zwar zum jetzigen 
Zeitpunkt, und sollten mit diesen Gespräche 
führen. Dann könnten Sie die Meinung derje­
nigen hören, für die dieses strengste Gesetz 
geschaffen wurde. - Diese Weinbauern sind 
empört. Sie haben das Vertrauen zum Land­
wirtschaftsminister verloren. Wie soll das 
noch weitergehen, wenn diejenigen, für die 
der Landwirtschaftsminister da ist, kein Ver­
trauen zu ihrem Ressortminister haben? Wie 
soll das, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, in Zukunft weitergehen? 

Ich glaube, hier müßte man wirklich öffent­
lich politische Verantwortung dokumentieren. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Die Österreichische Volkspartei war immer 
und ist nach wie vor der Meinung, daß zur 
Bereinigung dieses Skandals und zur Wieder­
herstellung des guten Rufs der österreichi­
schen Weine folgende Maßnahmen notwendig 
sind: 

1. Die strenge Bestrafung der Fälscher. 

2. Ein strenges. Weingesetz einschließlich 
einer umfassenden Kontrolle und begleitende 
Maßnahmen zur Rückeroberung der Märkte. 
(Bundesrat M o  h n 1: Dann stimmen Sie zu!) 
Aber nicht das schnellste und das strengste, 
sondern das beste Weingesetz muß dazu die­
nen. 

3. Wir brauchen, um das alles zu verwirkli­
chen (Bundesra t M o  h n 1: Ein Steuerge­
schenk!), nicht ein Steuergeschenk, sondern 
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einen neuen Minister, der, unbelastet von den 
Fehlern der Vergangenheit, imstande ist, ein 
neues Vertrauen bei Konsumenten und Pro­
duzenten aufzubauen. (Beifall bei der ÖVP. -
Bundesrat M o  h n 1: Das sollen wir heute im 
Gesetz beschließen ? - Bundesrat K ö p f: Er 
hat die Machenschaften aufgedeckt!) Er hat 
versagt, weil er zu spät reagiert hat, Herr Kol­
lege. 

Das neue Weingesetz wird dem Anspruch, 
das beste der Welt zu sein, nicht gerecht, denn 
es kann Verfälschungen nicht verhindern, 
aber es schikaniert mehr als 53 000 anstän­
dige· Weinbautreibende . 

Der Standpunkt der ÖVP-Bundesräte ist, 
glaube ich, klar: Wir sind für alle gesetzlichen 
Maßnahmen, welche der Qualitätsverbesse­
rung dienen, für Maßnahmen, die einer besse­
ren Kontrolle dienen. Wir sagen aber nein zu 
einem schikanösen und praxisfremden Wein­
gesetz und werden daher aus diesem Grund 
diesen Gesetzesbeschluß ablehnen. 

Aber Sie haben nun, meine sehr geehrten 
Damen und Herren von der SPÖ, Zeit, dar­
über nachzudenken.  Sie haben jetzt Zeit, aus 
dem strengsten das beste Weingesetz zu 
machen. Das , was wir brauchen, ist das beste 
Weingesetz (Beifall bei der ÖVP); dann wer­
den wir wieder die Weltmärkte erobern. 

Die Österreichische Volkspartei ist im 
Interesse der kleinen Weinbauern, aber auch 
im Interesse der Konsumenten zu einer weite­
ren Zusammenarbeit bereit. Nun, nachdem 
wir Ihnen Zeit geben, sind Sie wieder am Zug. 
Wir erwarten von Ihnen wirklich das beste 
Weingesetz der Welt. (Beifall bei der ÖVP. -
Bundesrat S t r u  t z  e n b e  r g e r: Das haben 
wir auf dem Tisch liegen!) 14.20 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bun­
desrat Schachner. Ich erteile es ihm . 

14.20 

Bundesrat Schachner (SPÖ, Steiermark): 
Herr Vorsitzender! Herr Minister! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es ist das 
heute schon die zweite Sondersitzung, zu der 
der Bundesrat in diesem Sommer zusammen­
tritt. Diese Sitzung eingeschlossen hätte der 
Bundesrat dreimal im letzten Halbjahr die 
Chance gehabt, sich aus seiner relativen 
Bedeutungslosigkeit emporzuheben und sein 
Image kräftig aufzupolieren, und zwar sein 
Image in einem höheren Maß aufzupolieren, 
als dies jede Geschäftsordnungsdebatte kann, 
als dies jedes Lippenbekenntnis zu Föderalis-

mus und den Erfordernissen des bundesstaat­
lichen Prinzips kann. Es ist Sache der Öster­
reichischen Volkspartei, daß diese historische 
Chance dreimal versäumt wurde. 

Es wird eines Tages verwunderlich klingen, 
wenn in irgendeinem Geschichtswerk nachzu­
lesen ist: 1984, im Dezember, hat der Bundes­
rat eine neue Geschäftsordnung bekommen, 
das wurde als epochemachendes Ereignis 
gefeiert und gepriesen. 1985 hat er aber drei­
mal die historische Chance versäumt, sich 
selbst aufzuwerten. 

Als Pikanterie am Rande wird vielleicht 
dann noch zu lesen sein, daß die Österreichi­
sche Volkspartei in diesem Haus zu diesem 
Zeitpunkt unter der Führung eines Staats­
rechtlers stand. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Zur eigentlichen Sache. Ich habe es mir selbst 
zur Aufgabe gestellt, den Standpunkt des 
Konsumenten in meinen Ausführungen zu 
vertreten. Der Kollege Kaplan hat auch den 
Konsumenten im Auge gehabt, aber nur ein 
bisserl, am Rande, er hat mehr den Stand­
punkt der Weinbauern im Auge gehabt. 
Sicher: Jenen, die nicht gepantscht haben, 
jenen, die keine Verbrecher und Giftmischer 
sind, wendet sich unsere Anteilnahme hier zu. 
Aber wir müssen in den Mittelpunkt unserer 
Überlegungen, glaube ich, den Konsumenten 
stellen, sowohl den Inländer als auch den Aus­
länder, der zu uns nach Österreich kommt, 
·sowie auch die Menschen, die im Ausland 
österreichischen Wein gekauft haben, die das 
in der Vergangenheit getan haben und die es 
hoffentlich - wenn das Vertrauen wieder 
zunimmt - auch in Zukunft wieder tun wer­
den. 

Meine Damen und Herren! Ich komme aus 
einem Bezirk in der Obersteiermark, der 
annähernd die Hälfte des steirischen Frem­
denverkehrs bewerkstelligt. Ich bin in den 
letzten Wochen öfters angesprochen worden 
von ausländischen, vorwiegend deutschen 
Gästen, auf diesen Weinskandal, der einer der 
größten Skandale der Zweiten Republik ist; 
das ist keine Frage. Diese sind natürlich noch 
beeinflußt worden durch die unqualifizierten 
Äußerungen des Herrn Vogel von der CDU, 
ihres Herrn Ministerpräsidenten Vogel, der 
ihnen einiges, wie ich glaube, vorgegaukelt 
hat, um dadurch seine Untätigkeit zu überdek­
ken. (Ruf bei der ÖVP: Der Vogel ist schuld 
am Weinskandal!) 

Alle diese Menschen waren der Meinung, 
man könne von dem Ruf, ein Schlawiner zu 
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sein - hier werden die Österreicher pauschal 
verurteilt � ,  man könne von diesem Ruf 
überhaupt nur mehr wegkommen, wenn man 
das strengste Weingesetz, das es überhaupt 
geben kann, beschließt. 

Dabei stehe ich in argem Widerspruch zum 
Kollegen Kaplan, der meint, wir sollen das 
"beste" Weingesetz machen. Ich formuliere 
viel rigoroser: Wir sollen das strengste Wein­
gesetz machen. Ich fühle mich dabei auch 
durch die Äußerungen eines Bekannten 
bestärkt, der an der Ostküste der USA lebt, 
dort Lehrer ist an einem College und der mir 
folgendes gesagt hat: Ihr müßt, wenn ihr über­
haupt wieder Vertrauen zurückgewinnen 
wollt, das gleiche tun, was die Italiener getan 
haben, was die Franzosen getan haben. 

Wie erinnerlich, haben vor etwa zehn Jah­
ren die Italiener auch einen Skandal gehabt, 
der aber nicht dieses Ausmaß angenommen 
hat. Die Italiener hatten nämlich Kunstwein 
produziert und exportiert. Kunstwein ist an 
sich nicht gesundheitsschädlich. 

Das, was wir aber getan haben � das muß 
man einmal ganz offen sagen - ,  war Vergif­
tung. Wir haben die Gesundheit, ja  sogar das 
Leben von Menschen aufs Spiel gesetzt. Wenn 
ich sage "wir" , so meine ich die Österreicher, 
so wie man uns im Ausland sieht. Wir haben 
die Gesundheit und das Leben von Menschen 
aufs Spiel gesetzt, um Profit zu machen. 

Von dieser Position werden wir nur dann 
wegkommen, wenn wir das strengste Weinge­
setz beschließen, und - so meinte mein ame­
rikanischer Freund - dieses Gesetz müßte 
einstimmig beschlossen werden, um zu doku­
mentieren, daß alle Politiker in Österreich, 
alle politischen Kreise in Österreich dahinter­
stehen. 

Wir werden vor dem Ausland nicht gut 
dastehen, wenn eine Partei, die glaubt, staats­
tragend zu sein - pardon: ich will sagen, eine 
Partei, die von sich behauptet, staatstragend 
zu sein, wie die ÖVP das immer wieder tut - ,  
wenn also eine solche Partei, die ob ihrer 
Größe unübersehbar ist, gegen dieses Gesetz 
stimmt, wobei all das, was heute hier argu­
mentiert wurde von der rechten Reichshälfte, 
ja bitte nur Vorwände, aber keine echten Ein­
wände darstellt. 

Hier wird argumentiert, daß, weil man 
nicht die Zusage bekam, daß man die Steuern 
- die Sie außerdem noch verdoppeln in Ihren 
Aussagen, damit es besser ausschaut -
zurücknimmt, die ÖVP dem Gesetz nicht 

zustimmen könne. Das ist auch so bei einigen 
Reden von ÖVP-Mandataren zum Ausdruck 
gekommen. 

Ich war kürzlich in Griechenland auf 
Urlaub, und dort ist mir etwas sehr Interes­
santes widerfahren. Wir sind am Strand in ein 
Lokal gekommen und haben dort Wein 
bestellt. Der Kellner hat uns zuerst Retsina 
angeboten. Nun ist dieser nicht jedermanns 
Sache. Wir haben dann gefragt, ob es nicht 
andere Weine gibt, die er uns empfehlen 
kann, trockene Weißweine zum Beispiel. Da 
hat er gesagt, ja, er könne uns solche empfeh­
len und könne uns außerdem die Garantie 
geben, daß diese nicht so wie die österreichi­
schen Weine verpantscht seien. 

Also auch in Griechenland ist das, was sich 
hier abspielt, Tagesgespräch. Alle Welt blickt 
auf uns in dieser Stunde. Wenn in dieser 
Stunde die Österreichische Volkspartei wie­
der einmal einen · neuerlichen Beweis ihrer 
Jein-Sager-Politik liefert, so ist das für uns 
bedenklich und auch in den Augen der ganzen 
Welt. 

Gestatten Sie mir, daß ich ein wenig auf die 
Wortmeldungen meiner Vorredner eingehe. 

Herr Kollege Strimitzer! Ich habe Ihnen in 
meinem Zwischenruf das Wort "kabarettreif" 
entgegengehalten. Sie haben gemeint, das sei 
nicht kabarettreif, sondern das sei eine Tra­
gik, eine Tragödie. 

Lieber Kollege Strimitzer! Daß das eine 
Tragödie ist, da gebe ich Ihnen vollkommen 
recht. Nur folgendes möchte ich Ihnen sagen: 
So wie Sie gesprochen haben beziehungs­
weise wie die Österreichische Volkspartei in 
den letzten Wochen in dieser Sache spricht, 
das ist wahrlich kabarettreif. Ich gehe sogar 
weiter und sage Ihnen: Wenn der Pepi Mein­
rad hier ein Couplet singen würde zu Ihren 
Ausführungen, dann stünde am Ende die 
Textzeile: "Es ist alles nicht wahr, es ist alles 
nicht wahr!" (Beifall bei der SPÖ.) 

Dem Kollegen Kaplan möchte ich sagen: 
Sie haben die falsche Stelle erwischt, Herr 
Kollege Kaplan! - Pardon, er ist nicht da, 
aber er wird das ja dann im Protokoll lesen. 
Sie haben die falsche Stelle erwischt (Bundes­
rat R a a  b: Den Landwirtschaftsminister hat 
er erwischtI), wenn Sie von hier aus gespro­
chen haben. Es wäre wohl angebrachter gewe­
sen, wenn Sie im Niederösterreichischen 
Landtag gesprochen hätten. Der Herr Landes­
hauptmann Ludwig wäre wahrscheinlich die 
richtige Adresse für Ihre Rede gewesen. 
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Und folgendes darf ich Ihnen vielleicht 
auch noch sagen: We�n Sie von politischer 
Verantwortung sprechen, Herr Kollege 
Kaplan, so darf ich Ihnen entgegenhalten: Die 
Weinpantscher, die Giftmischer sind allesamt 
Mitglieder der Handelskammer im Burgen­
land, aber der Herr Präsident der Handels­
kammer Burgenland, Graf, der braucht nicht 
zurückzutreten, der soll Ihrer Ansicht nach 
keine politische Verantwortung tragen. (Ironi­
sche Heiterkeit und Zwischenrufe bei der 
ÖVP.) 

Sie machen den berechtigten Einwand, der 
Herr Präsident der Handelskammer und bur­
genländische Nationalratsabgeordnete Graf 
habe kein Gift gemischt. - Der Herr Land­
wirtschaftsminister nimmt dasselbe für sich 
auch in Anspruch. (Bundesrat H o l  z i n g e r: 
Er hat gesagt, daß die, die gepantscht haben, 
zur Verantwortung gezogen werden!) Graf hat 
gesagt: Die Leute gehören zur Verantwortung 
gezogen. - Er hat sich nur selber dabei "ver­
gessen" . (Bundesrat H o l  z i n g e r: Er hat 
sich nicht vor seine Mitglieder gestellt, wie 
Sie das darstellen!) Tritt der Präsident der 
Handelskammer zurück? (Bundesrat 
K a p  1 a n: Graf hat gesagt, jene, die erwischt 
wurden, m ü s s e n  ihre · Funktionen zurück­
legen!) 

Ganz so von Schuld freisprechen kann ich 
den Herrn Präsidenten der' Handelskammer 
Burgenland aber doch nicht. Es gibt nämlich 
am Rande dieses Skandals noch einen zwei­
ten Skandal, der uns wahrscheinlich in Kürze 
beschäftigen wird. 

Ich lese hier in der Zeitschrift "Die ganze 
Woche" - "Neuer Lebensmittelskandal!" ist 
die Überschrift -: Wenn die Donnerstag vom 
Tiroler Frächter Felix Troll geäußerten Vor­
würfe stimmen, hat Österreich den nächsten 
Lebensmittelskandal. Laut Troll werden etli­
che Tanks von Lastzügen, die Chemikalien, 
wie etwa Lösungsmittel, in Südländer trans­
portieren, für die Rückfahrt mit Fruchtsaft­
konzentraten gefüllt, ohne daß die Tanks aus­
reichend gereinigt werden. 

Troll hatte erfolglos in seinem Fachverband 
etliche Anzeigen erstattet, unter anderem 
auch gegen die burgenländischen "Glykolbrü­
der" Tschida. 

Nun könnte man vielleicht sagen: Na gut, 
das steht in einer Zeitung, wer weiß, ob das 
ordentlich recherchiert worden ist? Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich darf 
Ihnen sagen: Am 4. August 198 1  hat das Bun­
desministerium für Gesundheit und Umwelt-

schutz einen Erlaß an alle Landeshauptmän­
ner herausgeben, in dem auf diese Dinge hin­
gewiesen wurde und in dem die Landeshaupt­
männer ersucht werden, die Lebensmittelauf­
sichtsorgane des dortigen Wirkungsbereiches 
gemäß § 35 Lebensmittelgesetz anzuweisen, 
den Lebensmitteltankfahrzeugen besonderes 
Augenmerk zuzuwenden und im Betretungs­
falle mit lebensmittelrechtlichen Maßnahmen 
vorzugehen. 

Also bereits 198 1 ,  und man hat nie etwas 
davon gehört, daß jemand betreten worden 
wäre, eben so lange nicht, bis sich dieser Tiro­
ler Transportunternehmer in einer Zeitung zu 
Wort gemeldet hat. (Zwischenruf des Bundes­
rates K a p  1 a n.) Herr Kollege Kaplan, das 
war ein Erlaß an die Landeshauptmänner. 
Die Landeshauptmänner sind in diesem Fall 
beauftragt zu vollziehen. (Bundesrat H o l  z -
i n  g e r: Vor Jahren sind in Waggons der ÖBB 
Zementreste gefunden worden . . .  / Ich bin der 
Meinung, das gehört angegriffen! - Weitere 
Zwischenrufe bei der ÖVP.) Ja, das sind 
schwerwiegende Dinge, Herr Kollege Holzin­
ger , da stimme ich mit Ihnen voll überein. 

Hier ist die Handelskammer in keiner 
Weise freizusprechen, denn die Handelskam­
mer hat davon gewußt, und auch Handels­
kammerpräsidenten müssen Verantwortung 
tragen: sowohl politische als auch praktische 
Verantwortung. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren 
von der Österreichischen Volkspartei, ich darf 
mich Ihnen noch einmal zuwenden. Wenn Sie 
also diesem Gesetz heute Ihre Zustimmung 
verweigern, wenn Sie durch Ihr Veto ein ver­
spätetes Inkrafttreten dieses Gesetzes in 
Kauf nehmen oder heraufbeschwören, dann 
sind Sie es, meine sehr verehrten Damen und 
Herren - und darüber müssen Sie sich im 
klaren sein -, die vor der Weltöffentlichkeit 
die Verantwortung dafür zu tragen haben. 
Und da nützt es auch nichts, wenn Sie sagen, 
die steuerliche Situation müßte überprüft 
werden. 

Daß den notleidenden Betrieben Hilfe gege­
ben wird, das hat Herr Minister Haiden 
bereits zugesagt; das ist auch nie in Frage 
gestanden. Aber jetzt die steuerliche Bela­
stung, noch dazu verfälscht und überhöht dar­
gestellt, zum Anlaß zu nehmen, um diesem 
Gesetz die Zustimmung zu verweigern, das 
wird Ihnen von der ÖVP niemand abkaufen, 
weder die österreichische Öffentlichkeit noch 
die Weltöffentlichkeit. 

Um zu den 41 Abänderungen, die Sie immer 
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wieder apostrophieren, zurückzukommen: 
Der Herr Minister hat an und für sich schon 
darauf geantwortet. Der Herr Bundespar­
teiobmann der ÖVP, Mock, hat, in einem 
Fernsehinterview mit Dr. Nagiller auch das 
immer wieder als Vorwand herangezogen 
beziehungsweise als Begründung heranzuzie­
hen versucht, warum er diesem Gesetz die 
Zustimmung nicht geben könne beziehungs­
weise warum die Österreichische Volkspartei 
das nicht könne. Der Herr Bundesparteiob­
mann Mock ist bei diesem Interview sehr 
schlecht weggekommen, und es war dann 
letztendlich dem Herrn Dr. Nagiller auch zu 
fad, immer nachzufragen und immer wieder 
nachzustoßen, wo Ihr Bundesparteiobmann 
Mock ausgewichen ist. (Bundesrat K ö s t l  e r: 
Reden Sie vom gestrigen Interview mit dem 
Bundeskanzler?) Nein, ich rede vom Interview 
Mock - Nagiller. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Man kann doch die österreichische Öffentlich­
keit nicht für so dumm halten, daß sie alle 
diese Vorwände "frißt" und daß sie glaubt, 
daß die Österreichische Volkspartei wirklich ' 
sachliche Argumente hätte, diesem Gesetz 
ihre Zustimmung zu verweigern. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren 
von der ÖVP! Ein wenig nachdenklich müßte 
es Sie schon stimmen, warum unser Bundes­
präsident Dr. Kirchschläger gerade bei der 
Eröffnung der Rieder Messe eindringliche 
Worte gebraucht hat. Ein wenig nachdenklich 
wird es den stimmen, der weiß , daß die Rieder 
Messe eine der größten Landwirtschaftsmes­
sen Österreichs ist. 

Es ist ein Dilemma, das wir mit der Öster­
reichischen Vokspartei in den letzten Mona­
ten erleben. (Bundesrat R a a  b: Sie machen 
es sich einfach!) In der Generallinie ist es 
immer so , daß Sie sagen: Da können wir 
zustimmen, da müßte man das eine oder 
andere vielleicht noch besprechen, aber da 
könnte man zustimmen. Wenn es aber dann 
konkret wird, so erfolgt immer wieder Ihr 
Nein. (Zwischenruf bei der ÖVP.j 

Herr Kollege! Sie werden den Lohn für 
diese Haltung von der österreichischen 
Öffentlichkeit, von den Wähl.ern eines Tages 
erhalten, und zwar dann, weIln es wieder 
Wahlen gibt. (Bundesrat R a a  b: Bei der 
Nationalra tswahl ha'ben Sie eine 'Watschen 
bekommen, und Sie werden sie wieder 
bekommen!) 

MelD kann Ihnen 'Ion der ÖVP ja nicht ein­
mal vorwerfen, eine opportu nistische Politik 

zu betreiben, denn würden Sie das tun, dann 
würden Sie hier im Sinne der zwei Drittel der 
Österreicher, die ein neues, strenges Weinge­
setz verlangen, argumentieren und nicht 
anders! (Beifall bei der SPÖ.) 14.40 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
beck: Zum Wort hat sich gemeldet Herr Bun­
desrat Haas. Ich erteile es ihm. 

14.40 

Bundesrat Haas (ÖVP, Steiermark) : Herr 
Vorsitzender! Herr Bundesminister! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Hoher 
Bundesrat! Gerade nach den Ausführungen 
des Kollegen Schachner, der in seinen Wein 
- wie könnte es anders sein? - natürlich 
einen kräftigen Schuß Polemik und Demago­
gie hineingeleert hat und uns so einen wenig 
g'schmackigen roten Verschnitt präsentiert 
hat, aber gerade auch deswegen, weil der 
Herr Minister in seinem Beitrag unsere 
Bereitschaft, die Bereitschaft der ÖVP, zu 
einem gemeinsamen, zu einem strengen 
Gesetz ernsthaft in Zweifel gezogen hat, las­
sen Sie mich mit aller gebotenen Deutlichkeit 
noch einmal zum Ausdruck bringen: Von uns 
aus ein klares und eindeutiges Ja zu einem 
strengen Gesetz, zu strenger Kontrolle, zu 
strenger, unnachsichtiger Bestrafung der 
Missetäter und ein genauso klares und ehrli­
ches Ja zu mehr Qualität, zu mehr Schutz für 
den Konsumenten, aber, bitte schön, ein 
ebenso klares und eindeutiges Nein zu über­
flüssiger Bürokratie und zu Schikanen auf 
Kosten und auf dem Rücken der kleinen 
Weinbauern. 

Herr Minister! Wir haben halt etwas dage­
gen,  daß 53 000 fleißige und ehrliche Wein­
bauernfamilien das nun büßen sollen und aus­
löffeln sollen, was einige wenige krinlinelle 
Typen der österreichischen Weinwirtschaft, 
der österreichischen Volkswirtschaft im 
gesamten und dem Ruf unseres Landes an 
Schaden zugefügt haben. 

Vor allem aber haben wir auch etwas dage­
gen, wenn sich der Herr Landwirtschaftsmini­
ster, dem eklatante Versäumnisse nachzuwei­
sen sind - und unser Kollege hat gerade vor­
hin in einer sehr offenen Sprache die Ver­
säumnisse, nicht nur die des Herrn Ministers 
Haiden, sondern auch die des Herrn Gesund­
heitsministers und der Frau Minister Fröh­
lich-Sandner, angeführt - ,  wenn sich also {ler 
Herr Minister Haiden auf die Flucht nach 
vorne begibt und nun versucht, sich sozusa­

gen als Sa.ubermacher der Nation zu p::äsen­
tieren , wie er das kürzlich Ül:l Nationalrat vor 

deI' gesam-::en Weltöffentlichkeit versucht hat, 
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indem er diese seine Weinnovelle als ein her­
vorragenCles Gesetz - wir haben es schon 
einige Male gehört: "aus einem Guß" - vor­
gestellt hat. 

Ich glaube, daß Ihnen dieser Versuch, Herr 
Bundesminister, mißlungen ist. Ich will jetzt 
gar nicht lange die hämischen Kommentare 
der verschiedenen Zeitungen zitieren - es 
genügen schon ein paar Titelüberschriften - ,  
weil vorhin von der Wirkung i n  der großen 
Öffentlichkeit die Rede war: "Groteske im 
Parlament" , "Pfusch beim Weingesetz" , "Eine 
Chance wurde vertan" , , ,41 Abänderungen am 
ersten Tag" , "Blamage beim Weingesetz" . 
(Bundesrat S c  h a c h n e r: ÖVP-Zeitungen, 
nehme ich an!) Dies, bitte schön, nicht aus 
ÖVp-ürganen. Wir wären in der ÖVP glück­
lich, so ein potentes Organ wie die "Kleine 
Zeitung" zu haben - gestatten Sie mir, das 
zu sagen - oder etwa den "Kurier" zu haben, 
den ich mir jetzt erlaubt habe zu zitieren. 

Die Nationalrats-Sondersitzung hätte zu 
einer Stunde des nationalen Konsenses, zu 
einer Stunde gemeinsamen Neubeginns für 
die österreichische Weinwirtschaft werden 
sollen und auch werden können, denn an der 
Bereitschaft der ÖVP hat es ja bis zum letzten 
Tag nicht gefehlt, wie Sie doch zugeben müs­
sen. Am Vortag noch hat Obmann Mock in 
einem Vier-Augen-Gespräch mit dem Kanzler 
einen Konsens zu finden versucht und hier 
geradezu eine Blankovollmacht vorgelegt, in 
der nicht von großen steuerlichen Forderun­
gen die Rede war. Aber leider hat er sich ver­
geblich bemüht. Diese Nationalrats-Sondersit­
zung geriet, genauso wie das die Zeitungen 
schrieben, wirklich zur Groteske, zur Posse, 
zur Blainage. Ich darf Ihnen sagen, ich habe 
die Sitzung von Anfang bis zum Ende von der 
Tribüne aus verfolgt, und ich habe noch 
immer die bissigen und die höhnischen Kom­
mentare der Journalisten im Ohr. Ich muß 
Ihnen ehrlich gestehen: Als guter Patriot, der 
ich gerne stolz bin auf mein Land, der ich vor 
den anwesenden ausländischen Beobachtern 
auch gerne stolz gewesen wäre auf unser Par­
lament, habe ich mich eigentlich ein wenig 
geniert, geniert angesichts dessen, was die 
Regierung an diesem Tage im Parlament 
geboten hat. 

Da erklärt der Herr Bundeskanzler noch 
am Vortag in großer Pose wörtlich: Kein Jota, 
kein Jota wird mehr an diesem Gesetz geän­
dert, es bleibt, wie im Ministerrat beschlos­
sen. Und der Herr Landwirtschaftsminister 
hat dann im Parlament die Kühnheit - so 
würde ich es formulieren -, von einem 
"Gesetz aus einem Guß" zu sprechen. Dies, 

nachdem kurz vorher die eigenen Partei­
freunde des Herrn Ministers seine Minister­
vorlage - ich glaube, 41mal - abgeändert 
haben. (Bundesrat S c  h a c h n er: Sie können 
es noch so oft wiederholen und mit dem Holz­
hammer kommen, es wird dadurch nicht wah­
rer, was Sie sagen!) Ein wirklich einmaliger 
Vorgang, Herr Kollege, der auch alles über 
die Qualität dieser Vorlage zum Ausdruck 
bringt, wenn es am Tage der Einbringung 
nicht weniger als 41 Abänderungsanträge des 
eigenen Lagers gibt (Bundesrat He l l  e r: 
Haben Sie nicht gehört, warum ?), wenn es 
zum angeblich so hervorragenden "Minister­
guß" dann gleich 41 Aufgüsse gibt, Herr Kol­
lege! (Bundesrat S c  h a c h n e r: Sie können 
es noch so oft wiederholen!) Wir kennen uns 
soweit, daß ich weiß, wie gut Sie zu polemisie­
ren wissen. Da wundern Sie sich dann, Herr 
Kollege und Sie alle in der Sozialistischen 
Partei, wenn Sie dann nach einer solchen Sit­
zung weltweit eine schlechte Presse haben. 
Dann wundern Sie sich, wenn wir von der 
ÖVP von einem Husch-Pfusch-Gesetz spre­
chen. 

Ich kann nur wiederholen: Schade, eine 
Chance wurde vertan, nicht nur was das ange­
schlagene Image unserer Weinwirtschaft 
betrifft, sondern auch was das nicht weniger 
angeschlagene Ansehen unseres Landes, 
unserer Republik in der ganzen Welt angeht. 
Ich kann nur hoffen, daß die Nachdenkpause, 
die wir Ihnen mit unserem heutigen Beschluß 
im Bundesrat geben, von Ihnen wirklich als 
neuerliche Chance genützt wird, im Sinne der 
von uns vorgetragenen Resolution die not­
wendigen Korrekturen und Adaptierungen 
anzubringen, um so vielleicht doch noch zu 
einem Gesetz zu kommen, das sich dann 'auch 
vollziehen läßt. 

Wir haben Ihnen mit unserer Resolution 
gewissermaßen den Ball aufgelegt, Ihnen ver­
nünftige Änderungen vorgeschlagen. Sie wür­
den gut dar an tun, diese Vorschläge aufzu­
greifen. Ich erinnere hier an ein altes, gutes 
Adenauer-Wort etwa des Inhalts: "Niemand 
kann mich daran hindern, von Tag zu Tag klü­
ger zu werden." Bitte, meine sehr geehrten 
Damen und Herren von der sozialistischen 
Fraktion, lassen Sie sich daran auch nicht 
hindern. 

Gestatten Sie mir, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, daß ich als Steirer ein 
paar Anmerkungen zur Situation in meinem 
Bundesland beziehungsweise zu den Auswir­
kungen dieses neuen Gesetzes auf den steiri­
schen Weinbau mache. 
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Dieser steirische Weinbau hat zwar nicht 
annähernd den Umfang des niederösterreichi­
schen oder des burgenländischen Weinbaues, 
ist aber dennoch für fast 5 000 Weinbauernfa­
milien mit rund 2 800 Hektar Anbaufläche die 
entscheidende Lebensgrundlage. Dies gerade 
- und das möchte ich betont haben - in 
einem wirtschaftlich sehr hart ringenden 
Gebiet im Grenzland, im südoststeirischen 
Berg- und Hügelland. Man braucht sich ja nur 
die Schaukarten und Statistiken, die wir 
heute von der Österreichischen Raumord­
nungskonferenz überreicht bekommen 
haben, anzuschauen, um zu erkennen, daß 
von einem "breiten Gürtel des Wohlstandes" , 
wie ihn einst Bundeskanzler Kreisky für die 
Grenzräume großspurig verheißen hat, in die­
sem Bereich wirklich nicht die Rede sein 
kann. Das Gegenteil ist der Fall! Das zeigen 
die Arbeitslosenquote, die Kennzahlen für die 
Durchschnittsverdienste oder auch die Wohn­
raumausstattung, wenn Sie in ein Haus hin­
einblicken. Dasselbe zeigen auch die Ver­
gleichszahlen zur Wanderungsbilanz, die lei­
der in diesem Bereich zu einer echten 
"Abwanderungsbilanz" geworden ist. So 
scheinen diese Grenzbezirke überall als 
Schlußlichter auf. Dies trotz aller Anstrengun­
gen etwa in der Grenzlandförderung, wie sie 
gerade auch die Steiermärkische Landesre­
gierung unternommen hat. 

Über die, ich würde sagen, komplizierte 
Zangengeburt, Herrn Landwirtschaftsmini­
ster Haiden zu einer Aufstockung der steiri­
schen Grenzlandhilfe zu bewegen, will ich 
mich hier nicht weiter auslassen, darüber wol­
len wir lieber den Mantel des Schweigens 
breiten. 

In dieser schwierigen Region führen unsere 
rund 5 000 steirischen Weinbauern ein recht 
karges Dasein, was sogleich verständlich 
wird, wenn man weiß, daß die Durschnitts­
größe der Weingartenfläche nur 0 ,66 ha je 
Betrieb ausmacht. Es handelt sich also um 
kleine und kleinste Betriebe, die noch dazu, 
nämlich zu 90 und mehr Prozent, in oft gera­
dezu extremen Hanglagen angesiedelt sind 
und überwiegend im Vollerwerb bewirtschaf­
tet werden. Keine Frage, daß diese vielen klei­
nen Bergweinbauern kostenmäßig mit der 
Massenproduktion in den günstigen Ebenla­
gen etwa des Weinviertels oder des Seewin­
kels natürlich nicht mithalten können. 

Nach dem neuen Weingesetz dürfen sie nun 
ihren Wein im geschäftlichen Verkehr zwar 
"Bergwein" nennen, dürfen ihn aber nicht 
mehr wie bisher in die 7 /la-Bouteillen abfül­
len, wenn der Wein die im Gesetz vorgeschrie-

benen 15 Klosterneuburger Grade nicht 
erreicht, und diese KMW erreicht er eben auf 
Grund der klimatischen Bedingungen in die­
sen Berggebieten leider nur alle zwei oder 
drei Jahre. 

Die steirischen Weinbauern haben aber 
nichtsdestotrotz in den letzten 20 Jahren den 
Verkauf ihrer Spezialitäten - denn solche 
sind es dennoch ganz ohne Frage, Spezialitä­
ten, die gerade bei den Liebhabern von alko­
holarmen und fruchtigen Weinen sehr 
begehrt sind - in der Bouteille systematisch 
aufgebaut. Und nur so, nämlich durch den 
besseren Preis in der 0 ,7-1-Flasche gegenüber 
dem Verkauf im Faß oder in der Liter- oder 
Zweiliter-Flasche konnten sich unsere steiri­
schen Weinbauern auf ihren steilen Hängen 
und Leiten überhaupt noch wirtschaftlich 
behaupten. 

Wenn es nun laut neuem Weingesetz zu 
einem Verbot dieser 0,7-I-Flasche kommt, so 
sind damit unausweichlich ein Preisverfall 
und ein entsprechender Einkommensverlust 
verbunden. 

Wir wissen nun aus den Statistiken des 
Grünen Berichtes, daß von allen Berufsgrup­
pen in Österreich die Weinbauern in den letz­
ten zehn Jahren die größten Einkommensver­
luste hinnehmen mußten. (Bundesrat S c  h i -

p a n  i: Dank der Weinpantseher!) Laut Grü­
nem Bericht ist das Einkommen der Weinbau­
ern seit 1975 um 34 Prozent nominell und um 
58 Prozent real zurückgegangen, also regel­
recht abgestürzt. Man braucht daher nicht 
viel Phantasie, um sich die Folgen ,von weite­
ren, sozusagen gesetzlich, vom Weingesetz 
verordneten Einkommenseinbußen in diesem 
Raume ausmalen zu können. 

Ich meine jetzt nicht nur die Folgen für 
unsere Weinbauern unmittelbar, die verständ­
licherweise über dieses Gesetz bestürzt und 
entsetzt sind, sondern all die anderen zu 
befürchtenden Folgen, etwa der Nichtbewirt­
schaftung all der Hang- und Steillagen dort 
unten im Grenzland, wenn dort keine Wein­
bauern mehr dafür sorgen würden. Oder auch 
die Konsequenzen für den Fremdenverkehr, 
der in den letzten Jahren dank der herrlichen 
Landschaft, die wir da haben, einen beachtli­
chen Aufschwung genommen hat. 

Bei dieser Gelegenheit, meine Damen und 
Herren, gestatten Sie mir freundlicherweise, 
ein wenig Fremdenverkehrswerbung zu 
betreiben, indem ich mir erlaube, auch darauf 
hinzuweisen - gerade jetzt Anfang Septem­
ber -, daß der "steirische herbst" nicht nur 
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ein alljährlich wiederkehrendes künstleri­
sches Großereignis ist, das in den Konzert­
und Theatersälen der Landeshauptstadt Graz 
stattfindet, sondern - und das ist mein Tip 
für Sie, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle­
gen - daß ein paar Tage steirischer Herbst, 
unmittelbar im steirischen Grenzland ver­
bracht und genossen, etwas von ganz erlese­
nem Reiz und Zauber sind, ein Genuß für 
Leib und Seele, wie das schon viele Dichter 
auch zu besingen wußten. Wenn es mir gelin­
gen könnte, Ihnen den Mund ein wenig wäß­
rig oder "weinrig" zu machen, so würde mich 
das freuen. 

Aber lassen Sie mich, meine Damen und 
Herren, wieder zu Ernsterem zurückkehren, 
nämlich zu den ernsten Folgen einer Entwick­
lung, die wir, glaube ich, alle miteinander 
nicht wollen. Eine Entwicklung, die aber 
ihren Ausdruck findet im Einkommensrück­
gang, in weiterer Abwanderung, in fortschrei­
tender Entsiedlung bis hin zum denkmögli­
chen Extremfall einer toten Grenze, eines 
siedlungspolitischen Vakuums mit allen, auch 
staatspolitischen Konsequenzen. 

Ich glaube, eine solche Entwicklung kann 
wirklich niemandes Absicht sein. Da verste­
hen wir Sie nicht, Herr Minister, der Sie ja  
von den Steirern bereits etliche Male in  den 
Nationalrat entsandt wurden und sich in 
unserem Lande gern als "steirischer Mini­
ster" apostrophieren lassen. Beim Staatsse­
kretär Murer, der sogar gebürtiger Steirer ist, 
verstehen wir das ebensowenig. Er hat noch 
vor zehn Tagen anläßlich der Eröffnung der 
Leibnitzer Weinwoche ganz großspurig 
erklärt, den unschuldigen kleinen und schwa­
chen Bergweinbauern dürfe und werde nichts 
geschehen, im Gegenteil: es müsse und es 
werde ihnen auch geholfen werden. 

Und jetzt meine Frage: Schaut denn so die 
"Hilfe" aus , daß beide Herren dann drei Tage 
später im Ministerrat bedenkenlos einem 
Gesetz zustimmen, das das ganze mühsam 
aufgebaute Vermarktungs system der steiri­
schen Weinbauern gnadenlos zusammenhaut 
und in einem Gebiet Arbeitsplätze gefährdet, 
in dem es, wie ich schon früher ausführte, mit 
Abstand die höchsten Arbeitslosenraten gibt'? 

Wo bleiben denn, so frage ich, die soziale 
Gesinnung, die Hilfe für die Kleinen und die 
Schwachen und was ist mit all den anderen 
schönen Tönen, die man dann in Sonntagsre­
den von sich gibt, von der Wichtigkeit der 
R.egionalpolitik, von der Erhaltung der Kul­
turlandschaft et cetera? Bei einer politischen 
Entscheidung wird in der R.egierung und im 

Parlament mit einem Federstrich, mit einem 
Handaufheben ein Großteil der mühsam 
erbrachten Aufbauarbeit zusammengehaut. 

Der Herr Landwirtschaftsminister wird 
sich auch schwer darauf ausreden können, 
daß das Problem des Bergweinbaues in der 
Steiermark bei dem Husch-Pfusch-Tempo für 
dieses schnellste aller Gesetze halt einfach 
übersehen, einfach unter den Tisch gefallen 
sei, denn am Tage vor der Sondersitzung hat 
noch Landeshauptmann Krainer 'bei Bundes­
kanzler Sinowatz in dieser Frage interveniert. 
Und am gleichen Tage - Herr Minister, ich 
hoffe, Sie werden mir das bestätigen - hat 
Agrarsprecher Landesrat Riegler Sie zweimal 
in dieser Frage kontaktiert. (Bundesminister 
Dipl-Ing. H a i d e n: Einmal, aber das genügt!) 
Alles vergeblich, wie wir wissen. 

Wir möchten weiters gerne angeführt 
haben, daß auch sozialistische Parteifreunde 
aus der Steiermark, Abgeordnete, auch der 
sozialistische Parteichef der Steiermark Hans 
Gross bei Ihnen, Herr Minister, interveniert 
haben, aber ebenso vergeblich. Anscheinend 
wollte der Herr Landwirtschaftsminister 
gerade in dieser Frage Härte und Strenge 
demonstrieren. Ausgerechnet auf Kosten der­
jenigen, die mit dem Weinskandal nachgewie­
senermaßen am wenigsten zu tun hatten, wie 
ich das für den steirischen Weinbau doch mit 
gutem Grund sagen kann. 

Lassen Sie mich auch, so wie Kollege Achs, 
den Abgeordneten Robert Graf zitieren, der 
vergangene Woche im Nationalrat folgendes 
formuliert hat: 

Die Regierung soll den Weinbauern nicht 
nur die Faust zeigen, sie soll ihnen auch die 
Hand reichen. Die Regierung möge nicht nur 
an ihre Steuern denken, sondern auch an die 
Existenz ihrer Steuerzahler. Und weiß Gott: 
Steuern fließen aus der österreichischen 
Weinwirtschaft nicht zu knapp! 

Wenn vom strengen französischen Weinge­
setz als Vorbild die Rede war, so war das für 
uns in der ÖVP eine durchaus akzeptable Ver­
handlungsgrundlage, wenn es nämlich zum 
Ausgleich für die strengen Qualitäts- und 
Kontrollbestimmungen die gleichen Förde­
rungen, die gleichen Hilfen, die gleiche 
Besteuerung wie in Frankreich gibt, die ja 
bekanntlich nur halb so hoch ist. Wie immer 
Sie das nun wenden und drehen wollen wegen 
der Höhe der Abgaben, ob 44 oder 34 Prozent: 
Fest steht, daß wir mindestens doppelt so 
hoch besteuert sind , wie es in Frankreich der 
Fall ist, das bekarm termaßen ein sehr stren­
ges Vleingesetz hat. 
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Aber, meine Damen und Herren von der 
sozialistischen Fraktion, Sie zeigen uns nur 
die eiserne Faust an Stelle der beim Weingip­
fel - es wurde heute schon einmal davon 
gesprochen - am 29. Juli ausdrücklich ver­
sprochenen Hilfsmaßnahmen für die unver­
schuldet in Not geratenen Weinbauern. Ich 
habe diese Punktation des Herrn Ministers 
vor mir liegen, ich könnte Ihnen das zitieren. 

Der Herr Minister ist heute schon einmal 
darauf zu sprechen gekommen und hat 
betont, daß das in Vorbereitung sei. Aber es 
war weder im Gesetzestext irgendwie und 
irgendwo dann die Rede noch in der Einbe­
gleitung des Herrn Ministers. Erst nachdem 
unsere Abgeordneten im Nationalrat urgiert 
haben, ist er in seiner zweiten Wortmeldung 
darauf zu sprechen gekommen. 

So geht es nicht, daß man an Stelle der ver­
sprochenen Hilfsmaßnahmen nur zusätzliche 
bürokratische Schikanen einzubauen ver­
sucht, die nichts bringen außer viel Arbeit, die 
die Bauern verbittern und keinen Effekt zeiti­
gen. So geht es sicher nicht. Wir haben Ihnen 
bereits gesagt: Da machen wir nicht mit! 
(Stellvertretender Vorsitzender S c  h ip a n i 
übernimmt die Verhandlungsleitung.) 

Kollege Wilfing hat sich schon sehr aus­
führlich und sehr sachlich mit den einzelnen 
Bestimmungen befaßt, die wir als praxis­
fremd und als überbürokratisch empfinden 
und daher auch ablehnen. Ich möchte da 
nichts wiederholen. 

Wiederholen möchte ich zum Schluß nur 
noch einmal die drei Grundsätze, die für uns 
die Leitlinie bei diesem Weingesetz waren 
und nach wie vor sind, nämlich die Leitlinie 
für ein strenges, aber vernünftiges und 
gerechtes Weingesetz. 

Erstens geht es uns um verbesserte Quali­
tätsbestimmungen zum Schutz der Konsu­
menten, aber auch der ehrlichen Weinbauern. 

Zweitens - Kollege Schachner ist nicht da, 
sonst hätte ich ihm das gerne mit besonderer 
Betonung ins Stammbuch geschrieben - wol­
len wir wirksame Kontrollen, die nicht nur 
durchführbar sind, sondern die auch tatsäch­
lich durchgeführt werden. 

Drittens: Flankierende Maßnahmen, mit 
denen diese zusätzlichen Erschwernisse und 
Belastungen, die Sie ja nicht leugnen können, 
auf ein erträgliches Maß reduziert werden 
können. 

Noch ist das letzte Wort zum Weingesetz 
nicht gesprochen. Nützen Sie, meine Damen 
und Herren in der sozialistischen Fraktion, 
diesen zeitlichen Aufschub, gehen Sie ein 
wenig in sich und fassen Sie nicht in kritiklo­
ser Wiederholung Ihren Beharrungsbeschluß 
im Nationalrat! 

In vielen Fragen und auf weiten Strecken 
gibt es ja gemeinsame Auffassungen. Guten 
Willen hat es auf unserer Seite immer gege­
ben, und wenn er auch bei Ihnen vorhanden 
ist, wie Sie das ja betonen, dann müßte es 
doch möglich sein, einige der strittigen 
Punkte auszuräumen und das Gesetz von eini­
gen unnötigen Schikanen und bürokratischen 
Absurditäten zu befreien. 

Vielleicht gelingt uns dann im zweiten 
Anlauf, was im ersten mißglückt ist, nämlich 
ein strenges,  aber vernünftiges und admini­
strierbares , ganz einfach ein gutes Weinge­
setz zu machen. (Beifall bei der ÖVP.) 15.05 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani : 
Als nächster zum Wort gemeldet ist Herr Bun­
desrat Leitner. Ich erteile ihm dieses. 

15.05 

Bundesrat Leitner (SPÖ, Kärnten): Herr 
Vorsitzender! Herr Staatssekretär! Hohes 
Haus! Das Verhalten der Österreichischen 
Volkspartei beim Weingesetz ist bezeichnend 
für die Vorgangsweise der Oppositionspartei 
bei wichtigen Gesetzesmaterien. Am Anfang 
steht bei Ihnen eine Forderung mit einer 
unverbindlichen Zusage für eine gemeinsame 
Arbeit. Werden dann in den zuständigen Gre­
mien Lösungen von den Regierungsparteien 
vorgeschlagen, wird auf Verzögerung gesetzt, 
und letzten Endes bei der Abstimmung sind 
Sie immer dagegen. Einige Beispiele: 

Die Österreichische Volkspartei ist für die 
Abfangj äger, aber gegen den Ankauf und die 
Stationierung von Fluggeräten. 

Oder: Die Österreichische Volkspartei ist 
für die friedliche Nutzung der Kernenergie, 
aber gegen die Inbetriebnahme des fertigen 
Atomkraftwerkes Zwentendorf. 

Die ÖVP ist für das strengste Weingesetz 
der Welt, aber gegen die notwendigen Kon­
trollen. 

Ich untermauere das. Laut einer Presseaus­
sendung der AIZ vom 30. Juli 1985 forderte 
der ÖVP-Agrarsprecher Landesrat Dipl.-Ing. 
Riegler bei einem Weingipfel - ich zitiere die 
AIZ -: "In diesem Zusammenhang sprach 
sich Riegler für ein Kontrollsystem ähnlich 
dem französischen aus: ,Wir wollen, daß das 
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unverfälschte Produkt vom Weinhauer bis 
zum Konsumenten gesichert ist. Dazu ist die 
Kontrolle vom Rebstock bis zur Flasche im 
Regal unerläßlich. '" - Und dann sagen Sie , 
Herr Kollege Wilfing, Sie wollten keine Kon­
trolle? 

Bei den nachfolgenden Verhandlungen 
über das neue Weingesetz setzte die Österrei­
chische Volkspartei plötzlich auf Verzöge­
rung, das heißt auf: Ja, aber . . .  !, auf: Nein, 
aber . . .  !, auf Jein und schließlich auf Nein 
zum Weingesetz wegen angeblicher Schika­
nen, welche der Bundesminister in das Gesetz 
eingebaut hätte. 

Hier, Hohes Haus, wird von der Volkspartei 
intensiv ein Feindbild von einem bauernfeind­
lichen sozialistischen Landwirtschaftsmini­
ster gezeichnet. Diese intensive Feindbild­
pflege an der Basis braucht der ÖVP-Bauern­
bund aus mehreren Gründen, und, diese 
werde ich Ihnen jetzt sagen. 

Er braucht diese Feindbildpflege erstens, 
damit von der eigenen agrarpolitischen Kon­
zeptlosigkeit abgelenkt und die jnnere Oppo­
sition an vom Bauernbund beherrschten agra­
rischen Organisationen abgeschwächt wird. 

Zweitens: Damit soll ein möglicher Loyali­
tätsverlust der Bauern gegenüber dem ÖVP­
Bauernbund verhindert werden. 

Drittens: Damit kann auch von der Mitver­
antwortung des ÖVP-Bauernbundes bei 
wesentlichen agrarpolitischen Entscheidun­
gen, zum Beispiel bei der Marktordnung, 
abgelenkt werden. Insbesondere bei jenen 
Maßnahmen, welche nicht die ungeteilte 
Zustimmung der Bauern finden, wird nach 
dem Motto vorgegangen: Alles Gute stammt 
vom Bauernbund und alles Schlechte vom 
Landwirtschaftsminister . 

Sie beschuldigten den Bundesminister, 
durch zuwenig Kontrolle das Pantschen, das 
Beimengen von Glykol und das Erzeugen von 
Kunstwein auf der Kellerstiege nicht verhin­
dert zu haben, und drohten mit Mißtrauens­
antrag und solchen Sachen. Jetzt haben wir 
ein neues Weingesetz, das die Kontrolle von 
der Rebe bis ins Regal ermöglicht, und nun 
empfinden Sie diese Kontrolle, die Sie vorher 
vom Bundesminister gefordert haben, als 
Schikane, nun sind Sie dagegen. 

Hohes Haus! Seitdem ich mich in diesem 
Haus befinde, habe ich lange und schöne 
Reden über die Ministerverantwortlichkeit 
und über die politische Verantwortlichkeit 

mitangehört. Ich möchte der Volkspartei doch 
vorschlagen, sich nicht nur mit der Minister­
verantwortlichkeit zu befassen, sondern auch 
mit der Verantwortungslosigkeit der Opposi­
tionspolitik. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Wein ist ein wichtiger Bestandteil unse­
rer Volkswirtschaft. Er gibt rund 50 000 
Bauernfamilien und 1 600 gewerblichen 
Betrieben die Existenzgrundlage. Der Wert 
einer Jahresproduktion schwankt je nach 
Ernte und erzielbarem Preis zwischen 3 Mil­
liarden und 5 Milliarden Schilling; ich komme 
darauf zurück. 

Die gesamte Weinbaufläche Österreichs 
beträgt 58 500 ha, davon in Niederösterreich 
34 200 ha, im Burgenland 20 900 ha, in der 
Steiermark 2 600 ha und in Wien 600 ha. 
Davon werden 48 200 ha Weißweinsorten, das 
sind 82,6 Prozent, und 10 000 ha Rotweinsor­
ten, also 17,4 Prozent, bewirtschaftet. 

Dieses statistische Zahlenmateriel - jetzt 
komme ich darauf zurück - ist einer Aussen­
dung des Weinwirtschaftsfonds entnommen. 
Der Weinwirtschaftsfonds ist eine Einrich­
tung, welche sozialpartnerschaftlich zusam­
mengesetzt ist und deren leitendes Gremium 
aus 24 Mitgliedern besteht. 

Ich bekenne mich grundsätzlich zur Sozial­
partnerschaft und zu ihrer Arbeit in der Ver­
gangenheit. Für die Zukunft möchte ich aber 
schon anmerken, daß ein Überdenken des 
Arbeitsbereiches des Fonds notwendig 
erscheint. Ich hoffe , neue Gedanken und 
Wege können fondsintern eingeschlagen wer­
den und sind den dort vertretenen Mitglie­
dern auch zumutbar. Denn die Leistung eines 
Fonds soll an der Effizienz der Arbeit gemes­
sen werden. 

Die Weinsituation in Österreich nun aus 
pflanzenbaulicher Sicht: Die Weinsituation in 
Österreich ist gekennzeichnet durch eine gig­
antische Überproduktion. So wundert es 
einen nicht, daß mitur ' ar eine zwei- bis drei­
fache JahresweinerntE; auf Lager gelegt wer­
den muß. Massenträger mit einem Ertrag von 
über 12 000 I, ja bis 20 000 I je Hektar und dar­
über sind keine Seltenheit. Diese Weine sind 
in der Regel leer und müssen infolge der Kon­
sumentenwünsche mit verschiedenen Ingre­
dienzien aufgebessert werden. Infolge der 
Überproduktion verfällt der Preis, und der 
Preisverfall veranlaßt den Weinbauern, um 
den betriebswirtschaftlichen Erfolg zu 
gewährleisten, zu neuerlicher Überproduk­
tion. 
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Hohes Haus! Man könnte die Weinmisere 
nach dem Modell Frankreichs lösen, wo 
grundsätzlich nur Sorten angebaut werden, 
die eine Qualität abgeben, und wo zum ande­
ren die Erntemenge mit maximal 3 000 I bis 
5 000 I pro Hektar begrenzt ist. Wenn man 
also die Erntemenge durch Anbau von ent­
sprechenden Sorten reduzieren würde, 
könnte man ohne Aufbesserung Qualitäts­
weine erzeugen, für die man auch einen ent­
sprechend höheren Preis verlangen könnte. 

Die künftige Devise in der Weinproduktion 
müßte also lauten: weg von den Massenträ­
gern und Schwerpunktlegung auf sogenannte 
Qualitätsträger mit geringeren Erntemengen 
pro Hektar. 

Im selben Zusammenhang ist es interes­
sant, den Verbrauch an Handelsdünger in den 
Weinbau betreibenden Bundesländern zu 
betrachten. Es entfallen auf Niederösterreich 
und Wien 197 kg, auf das Burgenland 1 98 kg 
Nährstoffdüngergaben pro Hektar, also an 
Reinnährstoffverbrauch, an Stickstoff, Phos­
phor und Kali. Der Österreichische Durch­
schnitt liegt bei 147 kg pro Hektar. 

Bei Qualitätsträgern mit geringeren Ern­
teerträgen pro Hektar müßte eine Einsparung 
beim Betriebsmittel Handelsdünger gegeben 
sein, welche sich dann ja auch positiv auf die 
Einkommensentwicklung für die Weinbauern 
niederschlüge. 

Legte man den Wert der beschlagnahmten 
Liter Kunstwein, der infolge des Weingeset­
zes in Zukunft nicht mehr erzeugt werden 
kann, auf die jährliche Erntemenge um, so 
müßte sich das neue Weingesetz auch günsti­
ger auf die Preisentwicklung für die Weinbau­
ern auswirken. 

Es ist über die ganze Weinmisere sehr viel 
in der Öffentlichkeit geschrieben und gespro­
chen worden. Ich darf ein Zitat aus der 
"Kärntner Tageszeitung" von Dr. Öl1inger 
bringen.lch glaube, diese Aussage drückt das 
Ringen um das neue Weingesetz treffend aus. 

"Gesetze sind in einem geordneten Staats­
wesen zwar notwendig, aber nicht alle Berei­
che von Wirtschaft und Gesellschaft können 
und sollen durch sie bis in alle Einzelheiten 
reglementiert werden. Ein Grundsatz, der 
zwar allgemein anerkannt, aber trotzdem 
ständig mißachtet wird beziehungsweise miß­
achtet werden muß. Die Folge davon ist der 
,Paragraphendschungel' in Jusitz und öffentli­
cher Verwaltung, der selbst von Experten oft 
kaum mehr durchschaubar ist und wo bei der 

Anwendung der Gesetze daher nicht selten 
widersprüchliche Entscheidungen zustande 
kommen. 

Warum muß im Parlament eine neues, mit 
wesentlich schärferen Bestimmungen hin­
sichtlich Deklarationspflicht, Qualitätsanfor­
derungen und Qualitätskontrolle der Weine 
ausgestattetes Gesetz beschlossen werden? 
Weil die geschäftliche Moral im Bereich der 
Weinwirtschaft von mehreren, zum Teil pro­
minenten Beteiligten mißachtet wurde! 

Diese Erkenntnis ist deprimierend und 
könnte zur Schlußfolgerung führen, daß in 
Zukunft immer neue, ,schärfere' Gesetze in 
allen Bereichen erlassen werden müssen, um 
Wirtschaft und Gesellschaft - letztlich den 
Bürger - vor Schaden zu bewahren. Dies 
alles, weil die geschäftliche und politische 
Moral immer mehr verkümmert. 

Letzteres muß man befürchten, wenn man 
hört, daß die an der Weinpantscherei zum 
weitaus größten Teil unschuldigen Weinbau­
ern in totaler Verkennung der Situation 
gegen das neue Weingesetz auf den Ballhaus­
platz . . .  geschickt worden sind . . .  Denn es 
kann wohl kein Zweifel darüber bestehen, 
daß das neue Weingesetz notwendig ist, um 
Konsumenten und Weinbauern in Zukunft 
vor schadenbringenden Manipulationen zu 
bewahren." 

Ich glaube, dieses Zitat aus der "Kärntner 
Tageszeitung" beleuchtet die Situation auf 
der Weinebene ganz treffend. 

Und nun, Hohes Haus, ein paar Worte zum 
Weingesetz 1985. Das Weingesetz setzt sich 
aus drei wesentlichen Bereichen zusammen: 
erstens die Bezeichnungsvorschriften, zwei­
tens die Qualitätsnormen und drittens die 
Kontrollmaßnahmen. 

Diese Regelungen dienen vor allem dem 
ve�stärkten Schutz des in- und ausländischen 
Konsumenten, dem Schutz der ehrlichen Pro­
duzenten und Händler vor unlauterem Wett­
bewerb, der Wiederherstellung und Verbesse­
rung des Rufes der österreichischen Weine 
und der Anhebung der Weinqualität. 

Nun zu den Bezeichnungsvorschriften. Die 
allgemeinen Bezeichnungsvorschriften sind 
vom Grundsatz der Bezeichnungswahrheit 
getragen und folgendermaßen neu geregelt: 

Erstens: Örtliche Herkunftsbezeichnungen: 
Riede, Gemeinde oder Gemeindeteile, Groß­
lage, Weinbaugebiete, Weinbauregionen wer­
den neu definiert. 
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Österreich: Die Trauben ausschließlich 
österreichischer Herkunft dürfen oder müs­
sen die Bezeichnung "Österreich" tragen. 

Österreichische Weine müssen darüber hin­
aus unabhängig von einer der genannten 
genaueren örtlichen Herkunftsbezeichnungen 
einen HInweis auf Österreich tragen. Das 
heißt weiters, daß künftig kein Wein mehr mit 
ausländischem Wein verschnitten werden 
darf, wenn "Österreich" als Herkunftsbe­
zeichnung auf dem Etikett verwendet wird. 

Die Weinbaugebiete wurden ebenfalls, wie 
ich schon vorher sagte, neu geregelt, und 
zwar derart, daß in der Bezeichnung eines 
Weinbaugebietes ein Ortsname nicht mehr 
aufscheinen darf. 

Dann gibt es die Sorten- und die Jahrgangs­
bezeichnungen. 

Weiters die Deklarationspflicht: Bei allen 
Weinen ist auf dem Etikett der Gehalt von 
Alkohol und Restzucker - also trocken, halb­
trocken, süß - anzugeben. 

Weiters werden auch die Flaschengrößen 
bei Qualitäts- und Prädikatswein geregelt. 

Das waren die Bezeichnungsvorschriften, 
und nun zu den Qualitätsnormen. 

Die Lesegutaufbesserung wurde erheblich 
eingeschränkt. Tafel- und Qualitätsweinen 
darf Zucker bis höchstens 3,5 kg je 100 Liter 
zugesetzt werden, aber nur insoweit, als das 
Mostgewicht von 18 Grad Klosterneuburger 
Mostwaage nicht überschritten wird. 

Ferner wurde der Zusatz von schwefeliger 
Säure als Konservierungsmittel reduziert. 
Sämtliche erlaubten Weinbehandlungsmittel 
unterliegen einem strengen Anmelde- und 
Zulassungsverfahren. 

Weiters gibt es strenge Bestimmungen 
beim Export von österreichischen Weinen. 
Jeder österreichische Wein, der exportiert 
wird, muß untersucht und von einem amtli­
chen Zeugnis begleitet werden. Kabinett- und 
Prädikatsweine dürfen nur mehr in Flaschen 
exportiert werden. Der Export in Zisternen 
oder Tankwagen ist nicht mehr zulässig. 

Der dritte Bereich sind nun die verschärf­
ten Kontrollrnaßnahmen. Hier geht .es um 
erweiterte Befugnisse der Bundeskellereiin­
spektoren, um die Erweiterung der Einrich­
tung der Mostwäger auf alle Weinbauregio­
nen und um die Aufstockung der Zahl der 

Mostwäger. Dann. kommt es zur Kontrolle des 
Lesegutes, zur Erstellung von Flächen-, 
Ernte- und Bestandsmeldungen. 

Nun ein paar Worte zur Einführung einer 
Banderole, die ja nun auch für den Import­
wein zu gelten hat. Zur Mengenkontrolle und 
zur Verfolgbarkeit muß österreichischer 
Wein, der in Behältnissen bis zu 50 Liter in 
Verkehr gebracht wird, in Zukunft mit einer 
Banderole versehen werden. Bei Transport 
von Wein in Behältnissen mit einem Inhalt 
von mehr als 50 Litern ist eine Transportbe­
scheinigung erforderlich. Im Sinne der ver­
schärften Qualitäts- und Kontrollbestimmun­
gen sind nun umfangreichere und genauere 
Aufzeichnungen im Kellerbuch vorgesehen. 

Im Weingesetz sind bei Vergehen gegen das 
Gesetz strengere Strafbestimmungen vorge­
sehen. Durch dieses Gesetz soll der gute Ruf 
des österreichischen Weines wiederherge­
stellt werden. 

Wie man eine Volkswirtschaft ruinieren, 
zumindest aber für lange Zeit schädigen 
kann, haben wir alle anhand der Vorgänge in 
den letzten Wochen und Monaten feststellen 
müssen. 

Uns allen, und damit meine ich alle Öster­
reicher, muß das Weingesetz ein Anliegen 
sein, denn keine parteipolitische oder stan­
despolitische Brille kann uns darüber hinweg­
sehen lassen, daß wir uns in einer Situation 
befinden, die beschämend und bedrohlich ist. 

In einem alten Wienerlied heißt es sinnge­
mäß: "Wenn der Wein verdirbt und die Musi 
stirbt, ist es aus." Soll denn diese Heurigen­
Philosophie unser ganzes Staats- und Wirt­
schaftsleben erfassen? Ich glaube es nicht. 

Es ist viel passiert. Nicht nur die Weinwirt­
schaft wird einen Teil ihres Rufes einbüßen, 
auch die übrigen Wirtschaftszweige, welche 
die Exportleistung als Ausdruck österreichi­
schen Wirtschaftserfolges betrachten und den 
Ruf unseres Landes in der Welt mit Qualitäts­
produkten hart erarbeitet haben, können das 
zu spüren bekommen, denn die Konkurrenz­
staaten auf den Exportmärkten werden 
sicherlich diese Rufschädigung rücksichtslos 
ausnützen. 

Es gilt daher, im fünften Jahrzehnt der 
Zweiten Republik in einem nationalen Kon­
sens ein zweites, vielleicht moralisches Wie­
deraufbauprogramm zu erstellen und schnell 
in Angriff zu nehmen. Da soll es kein Abseits­
stehen geben. Die Schuldigen zu finden und 
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zur Verantwortung zu ziehen, ist Angelegen­
heit der Justiz und der Gerichte. Für uns alle 
gilt es, nicht schweigend zur Mehrheit zu 
gehören, sondern dafür zu sorgen, daß sich 
solche oder ähnliche Fälle nicht mehr ereig­
nen.  

Ich halte nichts davon, wenn sich die Politi­
ker, egal welcher Lager, gegenseitig nun die 
Schuld auf- oder zurechnen. Hier geht es um 
den Schutz und die Sicherung einer Gesell­
schaftsordnung, die wir ja alle bejahen. Sind 
wir aber nicht in der Lage, die Wirtschaftskri­
minalität rasch zu unterbinden, so ist daran 
zu zweifeln, ob wir noch die Fähigkeit besit­
zen, die eigentlichen Probleme zu erkennen 
und zu lösen. 

Wenn die Wirtschaftsgauner die Öffentlich­
keit so beschäftigen können, daß die eigentli­
chen Probleme, wie die Arbeitsmarktlage, die 
Belastung unserer Umwelt und die Energie­
fragen, in den Hintergrund treten, werden 
uns die heranwachsenden Kinder, wenn sie 
erwachsen sind, alle mit demselben Maß mes­
sen, und ich sage, das auch mit Recht. (Ruf 
bei der ÖVP; Die Kinder vom Strutzenberger!) 

Habgierige Händler und rücksichtslose 
Geschäftemacher hat es immer gegeben, und 
ich glaube, daß sich auch in Zukunft die 
Gesellschaft mit solchen Menschentypen aus­
einandersetzen wird müssen. 

Wirtschaftsgüter erzeugen, bedeutet, neben 
Kapital auch ein hohes Maß an fachlichen 
Qualitäten einzusetzen, aber auch das Ver­
trauen der Käufer dieser Güter zu besitzen. 
Dies gilt für Bauern, Handwerker und Fabri­
kanten in gleichem Maße, dies gilt aber auch 
für jeden Unselbständigen, der in solche Her­
stellungsprozesse einge bunden oder im 
Dienstleistungsbereich tätig ist. 

Die Landwirtschaft und damit die Hundert­
tausenden Familienbetriebe brauchen das 
ungeteilte Vertrauen der Konsumenten. Der 
Weinbau ist, wie die Milchwirtschaft, wie die 
Rinder- und die Schweinehaltung, nur mit 
Flejß, sachlichem Können und dem Wissen 
der Bauern von ihrem Boden erfolgreich zu 

betreiben. Dabei haben Schwindel und Aus­
beutung keinen Platz. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sorgen wir daher alle dafür, daß die erzeug­
ten Produkte unverfälscht zum Konsumenten 
gelangen, und zeigen wir uns und der Welt, 
daß wir, gestützt auf unsere eigene Arbeit und 
unser Selbstwertgefühl, noch immer in der 
Lage sind, Sümpfe trockenzulegen. - Danke. 
(Beifall bei der SPÖ.) 15.28 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
DDr. Stepantschitz. Ich erteile ihm dieses. 

15.28 

Bundesrat DDr. Stepantschitz (ÖVP, Steier­
mark) : Herr Vorsitzender! Herr Staatssekre­
tär! Meine Damen und Herren! Vor einigen 
Jahrzehnten fand eine Weinkost statt, veran­
staltet von einem inzwischen schon verstorbe­
nen Bundeskellereiinspektor . Teilnehmer war 
auch der verstorbene Bundeskanzler Dr . Gor­
bach. Es wurden zehn Flaschen präsentiert, 
ohne Etiketten, dann wurde gefragt, welches 
der beste Wein ist. Gorbach, der bei Gott kEün 
Weinverächter war, tippte auf eine bestimmte 
Flasche, und der Herr Inspektor erklärte ihm 
dann: Das ist genau der Wein, in dem keine 
einzige Traube drinnen ist. 

Das heißt also, man kann imitieren, man 
kann auch den besten Weinkenner täuschen, 
man kann mit der Chemie Wein erzeugen, 
man kann Gott sei Dank auch mit der Chemie 
feststellen, was eigentlich im Wein drinnen 
ist. 

An dieses Erlebnis - ich war selbst dabei 
- mußte ich denken, als mir folgendes 
Schreiben zugekommen ist: 

"Bundeskellereiinspektor für Steiermark 
und Kärnten. 6. Mai 1985. An den Magistrat 
Graz." Betrifft irgendein Kaufhaus. "Eine am 
12.  April 1985 im oben genannten Betrieb ent­
nommene amtliche Probe Eiswein wurde nun­
mehr von der Landwirtschaftlich-chemischen 
Bundesanstalt Wien mit Gutachten vom . . .  " 
- Zahl soundso -- "wegen Zusatzes von Diä­
thylenglykol als gesundheitsschädlich bean­
standet. Gegen den Führer des Kaufhauses 
wurde deswegen beim Bezirksgericht für 
Strafsachen die Anzeige erstattet. Der noch 
vorhandene Verkaufsvorrat von 19 0,35-Liter­
Flaschen Eiswein wurde von mir bereits 
anläßlich der Probenziehung amtlich 
beschlagnahmt" - und j etzt hören Sie bitte 
zu! -, "sodaß eine weitere Veranlassung 
durch das Marktamt Graz nicht notwendig 
erscheint." 

Das heißt, bitte, im Klartext: Er geht in ein 
Kaufhaus. Dort sind - es sind 19 übriggeblie­
ben - 20 Stifterln . Eines nimmt er mit. Er 
schickt es nach Wien. Dort stellt man fest, es 
ist gesundheitsschädlich. Dann sagt er: Man 
braucht nichts zu tun, denn die anderen 19 
Stifterln sind sowieso schon weg. 

Das war, bitte sehr , am 12. April 1985.  
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"Gesundheitsschädlich" steht drin. Nichts 
weiter zu veranlassen. - Bitte sehr, da 
kommt es einem halt schon ein bißchen 
komisch vor, wenn ein Minister sagt: Es ist 
alles geschehen. 

Man weiß, woher der Wein war: Es war die 
inzwischen "berühmt" gewordene Firma 
Sautner. Man ist nicht auf die Idee gekom­
men, daß diese Firma auch noch woandershin 
liefern könnte, vielleicht noch einmal 20 Stif­
terln, vielleicht auch noch viel mehr. Mir sagt 
man also: Wenn so eine Firma abfüllt, sind 
nach 20 Stifterln erst die Filter naß, da kommt 
noch gar nichts heraus. Man hat nicht über­
legt, daß das auch ins Ausland gehen kann. 
Man hat anscheinend auch nicht das Gesund­
heitsministerium verständigt. Es ist praktisch 
nichts passiert. Der Wein ist flott weiter ver­
kauft worden. 

Wenn nun der Herr Minister sagt, daß er 
auf das, was . Ministerpräsident Vogel in 
Deutschland gesagt hat, gar nicht eingehe, 
das solle der Herr Diplomat ausmachen, dann 
ist das an sich richtig. Es sollte sich niemand 
in Angelegenheiten eines anderen Landes 
einmischen. Aber, bitte sehr, meine Damen 
und Herren: In Beweisnot sind wir schon. 

Es hat mein Vorredner auch in seinen sehr 
langen und inhaltsreichen Ausführungen 
gesagt: Das Ganze war eine Blamage und 
sehr schädigend. - Das war es. Und wenn 
man sich blamiert und wenn man schädigt, 
dann muß man halt auch damit rechnen, daß 
das anderswo, auch im Ausland, aufgegriffen 
wird und daß irgend etwas losgeht auf einen. 

Ich habe genauso, meine Damen und Her­
ren, wie der Herr Minister Steyrer oder wie 
Sie, Herr Staatssekretär, Medizin studiert, 
auch vor vielen Jahrzehnten. Wir haben in 
Chemie gelernt, was Glykol ist. Wir haben in 
der Toxikologie gelernt, was Glykol ist. Ich 
habe das vergessen; Sie wahrscheinlich auch. 

Aber eines muß ich Ihnen auch sagen: Als 
im April in der Zeitung stand, daß da etwas 
los ist mit Glykol, habe ich mich informiert, 
habe ich wieder nachgelesen in der Toxikolo­
gie. Dann habe ich beim Sanitätsdirektor 
nachgefragt, was da los ist. 

Schließlich habe ich mit einem sehr bedeu­
tenden Mann des Weinhandels in der Steier­
mark gesprochen, der mir gesagt hat: Na ja 
gut, das ist ganz einfach. Jeder Wein produ­
ziert Glyzerin an sich, das ist ähnlich wie Gly­
kol, und es ist verlockend, Glyzerin beizuge­
ben, und es ist noch verlockender, Glykol bei-

zugeben, weil es billiger ist, aber das ist ver­
boten, denn das ist gesundheitsschädlich. 
Aber, sagt er zu mir, Sie brauchen keine 
Angst zu haben, in der Steiermark tun wir das 
nicht, ich fürchte allerdings, daß sich das in 
anderen Bundesländern zu einem Skandal 
ausweiten wird. - Das ist auch geschehen. 

Nur, ich muß jetzt schon dem Gesundheits­
minister vorwerfen, daß er sich anscheinend 
nicht erkundigt hat, denn im Parlament ist 
unwidersprochen festgestellt worden 
(Bundesrat H e l l  e r: Herr Doktor! Was 
haben Sie gemacht?) Ich habe mich erkun­
digt, ob in der Steiermark etwas passieren 
kann. Ich bin kein Minister. Ich hätte agiert, 
Herr Kollege! (Beifall bei der ÖVP.) Ich bin 
nicht Minister. Mit der Frage haben Sie sich 
wohl völlig danebengesetzt, Herr Kollege, 
aber schon völlig. (Bundesrat K ö p f: Da sind 
Sie genauso verpflichtet, Anzeige zu erstat­
ten!) 

Herr Minister Steyrer hat im Parlament 
unwidersprochen erklärt . . . (Bundesrat 
G a r  g i t t e  r: Warum haben Sie das nicht 
getan ?) Ich weiß schon, daß Ihnen das wehtut, 
das paßt Ihnen nicht. Herr Minister Steyrer 
hat im Parlament unwidersprochen festge­
stellt, daß er erst am 22. Juli davon erfahren 
habe. - Ja liest er keine Zeitungen? Hat er 
sich nicht informiert? 

Ich bin nicht in Wien Minister. (Bundesrat 
Dkfm. H i n  t s c h i g: Aber Sie sind ein Arzt! 
Sie haben geschworen dazu!) Ich bin in Graz 
und habe von dort mit dem Gesundheitsmini­
sterium geredet. Sie werden den Herrn Mini­
ster auf diese Art nicht reinwaschen, Sie 
machen die Sache so nur noch viel schlimmer. 
(Beifall bei der ÖVP. - Bundesrat Dkfm. 
H i n  t s c  h i g: Sie haben die verdammte 
Pflicht und Schuldigkeit, zu helfen!) Schreien 
Sie ein bißehen lauter, ich verstehe Sie so 
schlecht! 

Wir haben heute im Parlament gehört, daß 
vom Gesundheitsministerium eine Weisung 
kommen wird betreffend die Tankwagen. -
Es ist keine Weisung gekommen beim Glykol. 
Gesundheitsschädigend! Es ist auch gesund­
heitsschädigend. Die Mengen in diesen Stif­
terln waren sogar lebensgefährlich gesund­
heitsschädigend. Nichts ist geschehen vom 
Gesundheitsministerium! 

Der Gesundheitsminister hat einen enor­
men Apparat. Jetzt ist der Umweltschutz­
fonds mit 300 Leuten gegründet worden. 

Übrigens, der Direktor des Umweltschutz­
fonds hat sich vorgestern mit einem Interview 
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eingeführt, das so inhaltslos war, daß man 
nur sagen kann: Gott sei Dank haben wir 
dagegen gestimmt. 

Geschehen ist nichts, meine Damen und 
Herren! 

Wir Ärzte haben uns immer sehr bemüht 
und waren bestrebt, daß es ein Gesundheits­
ministerium gibt. Es tut mir persönlich leid, 
daß dieses Ministerium, das zweimal von Ärz­
ten geführt wurde, praktisch nicht die Bedeu­
tung erlangt hat, die es hätte erlangen sollen. 
Die Vorgängerin des Ministers ist über ein 
lOO-Millionen-Ding gestolpert, wie Sie alle 
wissen, und dem j etzigen Minister war 
anscheinend das Glykol zu rutschig. Jeden­
falls hätte er reagieren müssen. Wir haben 
nichts von ihm gehört, natürlich auch nichts 
vom Staatssekretariat. (Bundesrat G a r  g i t ­
t e  r: Sie haben auch nicht Ihre ärztliche 
Pflicht erfülltf) Ich bin kein Amtsarzt, Herr 
Kollege, und kein Minister! (Beifall bei der 
ÖVP. - Bun.desrat Dkfm. H i n t s c  h i g: 
Seien wir froh!) 

Der Herr Minister soll dann, wenn ganz 
Österreich vom Glykol spricht, die fragen, die 
etwas davon verstehen. Wenn er mich gefragt 
hätte, hätte ich ihn aufgeklärt; das sage ich 
Ihnen. (Beifall bei der ÖVP.) Das hätte ich 
gerne gemacht. (Bundesrat K ö p f: Aber 
Ihnen sind Umstände bekanntgeworden, die 
Sie anzeigen hätten müssen!) Nein, Herr Kol­
lege! (Bundesrat K ö p f: Ihnen sind 
Umstände bekanntgeworden, die Sie anzei­
gen hätten müssen!) 

Passen Sie auf! Darf ich wiederholen, was 
Sie jetzt gesagt haben? Mir sind Umstände 
bekanntgeworden, die man hätte anzeigen 
müssen. (Bundesrat K ö p f: Jawohl!) Ich habe 
gesagt, ich habe die Zeitung gelesen, sonst 
gar nichts. Und das soll der Herr Minister 
gefälligst auch tun! Wenn jeder Zeitungsleser 
alles anzeigen muß, werden Sie als Jurist 
nicht weit kommen. Da werden Sie nicht weit 
hupfen mit dieser Argumentation. (Bundesrat 
S c  h a c h n e r: Moment! Sie haben ein Schrei­
ben zitiert!) 

Was ist denn, Herr Schachner? Sie waren 
heute schon einmal so gut, sagen Sir mir noch 
etwas. (Bundesrat S c  h a c h n e r: Sie haben 
ein Schreiben zitiert und halten es in der 
Hand! Das ist keine Zeitung!) 

Herr Kollege Schachner! Das Schreiben 
habe ich jetzt bekommen. Aber der Herr 
Gesundheitsminister hätte es bekommen 
müssen, weil "gesundheitsschädigend" drin-

steht. Das Schreiben hätte ich ihm sofort 
gegeben, da haben Sie recht. Ihr Einwand war 
richtig, das gebe ich zu. Aber das Schreiben 
habe ich jetzt bekommen. 

So, meine Damen und Herren. (Bundesrat 
S t r u t z  e n b e r g e r: Sie haben gesagt, daß 
das nicht aus der Zeitung kommt!) 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani 
(das Glockenzeichen gebend): Am Wort ist der 
Redner bitte! 

Bundesrat DDr. Stepantschitz (fortsetzend): 
Schauen Sie, meine Damen und Herren: Ich 
verstehe, daß Sie das aufregt, aber es ist ja  
sehr, sehr traurig. Jetzt haben wir ein Mini­
sterium, dazu noch ein Staatssekretariat, das 
wir gar nicht gefordert haben. Das ist eine 
Budgetpost. Es ginge ja wirklich mit einer 
Stelle an sich auch, wenn es funktionieren 
würde . Und jetzt ist praktisch wieder nichts 
passiert. 

Ich komme jetzt schon zum Ende, denn ich 
will als neunter Redner nicht wieder den gan­
zen Inhalt des Gesetzes wiederholen, wie das 
vor mir einige getan haben. Ich glaube, jetzt 
weiß schon wirklich jeder, wieviel Qualitäts­
wein und sonstige Weine es gibt. 

Was ist nun eigentlich passiert? Ich fasse 
das kurz zusammen. 

Einige Verbrecher haben einen skandalö­
sen Schaden angerichtet. Eine schlechte 
Regierung hat zu spät und falsch reagiert. 

Jetzt wird ein Gesetz beschlossen, mit dem 
man 53 000 Winzer bestraft, die für das Ganze 
ja gar nichts können; anscheinend, damit man 
sagen kann: Jetzt ist etwas geschehen! 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, auf 
lange Sicht gesehen wird man in Österreich 
so nicht weiter Politik machen können. 
Dankeschön. (Beifall bei der ÖVP.) 15.39 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani : 
Zum Wort gemeldet hat sich Herr Staatsse­
kretär Dr. Mario Ferrari-Brunnenfeld. Ich 
erteile ihm dieses. 

15.39 

Staatssekretär im Bundesministerium für 
Gesundheit und Umweltschutz Dr. Ferrari­
Brunnenfeld: Herr Vorsitzender! Meine 
Damen und Herren! Hohes Haus! Nur um der 
Legendenbildung vorzubeugen, möchte ich 
mich sofort zu Wort melden. Ich glaube schon, 
Kollege Stepantschitz, daß es nicht unberech­
tigt ist, folgende Frage an Sie zu richten. 
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Staatssekretär im Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz Dr. Ferrari-Brunnenfeld 

Wenn Ihnen, aus welcher Information auch 
immer (Bundesrat DDr. S t e  p a n  t s c  h i t  z: 

Aus der Zeitung!) - aus welcher Information 
auch immer (Bundesrat DDr. S t e p a n  t -
s c  h i t  z: Ja!) - ,  ein Tatbestand bewußt wird, 
von dem Sie glauben, daß er gesundheitsge­
fährdend ist, so, glaube ich, ist es nicht zuläs­
sig, zu warten: Wird er jetzt reagieren oder 
wird er nicht reagieren? Es wäre Ihre Ver­
pflichtung als Arzt gewesen, sofort Meldung 
zu machen! (Beifall bei der SPÖ. - Zwischen­
rufe bei der ÖVP.) 

Zweitens: Es ist heute schon einmal davon 
gesprochen worden. Sie sind alle Politiker, 
und ich gehe davon aus . . . (Ruf bei der ÖVP: 
Abtreten! - Weitere Zwischenrufe bei der 
ÖVP.) Und wenn Sie noch so laut schreien, 
Sie werden meine Argumente zur Kenntnis 
nehmen müssen. Sie alle wissen, daß wir in 
unserem föderalistischen Bundesstaat keine 
Zentralregierung haben, sondern daß es eine 
wohlabgewogene Verwaltung gibt, daß es 
wohlabgewogene Stellen gibt, die die Bundes­
gesetze zu vollziehen haben. 

Ich weiß , es ist verlockend - gerade in die­
sem Fall, da einer der von Ihnen zu inkludie­
ren versuchten Minister Bundespräsident­
schaftskandidat ist und daher natürlich 
getrachtet werden muß, irgendwie seine reine 
Weste zu beflecken - ,  der Bevölkerung etwas 
vorzumachen - und das ist das, Unzulässige, 
meine Damen und Hel'ren von der ÖVPl -
und, wenn Gesetze auf Landesebene nicht 
entsprechend vollzogen werden, zu versu­
chen , sozusagen unter Außerachtlassung die­
ser Einrichtung den jeweiligen Minister in die 
Verantwortung zu nehmen. 

Ich möchte, nun zum Schluß kommend, 
noch hinzufügen, daß seit j enem Augenblick, 
als Bundesminister Steyrer und seine Herren 
mit diesen Dingen entsprechend dem Instan­
zenzug konfrontiert worden sind , selbstver­
ständlich Vorbereitungen getroffen worden 
sind, daß wir ein Symposium zusammenge­
trommelt haben, um allfällige gesundheits­
schädliche Auswirkungen hintanhalten zu 
können, und daß Minister Steyrer , seitdem er 
darangegangen ist, ohne gesetzliche Deckung 
jene Betriebe in der Öffentlichkeit bekanntzu­
geben, die mit verpantschtem Wein gehandelt 
oder ihn produziert haben, mit stärksten Pres­
sionen konfrontiert wu.rde. Das ging so weit, 
daß man ihm gesagt hat, er werde des Amts­
mißbrauchs angeklagt werden (Bundesrat 
1\,1 0 h n 1: Das sind dieselben Leute!), weil es 
keinerlei gesetzliche Deckung dafür gibt, die 
Bevölkerung auf diese Dinge aufmerksam zu 
machen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 15.42 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Als nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Dr. Frauscher. Ich erteile dieses. 

15.42 

Bundesrat Dkfm. Dr. Frauseher (ÖVP,. Salz­
burg) : Herr Vorsitzender! Herr Staatssekre­
tär! Sehr geehrte Damen und Herren! Es 
wurde schon gesagt, daß es in diesem Jahr 
heute schon das zweite Mal ist, daß wir über 
das Weingesetz diskutieren. Sie haben sicher­
lich die Debatte vom Juni noch gut in Erinne­
rung, als die damalige Novelle allgemeine 
Zustimmung gefunden hat und einstimmig 
verabschiedet worden ist. Kollege Achs hat 
die Meinung vertreten, daß mit der Novelle 
zukunftsweisende Perspektiven für die Wein­
wirtschaft in Österreich gesetzt würden. Kol­
lege Wilfing hat betont, daß mit dieser Novelle 
bessere Bedingungen für die Qualitätsweiner­
zeugung und für die Kontrolle geschaffen 
werden' sollen. 

Auch bei der Debatte im Nationalrat 
bezeichneten alle Redner die Novelle als eine 
umfassende und gute Novellierung des Wein­
gesetzes, wenn auch nicht alle Wünsche reali­
siert werden konnten. Die ÖVP gab ihre 
Zustimmung, obwohl sie im Ausschuß die 
Ablehnung einer ganzen Reihe von Abände­
rungsanträgen hinnehmen mußte. 

Interessant ist, daß sich einer der sozialisti­
schen Abgeordneten,  der Herr Nationalrat 
Peck, besonders lobend über das Weingesetz 
geäußert hat. Deshalb möchte ich ihn zitieren. 
Er hat gesagt: 

"Das österreichische Weingesetz war bis 
j etzt schon eines der strengsten einschlägigen 
Gesetze in der W elt. Und wir haben mit dieser 
NovelIierung die Bestimmungen noch klarer 
gefaßt und wir haben diese Bestimmungen 
ausgerichtet auf Qualität; dies vor allem des­
wegen, weil wir glauben, daß man nur mit der 
Qualität ein Produkt auch leichter vermark­
ten kann." 

Er hat dann dar an erinnert, daß mit öster­
reichischen Weinen bei internationalen Ver­
anstaltungen schon viele Erfolge errungen 
\vurden. Und er hat zu den damals schon 
bekannten Vorfällen gesagt, daß man sich 
eben - wie er sich ausgedrückt hat - "in 
Zukunft mehr anstrengen müsse" , damit sol­
che Dinge nicht mehr passieren. Er hat nichts 
davon gesagt, daß man ein noch strengeres 
Gesetz brauchte, er war mit dem beschlosse­
nen Gesetz zufrieden. Er hat gesagt: Das 
Gesetz trägt dazu bei, daß solche Vorkomm­
nisse in Zukunft verhindert werden. 
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Das war seine Meinung, die er geäußert 
hat, und das war damals die allgemeine Mei­
nung, denn schon bei Bekanntwerden der 
ersten Vorfälle hat der Herr Landwirtschafts­
minister ja angekündigt, daß er jetzt eine Ver­
schärfung des Weingesetzes anstrebe. So 
konnte man am 27. beziehungsweise 28. April 
in der "Presse" lesen: "Haidens erste Bilanz 
zum Weinskandal: Anlaß für schärfere 
Bestimmungen" . 

Er ist also heute bereits das zweite Mal, daß 
aufgrund des gleichen Skandals das Weinge­
setz verschärft wird, das vorher schon - nach 
Einschätzung eines sozialistischen Abgeord­
neten - eines der schärfsten der Welt war. 

Unbegreiflich wird für mich immer bleiben, 
warum man es unterlassen hat, zuerst einmal 
das echte Ausmaß des Weinskandals festzu­
stellen, bevor man an die Novellierung ging. 
Schon bei den ersten Kontrollen gab es einen 
hohen Anteil von Beanstandungen. Man 
konnte in den "Salzburger Nachrichten" vom 
27. April lesen, daß bei 35 Kontrollen 7 
Betriebe - das ist immerhin jeder 5. Betrieb 
- beanstandet wurden. Das wurde aber noch 
verharmlost. Man hat gesagt: Eigentlich 
gepantscht haben nur zwei, die anderen 
haben zugekauft. (Bundesrat K ö p f: Zum 
Zeitpunkt der Untersuchung!) . 

Ich möchte hier schon feststellen: Für den 
Konsumenten ist es gleichgültig, ob der 
Betreffende selber gepantscht oder dazuge­
kauft hat. Für die Gesundheitsgefährdung 
durch diesen Wein ist das unerheblich. 

Es hat dann bis Ende Mai gedauert, bis wei­
tere 35 Betriebe überprüft worden sind. In der 
pfingstausgabe der "Presse" konnte man 
lesen: "Schon 27 Betriebe vom Wein skandal 
betroffen. Der Weinskandal hat sich drama­
tisch ausgeweitet. Bisher wurden 70 Betriebe 
überprüft, in 27 Fällen wurde mit Diäthyleng­
lykol verfälschter Wein gefunden." 

Jetzt darf ich Sie erinnern: Es gibt ein 
Schreiben der Landwirtschaftlich-chemischen 
Bundesanstalt vom 21 .  März. Darin wurde 
dem Ministerium mitgeteilt, daß jetzt die 
Möglichkeit besteht, Diäthylenglykol im Wein 
zu identifizieren, und es wurde um entspre­
chende Kontrollen ersucht. Bis pfingsten sind 
neun Wochen vergangen. In diesen neun 
Wochen war es möglich, 70 Betriebe zu unter­
suchen. Da hat also jeder der 16 Kellereiin­
spektoren alle 14 Tage einen Betrieb unter­
sucht. 

Meine Meinung ist: Wenn man schon bei 

der ersten Kontrolle in jedem fünften Betrieb 
eine Beanstandung hat, wenn sich schließlich 
herausstellt, daß bei 70 Betrieben 27 Bean­
standungen gegeben waren, hätte man sofort 
mit einer intensiven und umfassenden Kon­
trolle einsetzen müssen. Man hat das nicht 
getan. Das ist ein Fehler, den der Herr Mini­
ster begangen hat, und dafür kann ihm nie­
mand die Verantwortung abnehmen. 

Genauso ist es ein für mich unbegreifliches 
Fehlverhalten des Herrn Gesundheitsmini­
sters Dr. Steyrer, daß die Konsumenten nicht 
vor der Gesundheitsgefährdung durch mit 
Diäthylenglykol versetzten Wein gewarnt 
worden sind. Offensichtlich hätten die Öster­
reicher den Wein ruhig weiter trinken dürfen, 
wenn nicht der deutsche Gesundheitsminister 
Heiner Geißler in Deutschland davor gewarnt 
hätte, diesen Wein zu genießen. (Staatssekre­
tär Dr. F e  r r a r  i - B r u n  n e n fe 1 d: Ich 
habe gerade vorhin erklärt, daß wir genau das 
gemacht haben!) 

Wochenlang hat der Weinskandal die 
Schlagzeilen der Medien beherrscht, und auf 
der ganzen Welt ist wirklich schwerster Scha­
den für unser Land angerichtet worden. Wir 
haben das immer kritisiert und herausge­
stellt, daß wir diese kriminellen Handlungen 
verurteilen. 

Interessant ist aber: Worin bestand die 
erste Reaktion des Herrn Landwirtschaftsmi­
nisters? - Er kündigte eine neuerliche Novel­
lierung des Weingesetzes an, wie man am 
16.  Juli in der "Presse" lesen konnte. Und es 
ist interessant, wie man dort auch erfahren 
konnte, daß der Herr Minister jetzt zugab, 
daß eine Gesundheitsgefährdung durch mit 
Diäthylenglykol versetzten Wein nicht ausge­
schlossen werden könne, die vorgefundenen 
Werte von 1 bis 5 Gramm pro Liter seien 
mehr als bedenklich. 

Das war am 16. Juli. Und am 21 .  März hat 
die Bundesanstalt mitgeteilt, daß man jetzt 
Diäthylenglykol feststellen kann! 

Einige Tage später ist dann der Skandal 
neuerlich eskaliert, als bekannt wurde, daß 
man in Graz einen Eiswein aus GoIs beschlag­
nahmt hatte, der einen Glykolgehalt von 16 
Gramm pro Liter aufwies. Die steirische Lan­
dessanitätsdirektion hat damals festgestellt, 
daß schon 14 Gramm pro Liter, etwa bei nie­
renkranken Menschen, tödlich sein könnten. 

Nun ist endlich Leben in die Behörden 
gekommen. Die Konsumenten wurden 
gewarnt, die Kontrollen intensiviert, die 
ersten Verhaftungen vorgenommen. 
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Die Zeitschrift "Die Furche" sah sich am 
26.  Juli zu folgendem Leitartikel veranlaßt -
ich zitiere - :  "Wir sagen Bonn ein Danke­
schön! - Wir sagen Bonn ein herzliches Dan­
keschön! Dank dafür, daß unsere Ämter und 
Kammern, Minister und Staatsanwälte aus 
ihrer Lethargie herausgerissen wurden." Es 
wurde scharfe Kritik an der Staatsanwalt­
schaft geübt, die offenbar einen Anstoß von 
außen brauchte, um tätig zu werden. Ebenso 
gab es Kritik am Landwirtschaftsminister, 
der den Nationalrat im Juni eine Novelle zum 
Weingesetz verabschieden ließ, ohne Alarm 
zu schlagen. Und als Skandal wurde bezeich­
net: ,,.Niemand hat rechtzeitig den Konsumen­
ten vor dem Giftbecher gewarnt, keiner bei­
zeiten den Glykol-Wein aus den Regalen 
geholt." 

Vernichtend das Urteil über Gesundheits­
minister Dr. Steyrer. Es heißt da - ich zitiere 
- :  "Und dann Gesundheitsminister Kurt 
Steyrer! Hätte ihm nicht der Hörfunk das 
ORF-Mikrofon unter die Nase gehalten, hätte 
er in dem Fall, in dem nicht nur die Gesund­
heit, sondern das Leben bedroht ist, weiter 
nobel geschwiegen." 

Weiter heißt es : "Und was hat er gesagt? Er 
hat vor dem Genuß österreichischen Rebens­
aftes gewarnt, so wie lange zuvor sein Bonner 
Kollege Heiner Geißler. Eine Warnung, der­
entwegen Fred Sinowatz noch bei Helmut 
Kohl empört interveniert hat. Eine Blamage. 

Nichts, gar nichts ist rechtzeitig geschehen, 
keine unerbittliche Strafverfolgung, kein 
sofortiger Exportstopp. 

Alles nur ein Weinskandal krimineller 
Pantscher? Die zutage getretene Unfähigkeit 
ist nicht minder skandalös." Ich glaube, dem 
gibt es eigentlich nichts hinzuzufügen. 

Zu untersuchen bleibt jedoch, wieso es 
überhaupt zu diesem Versagen der Verant­
wortlichen kommen konnte. Nach allem, was 
man bisher weiß, sind die Verantwortlichen j a  
von den Ereignissen nicht überrascht worden, 
sondern es gab schon lange Anzeichen dafür, 
daß hier etwas nicht stimmt. 

Dem schon zitierten Bericht in der "Presse" 
vom 1 6 .  Juli kann man entnehmen, daß der 
Herr Landwirtschaftsminister selbst vor J our­
nalisten in Rust zugegeben hat, daß man im 
Landwirtschaftsministerium seit langem dar­
über Bescheid wußte, daß mit dem Prädikats­
wein einiges nicht in Ordnung sein konnte, 
denn er war ja zu Schleuderpreisen in deut­
schen Supermärkten aufgetaucht - für jeden 

Fachmann ein Indiz dafür, daß hier etwas 
nicht stimmen kann. Auch die Tatsache, daß 
mit gefälschten Papieren - gearbeitet wurde, 
war j a  bekannt. 

I 

In der "Kronen-Zeitung" konnte man am 
. 20 . November 1982 unter dem Titel "Weins­

kandal ohne Ende" folgendes lesen - ich 
zitiere -: "Der Weinhändler Johann Scha­
chenhuber aus dem niederösterreichischen 
Niederrußbach gestand in einem Kripo-Proto­
koll am 10.  Mai 1982, bereits seit dem Jahre 
1980 ,Safterln' mit gefälschten Papieren in die 
Bundesrepublik verkauft zu haben. Gewöhnli­
cher Weißwein wurde damals als Beerenaus­
lese deklariert, ein Zertifikatsschwindel flog 
auf." - Ende des Zitates. 

Mir ist nicht bekannt, daß aus diesem Vor­
fall Konsequenzen gezogen worden wären. 
Drei Jahre hätte man Zeit gehabt, diesen Zer­
tifikatsschwindel abzustellen. 

Im Dezember 1982 richtete der damalige 
FPÖ-Abgeordnete und heutige Staatssekretär 
Murer eine Anfrage an Herrn Minister Hai­
den, in der er ausführte, er habe Informatio­
nen, daß Dokumente gefälscht, Exportwein 
falsch deklariert, Prädikatswein zu verdächti­
gen Schleuderpreisen angeboten und Normal­
weine durch verbotene Beigaben zu Prädi­
katsweinen verfälscht würden. Murer ver­
langte schärfere Kontrollen und den aus­
schließlichen Export von Flaschenweinen 
anstelle von Tankwagenexporten. 

Der Herr Minister bestätigte damals, daß 
auch seinem Ministerium Informationen 
zugekommen seien, wonach Wein unter 
Umgehung der Vorschriften des Weingesetzes 
exportiert würde. Er teilte mit, daß sofort 
Schritte unternommen wurden, diesen Sach­
verhalt aufzuklären, die Untersuchungen 
seien aber noch nicht abgeschlossen. Jeden­
falls würden alle in der Rechtsordnung vorge­
sehenen Mittel ergriffen werden, um Verstöße 
gegen das Weingesetz oder sonstige Rechts­
vorschriften zu ahnden und unlautere Prakti­
ken abzustellen. 

Das muß man sich vorstellen! Schon im 
Jahre 1982 war das alles bekannt, wie der 
Herr Minister ja selbst zugibt. Er erklärt 
selbst, daß er alle Maßnahmen ergreifen wird, 
um Verstöße zu ahnden und diese unlauteren 
Praktiken abzustellen, und drei Jahre später 
kommt es zum größten Weinskandal. 

Die Kontrollinstrumentarien seien bereits 
durch eine neugeschaffene Kontrollabteilung 
erheblich erweitert worden, führte der Mini-
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ster weiter aus . Diese habe sich bewährt, es 
sei daher auch nicht fln eine weitergehende 
Änderung gedacht. Den Flaschenweinexport 
,befürwortete der Herr Minister in seiner 
Anfragebeantwortung aus Kontrollgründen 
und auch aus Gründen der Förderung des 
Absatzes von Qualitätsweinen. Es gab ja dann 
diesbezüglich 1 983 auch eine kleine Weinge­
setznovelle . 

Nach all dem Gesagten steht fest, daß die 
Betrügereien mit gefälschten Papieren, die 
Verfälschung von Normalwein zu Prädikats­
wein seit Jahren bekannt waren und nicht 
abgestellt wurden, obwohl der Herr Minister 
selbst in seiner Anfragebeantwortung ange­
kündigt hatte, er würde alle Mittel ergreifen, 
um diese Dinge abzustellen. 

Es darf niemanden wundern, daß deshalb 
die Österreichische Volkspartei in Wahrneh­
mung ihrer Kontrollfunktion als Opposition 
im Nationalrat einen Untersuchungsausschuß 
verlangt hat, um aufzuklären, wie ein solches 
Versagen der Behörden überhaupt möglich 
war. 

Und dessen bin ich mir sicher: Das interes­
siert nicht nur uns hier im Parlament, son­
dern alle Menschen in unserem Land. Und 
interessant ist, daß ein parlamentarischer 
Untersuchungsausschuß ursprünglich j a  auch 
von einer burgenländischen sozialistischen 
Landtagsabgeordneten verlangt worden ist. 
Das möchte ich hier betonen, weil es zeigt, 
daß es auch in den Reihen der SPÖ Leute 
gibt, die an der restlosen Aufklärung dieses 
Falles interessiert gewesen wären. 

Ein Untersuchungsausschuß hätte die Auf­
gabe gehabt, alle Fehler und Versäumnisse 
aufzuklären, um Wiederholungen zu vermei­
den, denn auch das strengste Gesetz kann 
Manipulationen nicht restlos verhindern. Des­
halb wäre es interessant gewesen, zu erfah­
ren - ich nenne nur ein paar Beispiele - ,  
warum die j ahrelangen Hinweise auf mögli­
che Verfälschungen nicht ernst genommen 
wurden, in welcher Form das Gesundheitsmi­
nisterium informiert wurde, nachdem der 
Nachweis der Verfälschung von Wein mit dem 
giftigen Diäthylenglykol erbracht worden 
war. Offensichtlich ist es gar nicht informiert 
worden. Das wäre ein katastrophaler, ein 
schwerer Fehler. Es müßte doch festgestellt 
werden, ob das wirklich passiert ist. 

Der Untersuchungsausschuß hätte auch zu 
kontrollieren gehabt, warum die Kontrollen 
nicht intensiviert wurden, nachdem die ersten 
Überprüfungen einen so hohen Anteil an 

Beanstandungen gebracht hatten. Es wäre zu 
prüfen gewesen, warum das Gesundheitsmi­
nisterium nicht sofort in die Untersuchungen 
einbezogen wurde oder warum das Gesund­
heitsministerium nicht von sich aus die 
Lebensmitteluntersuchungsorgane einge­
schaltet hat. Immerhin gibt es 1 6 1  Lebensmit­
telaufsichtsorgane im ganzen Bundesgebiet. 
Zu prüfen wäre weiters gewesen, warum 
nicht sofort nach Bekanntwerden der ersten 
Beanstandungen Kontrollen auch in den Han­
dels- und Gastgewerbebetrieben zum Schutze 
der Konsumenten durchgeführt wurden. Es 
mußte doch bekannt sein, daß die beanstande­
ten Firmen Wein nicht nur exportierten, son­
dern auch im Inland verkauften. 

Und besonders interessant wäre es für mich 
gewesen, zu untersuchen: Warum wurden 
denn bei den beanstandeten Firmen nicht alle 
Produkte untersucht? Anfang August wurde 
bei der Firma Peer in Wiener Neudorf Trau­
bensaft mit Diäthylenglykol beschlagnahmt. 
Bei der gleichen Firma hat man drei Monate 
vorher schon Wein mit Diäthylenglykolgehalt 
gefunden. Drei Monate hindurch ist niemand 
auf den Gedanken gekommen: Wie schaut es 
mit dem Traubensaft dieser Firma aus? Das 
ist für mich ein Skandal im Skandal, denn 
den Traubensaft konsumieren j a  in erster 
Linie sehr weitgehend auch Kinder. Außem 
wird er von den Erwachsenen in größeren 
Mengen als Wein konsumiert. 

Wo blieb da der Herr Gesundheitsminister? 
Wo blieb da der Konsumentenschutz, für den 
wir uns ein Ministerium leisten, das dafür 
auch zuständig ist? Es ist überhaupt nicht in 
Erscheinung getreten. Mein Kollege Kaplan 
hat sich j a  ausführlich über die Kompetenzen 
des Konsumentenschutzministeriums geäu­
ßert. 

fragen über Fragen, deren Beantwortung 
aber von größter Wichtigkeit wäre, wenn wir 
für die Zukunft ein reibungsloses und wir­
kungsvolles Funktionieren der Behörden 
sicherstellen und eine Wiederholung derarti­
ger schwerwiegender Fehler und Versäum­
nisse vermeiden wollen. 

Wir bekommen jetzt ein neues, noch stren­
geres Weingesetz. Die Vollziehung wird aber 
weitgehend in den Händen jener Leute liegen, 
die bereits bei der Vollziehung des bisherigen 
Gesetzes, das ja zur Unterbindung all dieser 
Vorfälle ausgereicht hätte, völlig versagt 
haben. Wer garantiert uns, daß sich dieses 
Versagen nicht wiederholt, wenn nicht ent­
sprechende Konsequenzen gezogen werden? 
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Schon der Start des neuen Gesetzes steht 
unter keinem guten Stern. Der Herr Minister 
hat zwar gesagt, das sei ein Gesetz wie aus 
einem Guß, ein hervorragendes Gesetz, wenn 
aber zwei Tage nach der Erklärung des Herrn 
Bundeskanzlers, die Regierungsvorlage 
würde unverändert beschlossen, aus den ver­
schiedensten Gründen derart viele Abände­
rungsanträge notwendig sind, dann kann man 
so ein Gesetz nicht als hervorragendes Gesetz 
bezeichnen. 

Die Gründe für unseren Einspruch haben 
meine Kollegen schon ausführlich dargelegt, 
besonders eindrucksvoll hat dies mein Kol­
lege Wilfing gemacht, der aus seiner Erfah­
rung als Weinbauer dargestellt hat, warum 
dieses Gesetz schikanös und in weiten Berei­
chen nicht praktikabel ist. 

Ein Grund, warum wir den Einspruch hier 
im Bundesrat einstimmig beschließen müß­
ten, ist die neuerliche Verletzung, ja ich 
möchte sagen, Vergewaltigung des bundes­
staatlichen Prinzips unserer Verfassung. Erst 
vor kurzem mußten wir beim Energieförde­
rungsgesetz feststellen, wie leichtfertig die 
Mehrheit im Nationalrat mit unserer Verfas­
sung umgeht. Nun kommt schon der nächste 
Schlag gegen unsere Bundesstaatlichkeit. 

Ich bin völlig der Meinung meines Kollegen 
Hofrat Strimitzer , der schon geäußert hat, 
daß der Trick, die Kellereiinspektoren nun 
mangels Zustimmung zu einer Verfassungs­
bestimmung als Hilfsorgane des Bundesmini­
sters zu konstruieren, ein bedenklicher Eti­
kettenschwindel und ein absolut untaugliches 
Mittel ist, um dem zwingenden Verfassungs­
grundsatz der mittelbaren Bundesverwaltung 
zu entrinnen. Das gleiche gilt für die Mostwä­
ger. 

Es könnte ja schließlich jeder Ressortmini­
ster hergehen und alle bisher in mittelbarer 
Bundesverwaltung geführten Agenden mit 
entsprechendem Hilfspersonal unmittelbar 
vollziehen. Das wäre das Ende der mittelba­
ren Bundesverwaltung in Österreich, und das 
müssen wir von vornherein mit aller Ent­
schiedenheit ablehnen. 

Meine Damen und Herren! Eines ist beson­
ders interessant: In der Regierungsvorlage 
war das noch in einer Formulierung, die einer 
Zweidrittelmehrheit bedurft hätte, weil man 
sich damals anscheinend der Verfassungslage 
noch bewußt gewesen ist. Dann hat man aber 
gemerkt, daß es zu keiner einvernehmlichen 
Beschlußfassung kommt und dadurch auch 
keine Zweidrittelmehrheit gegeben ist, und 

hat diese Bestimmung so formuliert, daß mit 
einem einfachen Gesetz das Ihrer Meinung 
nach beschlossen werden könnte. Im Aus­
schuß des Nationalrates wurde nur mehr 
mehrheitlich beschlossen und festgestellt, es 
sei verfassungskonform. Das ist Ihre Auffas­
sung, und ich bin hundertprozentig davon 
überzeugt, daß Sie damit gegen unsere Bun­
desverfassung verstoßen. 

Durch unseren Einspruch wird noch einmal 
Zeit gewonnen. Schon im vergangenen Jahr 
war es möglich, auf Grund eines Einspruches 
des Bundesrates das Finanzierungsgesetz für 
das Konferenzzentrum wesentlich zu verbes­
sern und damit Hunderte Millionen für die 
Steuerzahler einzusparen. 

Ich fordere Sie deshalb auf, nutzen Sie auch 
dieses Mal die Zeit (Bundesrat B e  r g e r: Die 
Pantsch er . . .  !) im Sinne unseres Entschlie­
ßungsantrages, und schaffen Sie damit die 
Voraussetzungen für eine einstimmige 
Beschlußfassung, für einen nationalen Kon­
sens, zu dem wir immer noch bereit sind. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 16.03 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Als nächster zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden. Ich 
erteile ihm dieses. 

16.03 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Haiden: Hoher Bundesrat! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte nur in 
aller Kürze zu einigen Feststellungen, die in 
dieser Debatte gemacht worden sind, Stellung 
nehmen. (Stellvertretender Vorsitzender Dr. 
S c  h a m  b e  c k übernimmt die Verhand­
lungsleitung.) Zuerst zu den Feststellungen 
des Herrn Bundesrates Kaplan. Herr Bundes­
rat! Sie meinten, daß Exportzeugnisse für 
Weine ausgestellt worden sind, die als ein­
wandfrei bezeichnet wurden, die aber in der 
Bundesrepublik beeinsprucht wurden und in 
der Bundesrepublik als verfälscht, als konta­
miniert festgestellt worden sind. Eine ganz 
einfache Erklärung dazu: Wir hatten, als wir 
mit den Untersuchungen begonnen haben, 
eine Nachweisbarkeitsgrenze von 0,2 Gramm. 
In der weiteren Folge wurde diese Nachweis­
barkeitsgrenze bei uns und auch in der Bun­
desrepublik ständig verbessert. Mit anderen 
Geräten, mit dem Gaschromatographen 
untersuchen wir jetzt in Österreich auf 5 Mil­
ligramm, in der Bundesrepublik wird auf 
20 Milligramm untersucht, aber dort will man 
auch auf 5 Milligramm übergehen. 

In dem Maße, wie durch die Ausstattung 
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mit besseren Geräten die Untersuchung ver­
feinert werden konnte, können sich diese 
Differenzen ergeben, aber nicht darüber hin­
aus. Das heißt, in der Bundesrepublik konn­
ten nur Weine beanstandet werden, die etwa 
unter 0 ,2 Gramm mit Diäthylenglykol konta­
miniert waren. 

Ich habe mich schon im Nationalrat mit die­
sem Problem beschäftigt: Anfrage der Außen­
handelsstelle in den Vereinigten Staaten von 
Amerika, das Büro für Feuerwaffen ,  Tabak 
und Alkohol wollte die Liste der involvierten 
Firmen. 

Ich kann Ihnen sagen, wie das vor sich 
gegangen ist. Der Außenhandelsdelegierte 
hat sich nicht ans Ministerium gewendet -
auch nicht telephonisch - ,  er hat sich an den 
Weinwirtschaftsfonds gewendet und hat 
außerdem die Bundeswirtschaftskammer ver­
ständigt, als ob der Weinwirtschaftsfonds in 
dieser Frage Auskunft geben könnte. 

Die Bundeswirtschaftskammer hat nicht 
sofort telephonisch bei mir angefragt. Sie hat 
gewartet, was der Weinwirtschaftsfonds tun 
wird. 

Die Anfrage war vom 12.  Juli .  Am 17 .  Juli 
am späten Nachmittag ist vom Weinwirt­
schaftsfonds die Anfrage - nachweisbar und 
unbestreitbar, weil fernschriftlich - bei mir 
eingelangt, gleichzeitig mit der Urgenz über 
das Außenamt. Fünf lange Tage hat das 
gedauert. 

Wir haben dann innern;;c;}b von zwei Tagen 
die Liste fertiggest.ellt. Es gab ein heikles Pro­
blem zu klären, das an sich bis heute noch 
nicht geklärt ist , nämlich ob wir überhaupt 
berechtigt waren, die Firmen zu nennen. Ich 
habe ja keine Firmen genannt, bis heute 
nicht, außer die zwei, bei denen wir Wein in 
ungewöhnlich großer Menge beschlagnahmt 
haben . 

Die Firmen werden jetzt vom Gesundheits­
minister genannt, und zwar unter Berücksich­
tigung des stärkeren Arguments: daß nämlich 
die Öffentlichkeit zu informieren ist, wenn 
Gefahr besteht, daß durch gesundheitsschäd­
liche Substanzen der Wein kontaminiert ist. 

Wir haben die Liste fertiggestellt, haben 
dann über unsere Rechtssektion geprüft, ob 
wir sie ,  ohne Amtshaftung auszulösen, weiter­
geben können, das ist positiv entschieden 
worden, 

Die Erledigung war kürzer als der lange 

Weg via Außenhandelsdelegiertem, Weinwirt­
schaftsfonds, Bundeskammer der gewerbli­
chen Wirtschaft bis zu mir. Jetzt können Sie 
die Frage beurteilen; ich überlasse Ihnen das 
Urteil. (Bundesrat S c  h a  c h n e r: Der Sallin­
ger muß zurücktreten! Logische ÖVP-Konse­
quenz!) 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, der 
Herr Bundesrat Haas war es - j awohl -, der 
sich mit der Frage des Bergweins beschäftigt 
hat. Ich räume ein, daß ich Sympathien für 
diese Regelung gehabt hätte, weil die Wein­
hauer in dieser Region wirklich außerge­
wöhnliche Erschwernisse bei der Bewirt­
schaftung haben und auch kostenaufwendiger 
erzeugen müssen; die 15 Grad Klosterneubur­
ger Mostwaage werden sie in den wenigsten 
Fällen erreichen. Das hängt auch mit der Reb­
sorte "Welschriesling" zusammen, nicht unbe­
dingt nur mit dem Klima, aber das Klima 
spielt auch eine Rolle. 

Die Hauer sind auf die Bouteille eingestellt, 
und ich räume ein, daß das ein sehr schwieri­
ges und ernstes Problem ist. Beim Veltliner 
haben wir etwa in der Retzer Gegend, in der 
Falkensteiner Gegend, in anderen Regionen 
ähnliche Probleme, dort erreichen sie auch 
nicht jedes Jahr unbedingt 1 5  Grad Kloster­
neuburger Mostwaage. 

Wegen des Schilchers wurde ich j a  von elen 
Zeitungen schon verrissen, ·wobei der Schil­
cher zweifellos ein Wein ganz besonderer Art 
ist, der gleichwertig ist mit dem Qualitäts­
wein, der nur das eine Erfordernis nicht er­
bringt , nämlich die 15 Grad Klosterneuburger 
Mostl,vaage - nicht immer ,  so müßte man 

sagen. 

Wir werden eine besondere Literflasche 
bewerben; Mittel werden dazu zur Verfügung 
zu stellen sein, dazu ist der Weinwirtschafts­
fonds da. Und wir werden da sicher eine 
Lösung finden, die den Bauern hilft. 

Zu der Frage , die behandelt worden ist, 
während ich nicht hier im Saal war - ich 
bitte um Vergebung -, und zwar zur 
Geschichte mit dem relativ hoch kontaminier­
ten Wein, der in Graz festgestellt worden ist. 

Der Kellereiinspektor hat unmittelbar 
mündlich und schriftlich die Meldung 
gemacht, zu der er nach den gesetzlichen 
Bestimmungen verpflichtet ist, und zwar an 
das Marktamt. Er hat natürlich gesagt, daß 
von seinem Standpunkt aus nichts zu veran­
lassen ist, weil der Wein beschlagnahmt war. 
Die Landesbehörden wurden also verständigt, 
es wurde auch Anzeige erstattet. 
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Meine Damen und Herren! Ich muß wieder­
holen: Die Kellereiinspektoren arbeiten drau­
ßen in den Bundesländern, und es kann daher 
nur vernünftig sein, daß die Kellereiinspekto­
ren unmittelbar die zuständigen Behörden, 
die Marktämter, die Ämter der Landesregie­
rung und die Sanitätsdirektionen verständi­
gen. 

Die Vollziehung in diesem Bereich des 
Lebensmittelrechtes obliegt in mittelbarer 
Bundesverwaltung den Landeshauptmän­
nern. Ich habe daher auch keine Listen an 
den Gesundheitsminister weitergegeben -
ich habe das schon in der Öffentlichkeit 
gesagt -, weil die Kellereiinspektoren die 
Meldungen an die Landesbehöräen gemacht 
haben. Ich habe mit dem Gesundheitsmini­
ster von Anfang an engsten Kontakt gehabt. 
Aber am Abend ist man klüger als am Mor­
gen. Ich räume gerne ein: Käme ich wieder in 
eine solche Situation, dann würde ich auch 
den Gesundheitsminister verständigen und 
ein übriges tun als das, was durch das Gesetz 
vorgeschrieben ist. Das gebe ich ohne weite­
res zu. 

Ich habe dann, als ich bei der Vorbereitung 
für ein interministerielles und für ein Beam­
tengespräch, an dem auch die Landesbehör­
den teilgenommen hatten, auf die hohe Kon­
taminierung dieses Weines gestoßen bin, die 
Beamten gefragt: 

Ist das gemeldet? - Jawohl, längst gemel­
det. 

Ist die Landesbehörde verständigt? 
Jawohl. 

Ist Anzeige erstattet? - Jawohl. 

Aber auf meine Frage: Sind sich die Lan­
desbehörden bewußt, daß es eine relativ hohe 
Kontaminierung ist?, meinte man: Ja, die 
müßten es eigentlich wissen. 

Ich habe dann angeordnet, daß der Lan­
dessanitätsdirektor j edenfalls - zusätzlich! 
- noch zu verständigen ist. Und das ist 
geschehen. 

Also was wollen Sie mehr? Das ist gesche­
hen. (Bundesrat Dkfm. Dr. Fr a u s e h e r: 
Wann ?) Die Verständigung ist, bitte, sofort 
erfolgt, und zwar durch den Kellereiinspek­
tor, wi.e das in allen übrigen Ländern üblich 
ist. Ich habe noch ein übriges getan: Ich habe, 
als mir die hohe Kontamination aufgefallen 
ist, veranlaßt, daß der Landessanitätsdirektor 
jedenfalls zusätzlich noch auf diesen 

Umstand hinzuweisen ist. Ich bitte mich zu 
verstehen. Was hätte ich denn tun sollen? 
(Bundesrat DDr. S t ep a n  t s c h i  t z: Im Bur­
genland bei der Firma nachschauen, die das 
erzeugt hat!) Da ist ja nachgeschaut worden, 
da ist ja sofort nachgeschaut worden. Bitte, 
Herr Doktor, es war nicht die Frage, ob beim 
Verursacher nachzusehen ist, das ist j a  
geschehen. Ich habe eine andere Sorge 
gehabt. Ich habe gefragt: Wieviel war das? 
Darauf hat man mir geantwortet: Ich glaube, 
es sind zirka sechs, sieben Liter beschlag­
nahmt worden, und zwar in Stifterln. Danach 
habe ich gefragt: Was ist denn mit dem übri­
gen Wein geschehen?, worauf man mir erwi­
derte: Der dürfte verkauft worden sein. Ich 
habe dann gebeten, den Landessanitätsdirek­
tor zu verständigen, denn der muß sich doch 
an die Bevölkerung wenden. Das war mir völ­
lig klar. Aber das hätten die steirischen Lan­
desbehörden längst tun können, unbeschadet 
dieses Hinweises. (Beifall bei der SPÖ.) 

Einer der Herren Bundesräte - ich weiß 
nicht mehr, wer das war - hat sich einen Ver­
sprecher geleistet; das kann vorkommen, das 
passiert mir auch. Er hat gemeint: Der 
Bauernbund brauche die Gesetze nicht einzu­
halten. Wie das gemeint war, ist klargestellt. 
Aber ich möchte auf einen Umstand hinwei­
sen, und da bekommt dieser Versprecher 
einen ganz anderen Klang. 

Bei den Verhandlungen ist es um die Frage 
gegangen: Wird Ersatz dafür geleistet, daß die 
Steuergesetze nicht eingehalten werden? Da 
habe ich den Eindruck, es besteht wirklich die 
Auffassung, die Steuergesetze gelten nicht für 
alle. Wie wäre dieser Standpunkt sonst erklär­
bar? (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich sage noch einmal: Die Regierungsvor­
lage ist in der Substanz unverändert. Was ver­
ändert worden ist, ist der Umstand, daß wir 
keine Verfassungsbestimmungen mehr 
haben. Die Bestimmungen, die drinnen 
geblieben sind und für die Verfassungsbe­
stimmungen vorgesehen waren, sind jetzt völ­
lig anders geregelt, und zwar verfassungskon­
form. Wir haben einige Kleinigkeiten geän­
dert, die wir in den Parteiengesprächen abge­
sprochen haben und denen die ÖVP zuge­
stimmt hat. Und wir haben einige Reparatu­
ren durchgeführt; das bestreite ich auch gar 
nicht. Wer würde denn der Auffassung sein, 
daß bei dieser Gesetzwerdung alles von Anbe­
ginn an bedacht werden kann, was da in 
Frage kommt. Natürlich ist das Gesetz von 
den Legisten noch einmal geprüft worden, 
und wir haben kleinere Korrekturen 
eigentlich im Grunde genommen solche re-
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daktioneller Art - vorgenommen. Aber dazu 
wollte ich gar nicht sprechen. Mir geht es um 
eine andere Frage. 

Einer der Redner hat gemeint, Bundespar­
teiobmann Dr. Mock sei, so sinngemäß, vom 
Kanzler gar nicht richtig angehört worden, 
Mock habe ja fast einen Freibrief mitge­
bracht. 

Was wollte er denn noch? Er wollte, daß 
man über die Steuer weiterverhandelt, daß 
über das Weinwirtschaftsgesetz und den 
Fonds und über Maßnahmen für die Bauern 
verhandelt wird. Alle drei Fragen haben mit 
der Regierungsvorlage nichts zu tun. 

Und jetzt frage ich mich: Wo wäre Ihre 
Argumentation - wenn ich mich an die 
rechte Seite wenden darf - geblieben, wenn 
sich Mock und Sinowatz geeinigt hätten, 
wenn wir über Fragen, die mit diesem Gesetz 
nichts zu tun haben, weiterverhandeln wür­
den? Ja dann wäre alles in Ordnung, dann 
wäre es das beste Gesetz, dann würden Sie 
heute zustimmen. Sie könnten doch Ihren 
Bundesparteiobmann nicht desavouieren. Er 
wollte ja das Gesetz - das ist gar keine Frage 
- ,  weil er erkannt hat, daß es um den Konsu­
mentenschutz geht; die Demonstration vor 
dem Ballhausplatz hat ihm aber diesen Weg 
versperrt. Deshalb, weil Sie nicht zustimmen 
dürfen und daher auch nicht zustimmen kön­
nen, muß das Gesetz schlecht sein. So ist die 
Situation. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es wurden wieder die Anfrage des früheren 
Abgeordneten, meines jetzigen Staatssekre­
tärs Ing. Murer und die Frage Schachenhuber 
releviert. Bei Schachenhuber ging es um 
Dokumentenfälschung, es ging darum, daß 
Wein mit Zucker verpantscht worden ist. Zuk­
ker ist ein bekanntes Pantschmittel ,  darf ich 
Ihnen das sagen, in gewissen Grenzen ist Zuk­
ker j a  erlaubt. Nur dann, wenn die Grenzen 
überschritten werden, ist er nicht mehr zuläs­
sig. So etwas soll es auch in der Bundesrepu­
blik geben, wie wir es an einem sehr promi­
nenten Beispiel in allerjüngster Zeit erlebt 
haben. Da war von Diäthylenglykol keine 
Rede. 

Aber ich frage Sie: Wo sind jene , die vor 
einem Jahr oder vor zwei Jahren gesagt hät­
ten: Minister, achte auf das Diäthylenglykol!? 
Noch einmal: Ein Hellseher kann ich ganz 
sicher nicht sein. Da gibt es andere, die viel 
besser wissen, was in den Kellern vor sich 
geht. Danke sehr. (Beifall bei der 
SPÖ.) 16.20 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bun­
desrat Dr. Müller. Ich erteile es ihm. 

16.21 

Bundesrat Dr . Müller (SPÖ, Tirol) : Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender! Herr Bundesmi­
nister! Herr Staatssekretär! Meine Damen 
und Herren! Wenn ich an die letzten Sätze des 
Herrn Bundesministers anschließen darf und 
dabei die Ausführungen von Herrn DDr. Ste­
pantschitz und von Dr. Frauseher hernehme, 
dann kann ich nur folgendes kurz sagen: Hier 
hat jeder irgend etwas, wie es auch der Herr 
Bundesminister mit anderen Worten ausge­
drückt hat, schon seit langem gewußt oder im 
Falle von Herrn Dr. Frauseher schon seit 
Monaten ganz genau gewußt. (Zwischenruf 
des Bundesrates DDr. S t e  p a n  t s c  h i t  z.) 

Herr DDr. Stepantschitz! Immer, wenn ich 
meine geliebte Universität in Innsbruck besu­
che, dann muß ich an einem Spruch von Para­
celsus vorbeigehen, und dieser Spruch lautet: 

Der höchste Grund der Arznei ist die Liebe." 
(Bundesrat lng. N i  g 1: Du solltest nicht vor­
beigehen, du solltest davor stehen bleiben!) 
Wenn Sie ein bißchen Liebe zu Ihrem Landes­
hauptmann entwickelt hätten, dann hätten 
Sie doch, gedrückt von dieser Verantwortung 
des von Ihnen dargestellten Wissens, doch 
längst dem Kellereiinspektor , doch längst 
dem Landeshauptmann oder vielleicht Ihrem 
Kollegen Dr. Steyrer Bescheid geben können. 
Ich frage mich, wie Sie dieses Wissen so lange 
bei sich behalten konnten. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Auch zu den Ausführungen des Herrn Dr. 
Frauseher muß ich eine Frage stellen. Wir 
leben doch in einem Rechtsstaat, wo die soge­
nannte Unschuldsvermutung gilt. Jetzt im 
nachhinein hat er mit vorwurfsvollem Ton 
gefragt, warum wir nicht schon nach 35 Pro­
ben, von denen 7 jetzt positiv im Sinne eines 
bestimmten Inhaltes waren, die Leute festge­
nommen, verhaftet oder den Wein beschlag­
nahmt haben. 

Was soll man tun bei einem Verhältnis von 
35 : 7, in dem Wissen, daß man, um Beweise 
gegen oder für die Schuld zu bekommen, wis­
senschaftlich arbeiten muß? Wer einmal wis­
senschaftlich gearbeitet hat, der weiß, daß das 
nicht alles von einer Sekunde auf die andere 
geht. Ich weiß nicht, wie er das bewältigen 
hätte wollen. Wollte er angesichts dieses Ver­
hältnisses von 35 : 7 jeden fünften verhaften, 
oder was wollte er da tun? 

Ich darf auch noch auf eines hinweisen: Wir 
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haben kurz nach dem Fall Böswarth hier 
herinnen eine Diskussion gehabt. Wir haben 
hier eine Auseinandersetzung gehabt, und 
diese ist mit ganz anderen Vorzeichen gelau­
fen. Sie erhoben Vorwürfe gegen die Beamten 
der Steuerfahndung. Und da war es damals 
ganz anders. Da hat man nach bestimmten 
Arten von Justiz gerufen. Man hat den Beam­
ten - ich gebe zu, die Atmosphäre war etwas 
emotionell - genau das Gegenteil von dem 
vorgeworfen oder die Beamten dafür zur Ver­
antwortung gezogen, was man jetzt, wenn ich 
diesem Stil von Frauscher folge, haben 
möchte. (Beifall bei der SPÖ.) Ich möchte bit­
ten, hier vielleicht doch eine gewisse Linie 
einzuhalten. 

Es ist unumgänglich, lieber Landsmann 
und Kollege Dr. Strimitzer, daß ich mich mit 
deinen Ausführungen zum Föderalismus 
beschäftige. 

Du hast heute wieder einmal den Föderalis­
mus wegen des Weingesetzes sterben lassen, 
das ist durch die Bank so im konservativen 
Denken hier aktualisiert. Immer dann, wenn 
die Bundesregierung konkrete Maßnahmen 
setzt, stirbt der Föderalismus, oder wenn 
sonst irgend etwas passiert, dann stirbt halt 
das Abendland. Ich glaube, daß beide noch 
relativ gut leben . 

Wir haben schon oft diese Fast-Vergewalti·· 
gung dieses Prinzips in der Tagespolitik -
und ich nehme mich da selber auch nicht ganz 
aus _. gehabt, wie das bei Prinzipien halt so 
üblich ist, besonders wenn sie eine bestimmte 
politische Breite darstellen. Aber noch nie hat 
dieses Prinzip dazu herhalten müssen , um zu 
verhi.ndern} daß Maßnahmen gegen Skandale 
insbesondere solcher Art gesetzt werden. 

Und darum, glaube ich, müssen wir das 
zurückweisen, wenn man hergeht und glaubt, 
auf der einen Seite mit kleinlichen, auch in 
der Sache umstrittenen Formaljuridismen 
gegen Großverbrecher vorgehen zu können. 
Das ist der erste Punkt. 

Auch aus der Sicht des Föderalismus - und 
hier scheiden sich vielleicht unsere Geister -
müssen wir solchen Argumentationsversu­
chen entgegentreten. Das ist der "Gummi­
ringerlföderalismus" , über dessen Bedeutung 
ich schon einmal gesprochen habe . Ich 
glaube , auch der Herr Landeshauptmann 
Haslauer hat es in seiner unnachahmlichen 
Art genauso gut verstanden wie meine zwei 
Vorredner. Das ist der "Gummiringerlfödera­
lismus" , den man hernimmt und über alles 
ausbreitet, wo es einern paßt. Wenn da drin-

nen etwas ist, was einem nicht paßt, dann ist 
es halt gegen den Föderalismus. Wenn etwas 
da ist, was einem paßt, dann wird er von die­
sem Gummiringerl umgeben, dann ist es 
Föderalismus. Und diese "Verpantschung" 
hat sich der Föderalismus, dieses Prinzip für 
uns , nicht verdient. 

Und einen letzten Satz noch. Mich persön­
lich hat wirklich gestört, wenn mit einem höh­
nischen Lachen oder Lächeln auf diese Aus­
sage, daß dieses Gesetz aus einem Guß sei, 
eingegangen wurde. Ich bin stolz darauf, daß 
zumindest meinem bescheidenen Wissen 
nach durch dieses neue Weingesetz, durch die 
Prinzipien und Ziele dieses Weingesetzes das, 
was erforderlich ist, abgedeckt ist. Ich bin 
stolz auf diesen einen Guß und bin sehr froh 
darüber, daß es nicht ein dritter Aufguß 
geworden ist, den manche vielleicht irgend­
wie wollten. 

Der "Spiegel" schreibt in der letzten Aus­
gabe vom 2 .  September 1985 - hier .muß ich 
Sie darauf hinweisen, daß ein Gesetz mit 
strengsten Normen beabsichtigt gewesen ist 
- zynisch dazu: Schön wäre es.  Schön wäre 
es, denn die ÖVP verhindert die Begrenzung 
der Hektarhöchsterträge, die ÖVP verhindert 
die, ,lückenlose Herbstkontrolle" . Was die 
Banderole anbelangt, soll sie laut "Spiegel" 
auch die Steuerehrlichkeit garantieren. 

Da hat der "Spiegel" wieder einen Fehler 
gemacht, wenn er schreibt: "Und das ist es, 
was die Winzer so arg empört." Ich glaube 
nicht, daß diese Verbundenheit mit der 
Steuergerechtigkeit die Winzer so arg empört, 
sondern einige ganz bestimmte Funktionäre 
in diesem Bereich, die halt glauben, in dieser 
Organisation ihr populistisches Süppchen -
mit Ausnahmen; "wir werden es uns schon 
richten" und so weiter, "so heiß wird nicht 
gekocht" - kochen zu können. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Und als letzter Punkt meiner kurzen Vor­
rede . Würde man die Angriffe auf Herrn Bun­
desminister Dipl.-Ing. Haiden, auf Herrn Bun­
desminister Dr. Steyrer und auf die Frau 
Familienminister in eine Karikatur umsetzen, 
dann fiele mir folgendes ein: Man hat ein Faß, 
auf dem Faß steht "Glykolwein" , und der 
Herr Bundesminister Haiden schüttet gerade 
aus irgendeinem Kanister das Glykol hinein , 
und Herr Bundesminister Steyrer hält noch 
den Trichter. Diesen Eindruck hat man, wenn 
man gehört hat, mit welchen Methoden Sie 
unter dem Motto "Haltet den Polizisten und 
nicht den Dieb" gegen den Herrn Bundesmi­
nister vorgegangen sind. 
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Ich weiß - und es wurde auch schon im 
Nationalrat besprochen -, daß eine Partei 
nicht für die Handlungen aller ihrer Mitglie­
der und Funktionäre geradestehen kann. 
Aber wenn ich diese Liste mit ÖVP-Funktio­
nären - ich glaube, es wäre gegen die Würde 
dieses Hauses, wenn man hier die Namen die­
ser Leute veröffentlichen beziehungsweise 
auch nur in den Mund nehmen würde -
nehme und sehe, wer da angeführt ist, dann 
muß ich schon sagen: Wenn wir über politi­
sche Verantwortung reden, dann müssen wir 
über politische Verantwortung auch in dem 
Sinn reden - es gibt nämlich auch eine mora­
lische Verantwortung -, wer in diesen Orga­
nisationen was gewußt hat. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Etwas vom Ärgsten in den zwischen­
menschlichen Beziehungen, im sozialen 
Leben und somit auch in der Politik, glaube 
ich, sind solche Zeitpunkte, wie es vielleicht 
jetzt einer ist, zu denen man den anderen 
beim besten Willen nicht mehr verstehen 
kann. Uns geht es jetzt so . Bei uns ist nicht 
mehr nur Verwunderung über diese Haltung , 
die sich j a  sehr rasch gewandelt hat - darauf 
möchte ich noch eingehen -, sondern Sprach­
losigkeit hat hier beinahe schon Platz gegrif­
fen. 

Ich glaube, daß das nicht das beste Beispiel 
ist für das, was in der Demokratie gerade 
heutzutage gefordert wird, nämlich strengste 
Transparenz und strengste Öffentlichkeit und 
Kontrolle. 

Wenn wir kurz überlegen - es haben alle 
meine Vorredner schon gesagt, ich möchte 
niemanden langweilen - ,  dann sehen wir, 
daß es im Westen - das wird Herr Dr. Stri­
mitzer ausnahmsweise bestätigen - sicher 
mehr Weinkonsumenten als Weinproduzen­
ten gibt. Wir haben ganz bescheidene Anbau­
flächen; ich kann jedem, der nach Tirol 
kommt, vielleicht einmal zeigen, wie beschei­
den das ist. Aber auch bei uns hat es, man 
kann sagen, ein nationales Ents�tzen gegeben 
über diese Verbrecherbande, die schwerste 
individuelle, betriebliche und volkswirtschaft­
liche Schäden verursacht hat. Und alle, die 
sich dafür interessiert haben - man hat 
schon gesagt, es habe kaum ein Gesetz gege­
ben, das auf größeres öffentliches Interesse 
gestoßen ist -, haben aufgeatmet, als es die­
sen sogenannten Krisengipfel, wie er in der 
Journalistensprache halt bezeichnet worden 
ist, am 29.  Juli gegeben hat, wo die Sondersit­
zung beschlossen worden ist, glaube ich, 
sogar auf den Tag genau, wo man vom Rei­
nen-Tisch-Machen gesprochen hat, wo volles 

Einvernehmen da war, wo man die Vereinba­
rung, das strengste Weingesetz machen zu 
wollen, geschlossen hat. Alle waren dieser 
Meinung, das Ausland, das Inland. 

Ich darf nur ganz kurz aus einer angesehe­
nen Schweizer Zeitung, das würde den Herrn 
Kollegen Pisec vom Wirtschafts bund sicher 
interessieren, zitieren, "Finanz und Wirt­
schaft" , . in Zürich herausgegeben am 
24. August: "Insgesamt dürfte der Schaden, 
den der Weinskandal der österreichischen 
Volkswirtschaft zugefügt hat um so geringer 
sein, je schneller es gelingt, reinen Tisch zu 
machen. Die Zeiten der Verniedlichung sind 
vorüber. Es heißt jetzt, die volle Tragweite des 
Skandals einzugestehen, darzustellen und 
glaubhaft Abhilfe zu schaffen. Österreichs 
Wirtschaft kann sich keine weiteren Skandale 
mehr leisten." 

Die "Raiffeisenzeitung" schreibt in ihrer 
Ausgabe vom 15. August folgendes - das war 
gerade diese Phase, wo wir noch gehofft 
haben, daß es diesen nationalen Konsens gibt 
- :  "Wenn nicht alle Anzeichen trügen, dann 
bekommt Österreich schon in ein paar 
Wochen das strengste Weingesetz der Welt. 
Wir können es brauchen, denn nur mit einem 
deutlichen Signal wird es möglich sein, das 
schwer angeschlagene Vertrauen der Weinge­
nießer im In- und Ausland in die noch vor 
wenigen Wochen hochgeschätzten Tropfen 
aus Österreich wieder zu kitten." Und j etzt 
der letzte Satz dieses Absatzes: "Das Gesetz 
kann gar nicht streng genug sein." So in der 
Zeitung des Raiffeisenverbandes vom 
15 .  August 1985. 

Diese Chance wurde gesehen. Wie ist es 
j etzt weitergegangen? Es hat eine Welle der 
Selbstkritik gegeben. Es hat die Erkenntnis 
gegeben, daß man rasch energische Maßnah­
men zu setzen hat. Und dann sind diese Tage 
vor der Sondersitzung gekommen und die 
Sondersitzung selber. 

Die Vertreter jener Partei, die laut ihrem 
Bundesparteiobmann Mock - so gesagt bei 
der letzten Ausgabe von "Politik am Freitag" , 
einen Tag nach der Sondersitzung des Natio­
nalrates - gewußt hat, daß "Akte zu setzen" 
- das ist jetzt wörtlich - gewesen wären 
gegenüber dem Ausland, sagen in einem für 
uns geradezu unbegreiflichen Anfall von Jein­
sagerei folgendes - ich zitiere jetzt wirklich 
einige Aussagen von Graf bis zu heutigen 
Aussagen -: 

Graf sagte im Nationalrat, und heute ist es 
auch gekommen: 41 Abänderungen, eine 
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Schande für das Parlament. Wie kann man 
hergehen und diese Abänderungsanträge 
noch dazu von verschiedenen Sekretärinnen 
mit verschiedenen Maschinen schreiben las­
sen? Und so weiter. Terminnot. Das ganze 
Parlament lacht, ist in irgendeiner Zeitung 
gestanden, weil die Sitzung unterbrochen 
worden ist und eine Stunde später stattgefun­
den hat. 

Ich glaube, daß das eine Diffamierung -
und dessen sollte man sich bewußt sein - die­
ses neuen Gesetzes oder der Gesetzgebung 
überhaupt ist. Es hat ja genug Zwischenrufe 
gegeben, wo man gesagt hat: Wozu brauchen 
wir dann überhaupt noch Ausschüsse? Wozu 
brauchen wir diesen ganzen parlamentari­
schen Ablauf, wenn alles vor den Abgeordne­
ten fehlerfrei, von drei Korrektoren durchge­
schaut, und so weiter, womöglich, Herr Kol­
lege Kaplan, auf Goldrandblättern hier auflie­
gen sollte? Ich glaube, das ist eine Kleinmü­
tigkeit sondergleichen. 

Und noch eines darf ich dazu sagen. Im Par­
lament und von den Beamten ist dankenswer­
terweise bis zur letzten Minute gearbeitet 
worden. Und genau diese Prinzipien werfen 
uns ja einige von Ihnen immer wieder vor. Da 
werden der Fleiß, die Ausdauer, die Leistung 
der Unternehmer beschworen. Und wenn ein­
mal so etwas passiert, daß beispielsweise die 
Zeit knapp wird, dann geht man mit einem 
Kleinmut, mit einer Kleinlichkeit wirklich 
sondergleichen da heran und wirft einem 
guten, strengen Gesetz vor, daß ein paar 
Schreibfehler drinnen waren und daß ein 
paar Zitate geändert worden sind. (Zwischen­
ruf des Bundesrates Dr. S t r i  m i t  z e r.) Das 
möchte ich wirklich in aller Deutlichkeit 
sagen. 

Ein nächster Punkt, meine sehr geehrten 
Damen und Herren. Ich zitiere jetzt noch ein­
mal: Die Zurverfügungstellung der Ernteer­
gebnise zur öffentlichen Einsichtnahme in 
den Gemeindeämtern ist eine Zumutung. Das 
Wort "Zumutung" hat der Herr Abgeordnete 
Graf, Wirtschaftsbund Burgenland - das wis­
sen wir alle - bereits verwendet. Jetzt soll 
mir bitte einer sagen, vielleicht könnte es Kol­
lege Köstler nach mir tun, was daran eine 
Zumutung ist? Es gibt keine Alternative dazu, 
um das Gesetz, das nach "Raiffeisenzeitung" 
gar nicht streng genug sein kann, überhaupt 
zu erhalten. 

Wenn ich logisch weiterdenke, wenn da 
j etzt mit dem Damoklesschwert gearbeitet 
und gesagt wird, jeder müsse nachher herge­
hen und sagen, was er verdient, dann muß ich 

auch dazusagen, daß die Fremdenverkehrsab­
gaben, die die Fremdenzimmervermieter zu 
bezahlen haben, ja ganz genau das gleiche 
sind. Auch hier ist den öffentlichen Stellen, 
den Gemeinden und so weiter bekannt, was 
da ist. 

Das Ärgste ist, daß gesagt wurde, es hätte 
dieses Gesetzes nicht bedurft. Ich mache 
Ihnen das nicht zum Vorwurf. Das hat näm­
lich wiederum der Burgenländer Graf gesagt, 
wörtlich im Protokoll nachzulesen. Am 
29.  August sagte er das. Am 29. Juli hat man 
gesagt, es bedürfe dieses strengen Gesetzes. 
Und Gott und die Welt und die Zeitungen 
schreiben, daß man so ein Gesetz braucht. Ja 
dann hätte man es ja gleich sagen können, 
darf ich j etzt ganz einfach sagen. 

Was die Mehrarbeit für die Weinbauern 
betrifft, muß ich sagen: Alle hier herinnen 
und alle Betroffenen haben gewußt - und das 
wird niemand bestreiten - ,  daß dieser Skan­
dal nicht ohne Folgen - und Folgen bedeuten 
Mehrbelastung, ganz egal, in welcher Form -
vorbeigehen kann. Mehr Qualität erfordert 
mehr Arbeit, erfordert mehr Kontrolle, erfor­
dert auch mehr Leistungsüberprüfung. Ich 
glaube, da sind wir uns wirklich wieder einig. 

Sagen Sie mir jetzt bitte: Wie wollen Sie 
diese Branche retten, den Weinbauern, dem 
Export, dem Konsumenten helfen, wenn nicht 
durch diese Ziele des Gesetzes: Bezeichnungs­
wahrheit - ist alles schon gesagt worden - ,  
Qualitätsproduktion und Kontrolle, durch 
genau diese Prinzipien, die Sie selber vor kur­
zem noch wollten? Ich glaube, diese Frage 
müssen Sie fairerweise beantworten, bevor 
Sie j etzt hier dagegenstimmen. 

Das Weingesetz - und das haben Sie selber 
gesagt - soll einen neuen Anfang oder neuen 
Beginn darstellen, hat große Ziele. Große 
Ziele erreicht man aber nicht mit halben 
Methoden, mit Taktieren und mit ähnlichem. 
Die Regierungsmitglieder und der Landwirt­
schaftsminister haben meines Erachtens völ­
lig richtig erkannt, daß hier - ich zitiere sehr 
ungern irgend etwas Ausländisches - das 
preußische Sprichwort "Nicht kleckern, son­
dern klotzen" genau zutrifft. Und dafür, 
glaube ich, müßte man ihnen den Dank 
abstatten. Es gibt meines Erachtens keine 
Alternative zu diesem Gesetz, zu dieser har­
ten Vorgangsweise. Alles andere wäre 
unwirksame Halbheit. Das bitte ich Sie trotz 
allem noch vor der Abstimmung zu überlegen. 
- Ich danke. (Beifall bei der SPÖ.) 16.37 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham-
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Stellvertretender Vorsitzender Dr. Schambeck 

heck: Zum Wort hat sich weiters gemeldet 
Herr Bundesrat Ing. Eder. Ich erteile es ihm. 

16.38 

Bundesrat Ing. Eder (ÖVP, Niederöster­
reich): Herr Vorsitzender! Herr Bundesmini­
ster! Herr Staatssekretär! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Fast fünf Stunden 
lang haben wir heute bereits über das neue 
Weingesetz diskutiert. Pro und Kontra sind 
vorgetragen worden von den Rednern beider 
Fraktionen, und es ist im allgemeinen festge­
stellt worden, daß diese Pantscherei zu verur­
teilen ist. Darin, glaube ich, waren wir uns 
alle einig. 

Es ist auch das große Bedauern zum Aus­
druck gebracht worden, daß es zu keinem 
nationalen Konsens gekommen ist. Warum, 
brauche ich nicht zu wiederholen. Unsere 
Redner haben eindeutig dargestellt und auf­
gezeigt, warum wir gegen dieses Gesetz Ein­
spruch erheben werden. 

Der Grund für meine Wortmeldung ist eine 
ganz andere Angelegenheit. Im Zuge der Dis­
kussion ist für mich eine Ungereimtheit auf­
getaucht, die ich gerne aufgeklärt gehabt 
hätte. 

Herr Bundesminister! Sie haben in Ihrer 
Wortmeldung gesagt, nachdem Ihnen Redner 
meiner Fraktion vorgeworfen haben, daß Sie 
zu spät gehandelt hätten, obwohl Ihnen 
bereits im Frühjahr dieses Jahres bekannt 
gewesen ist, daß es Verfälschungen gibt, man 
könne erst dann ein Urteil fällen, wenn die 
Verfälschung eindeutig bestätigt sei. 

Bis hierher, daß es eindeutig bestätigt sein 
muß, gebe ich Ihnen vollkommen recht. Nicht 
eine Anschuldigung allein kann Ursache oder 
Grund einer Verurteilung sein, sondern das 
muß einwandfrei bestätigt sein. 

Später, im Zuge Ihrer Ausführungen haben 
Sie dann unter anderem, was uns eigentlich 
sehr gefreut hat, gesagt, daß die Genossen­
schaften, hier im besonderen die Winzer ge­
nossensehaften, nicht in den Weinskandal . 
involviert sind, und haben unter anderem 
auch das Tanklager Wolkersdorf genannt. 

Hier darf ich folgendes zum ersten feststel­
len: Das Tanklager Wolkersdorf ist keine 
Genossenschaft, sondern es ist eine Gesell­
schaft, die dort dieses Tanklager gebaut hat, 
primär um dem kleinen Weinhauer zu helfen 
um die Vermarktung der Produkte des klei� 
nen Weinhauers durchzuführen. 

Das, glaube ich, ist zuerst grundsätzlich 
festzustellen. 

Zum zweiten - das ist jetzt die Ungereimt­
heit, die ich besonders zum Ausdruck bringen 
will und besonders auch darlegen will, weil 
ich von Ihnen dazu gerne eine Stellungnahme 
hätte -: Mir ist bekannt, daß der Kellereiin­
spektor vor geraumer Zeit aus allen 41 Tanks, 
die mit Wein gefüllt sind, Proben gezogen hat. 
Vergangenen Freitag wurde mitgeteilt, daß 
alle Proben negativ ausgefallen sind, daß es 
also keine Glykolverunreinigung gibt. 

Gestern - das ist das, was uns jetzt stutzig 
macht - ist am Vormittag der Kellereiinspek­
tor nach Wolkersdorf gekommen und hätte 
einen Tank beschlagnahmen oder sperren 
wollen, ich weiß nicht, wie es richtig heißt. 
Daraufhin hat ein Geschäftsführer - ich 
kann ihn namentlich nennen, der Kammer­
amtsdirektor Dr. Schneider - ,  im Wissen, 
daß alle Zeugnisse negativ waren, mit Ihnen, 
Herr Bundesminister, telephoniert. Aufgrund 
dieses Telephonates ist dann der Kellereiin­
spektor sozusagen wieder abgezogen worden. 
Aber siehe da, eine oder zwei Stunden später 
ist er wieder gekommen und hat einen Tank 
beschlagnahmt. 

Nun ist für mich da eine Frage offen, und 
da berufe ich mich auf Ihre Aussage, Herr 
Bundesminister. Sie haben vorhin gesagt, 
man könne ein Urteil erst dann abgeben, 
wenn Ergebnisse einwandfrei feststehen. 
Bitte, wie ist es also möglich, wenn man etwa 
um 1 1  Uhr weiß, es ist alles okay, Untersu­
chungen negativ, daß eine oder zwei Stunden 
später der betreffende Mann wieder hinaus­
kommt und feststellt, es ist doch nicht so, ein 
Tank ist scheinbar positiv? Das ist für uns 
eine Ungereimtheit, die wir nicht verstehen 
können. Es ergeben sich hier Fragen. Ich 
überlasse es Ihnen, wie man diese deuten 
könnte , aber sie sind naheliegend, wenn man 
nicht weiß, wie es wirklich ist, und Sie hier, 
vor dem hohen Forum des Bundesrates, nun 
eine so schwerwiegende Anschuldigung 
gegen das Tanklager Wolkersdorf zum Aus­
druck bringen. Ich . würde gerne dazu Ihre 
Stellungnahme hören. (Beifall bei der 
ÖVP.) 16.43 

Stellvertrender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Zum Wort hat sich Herr Bundesmini­
ster Dipl.-Ing. Haiden gemeldet. Ich erteile es 
ihm. 

16.43 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Haiden: Hoher Bundesrat! 
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Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft Dipl.-Ing. Haiden 

Meine Damen und Herren! Niemand wird von 
mir beschuldigt, gepantscht zu haben, das 
können nur die Gerichte feststellen. Die Kel­
lereiinspektoren können nur Proben ziehen, 
diese Proben werden untersucht, und ist eine 
Probe kontaminiert mit Diäthylenglykol oder 
mit welchem Mittel immer, das unzulässig ist, 
dann wird beschlagnahmt und Anzeige. erstat­
tet. 

Ich räume sofort ein, daß in Wolkersdorf 
meiner Meinung nach - obwohl ich das nicht 
zu beurteilen habe - nicht gepantscht wurde, 
weil die Kontaminierung in einem Tank sehr, 
sehr gering ist. Wir haben in Wolkersdorf Pro­
ben gezogen. Wenn ich "wir" sage, so meine 
ich die Kellereiinspektoren. Es wurden die 
Proben untersucht, es waren alle Tanks in 
Ordnung. Herr Bundesrat Eder hat also rich­
tig berichtet. 

Es war dann die Berichterstattung im Wie­
ner "Kurier" . Wir haben gelesen, daß dort 
Wein beschlagnahmt oder nicht in Ordnung 
sein soll, und die zuständigen Beamten mei­
nes Hauses sind der Frage nachgegangen; das 
ist ihre Pflicht. 

Diese Darstellung im Wiener "Kurier" geht 
nicht auf die Untersuchung des Bundesmini­
steriums für Land- und Forstwirtschaft 
zurück, sondern auf eine Prüfung durch eine 
der Le bensmi tteluntersuchungsanstalten in 
Wien. Die Kontaminierung ist äußerst gering, 
sie ist an der Grenze der Nachweisbarkeit, 
nämlich, das ist in der Zeitung gestanden, 
6 Milligramm. Die Nachweisbarkeitsgrenze 
liegt bei 5 Milligramm. 

Es ist also offenbar so, daß bei einer "größe­
ren Menge" Wein - größere Menge unter 
Anführungszeichen, weil es ja nur ein Tank 
war -, aber doch bei mehr Wein halt in gerin­
gerem Maße, woher auch immer, das wird 
man nicht beantworten können, Wein gekom­
men ist, der nicht in Ordnung war. Daher die 
geringe Kontaminierung. 

Ich muß darauf aufmerksam machen, daß 
das Weingesetz Diäthylenglykol nicht zuläßt. 
Wenn Diäthylenglykol nachgewiesen ist, 
dann muß beschlagnahmt werden. Für eine 
ökonomische Überlegung oder eine ge sund­
heitspolitische Überlegung ist nach der Geset­
zeslage, nach der bisherigen Gesetzeslage, 
kein Raum. Das ist völlig eindeutig. 

Wir standen also nicht vor derselben Frage 
wie in der Bundesrepublik Deutschland. In 
der Bundesrepublik Deutschland gibt es 
einen Raum für eine Ausnahmeregelung, die 

aber dort dann auch nicht ergriffen worden 
ist. Wir haben diese Möglichkeit nicht. 

Sie werden verstehen, daß man, wenn die 
Kontaminierung so gering ist, das doppelt 
und dreifach prüfen muß. Der zuständige 
Abteilungsleiter hat daher ver anlaßt, daß die­
ser Tank gesperrt wird. Es wurden neuerlich 
Proben gezogen, es wird neuerlich untersucht, 
und die Beamten meines Hauses haben sich 
natürlich auch mit der Lebensmitteluntersu­
chungsanstalt in Verbindung gesetzt. Das ist 
alles. Korrekter kann eine Vorgangsweise 
nicht sein. 

Eine Ausnahmeregelung kann es nicht 
geben, die hat auch der Kammeramtsdirektor 
Schneider nicht geltend gemacht. Eine Aus­
nahmeregelung kann es nicht geben! Daß die 
Kontaminierung sehr gering ist, liegt auf der 
Hand. 3ie wurde aber festgestellt. (Bundesrat 
Dr. P i s  e c: Und gleich wird beschlagnahmt 
oder gesperrtf) 

Was stört Sie an meiner Erklärung? Ich 
kann j a  nicht mehr tun, als sagen, daß die 
Beamten korrekt vorgegangen sind und daß 
leider beschlagnahmt werden mußte. Ein 
Urteil, das darüber hinausgeht, knüpfe ich 
nicht daran. Es ist kontaminierter Wein nach 
den Ermittlungen einer Lebensmitteluntersu­
chungsanstalt festgestellt worden. Die Konta­
mination ist aber sehr gering. 

Herr Bundesrat Eder, war das die Antwort, 
die du wolltest? (Bundesrat Ing. E d e r: Ist 
das jetzt so, daß der Tank beschlagnahmt 
wird oder nur gesperrt ist? Wenn er nur 
gesperrt ist, wird das noch untersucht?) 

Rechtlich gibt es keinen Unterschied zwi­
schen gesperrt und beschlagnahmt. Wenn du 
willst: Der Tank ist beschlagnahmt, aber er 
kann natürlich wieder freigegeben werden. Es 
wird jetzt zu prüfen sein, und die Wissen­
schaftler werden sich damit beschäftigen 
müssen. 

Ich muß noch einmal sagen: Es ist hauch­
dünn an der Nachweisbarkeitsgrenze, und ich 
bin geradezu froh darüber, daß nicht eine 
Analyseanstalt meines Ressorts diese Fest­
stellung getroffen hat, weil es auch viel Miß­
trauen gibt. 

Ich darf Ihnen sagen: Ich bin todunglück­
lich darüber, wenn ich eine neue Meldung 
über eine Erweiterung dieses Skandals 
bekomme. Ich wäre glücklich, wenn Erweite­
rungen nicht eingetreten wären. Das dürfen 
Sie mir wirklich glauben. - Danke sehr. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 16.49 
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Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bun­
desrat Köstler. Ich erteile es ihm. 

16.49 

Bundesrat Köstler (ÖVP, Oberösterreich) : 
Herr Vorsitzender! Herr Bundesminister! 
Herr Staatssekretär! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Hoher Bundesrat! Herr 
Kollege Dr. Lothar Müller hat wieder einmal 
in seiner bekannten - bitte das nicht negativ 
aufzufassen - rhetorischen Maschinenge­
wehrfeuerart hier fungiert und unter ande­
rem auch an mich eine Frage gestellt. (Bun­
desrat Dr. M ü l l e r: Weil du der nächste Red­
ner nach mir bist!) 

Herr Dr. Müller! Darf ich hier eines sagen: 
Ich maße mir nicht an, das zu beurteilen, was 
du in den Raum gestellt hast, sondern ich ver­
lasse mich auf die Ausführungen des Prakti­
kers, wie es der Kollege Wilfing hier mit aller 
Deutlichkeit getan hat. Daran solltest auch du 
dich halten. (Beifall bei der ÖVP. - Stellver­
tretender Vorsitzender S c  h i p a n i  über­
nimmt die Verhandlungsleitung.) 

Herr Bundesminister! Es war bedauerlich 
- und das ist auch kein Vorwurf bitte - ,  daß 
Sie zu dem Zeitpunkt nicht im Raum waren. 
Sie sind vorbildlich die ganze Zeit der Debatte 
gefolgt, und wenn man stundenlang hier sitzt, 
dann muß man sich einmal laben. Alles in 
Ordnung. Aber ich glaube, Sie wären nicht 
zufrieden gewesen mit den Ausführungen des 
Herrn Staatssekretärs Dr. Ferrari-Brunnen­
feld zu den Erklärungen unseres Bundesrats­
kollegen Dr. Stepantschitz. (Bundesminister 
Dipl.-Ing. H a i d e n: Das glaube ich nicht!) Er 
hat ungefähr so argumentiert: Nachdem der 
Herr Primarius Dr. Stepantschitz aus der Zei­
tung erfahren hat (Bundesrat M o  h n 1: Nicht 
aus der Zeitung!), daß es sich um gesundheits­
schädliche Dinge har ::lelt, wäre er als Arzt 
verpflichtet gewesen, die Anzeige zu erstat­
ten. 

Herr Staatssekretär! Wenn ich das weiter 
verfolge , dann wäre jeder Staatsbürger ver­
pflichtet, die Anzeige zu erstatten. Und hier 
sind wir vielleicht einer Meinung: Dann könn­
ten wir uns den Gesundheitsminister in 
Österreich ersparen. (Beifall bei der ÖVP. -
Bundesrat G a r  g i  t t e r: Er hat einen Fach­
mann gefragt, hat er gesagt! Der Arzt! - Bun­
desrat Ing. Ni g 1: Den Gargitter hat er 
gefragt!) 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani 
(das Glockenzeichen gebend): Der Redner, 
bitter 

Bundesrat KöstIer (fortsetzend): Zu Ihren 
Ausführungen, Herr Bundesminister, Ihren 
ersten Ausführungen vom heutigen Tag: Sie 
haben von uns Fairneß verlangt. - Fairneß, 
Herr Bundesminister, kann keine Einbahn­
straße sein, und ich werde mich bemühen, 
jetzt darauf hinzuweisen, wo Sie meiner Auf­
fassung nach nicht fair waren. 

Ihre Erklärung, zur ÖVP-Fraktion gewen­
det: Die gebührende Antwort werden Sie von 
mir erhalten!, war eine Verbalerklärung und 
entspricht Ihrer Mentalität. 

Aber, was Fairneß anbelangt und Ihre 
Erklärungen: Ich darf Sie an Ihre Rede vom 
vergangenen Samstag anläßlich der Messeer­
öffnung in Ried erinnern. Sie haben Ihre Aus­
führungen dem strahlenden Spätsommertag 
angepaßt, was die Einkommensituation der 
Landwirtschaft anbelangt, und haben das in 
den glänzendsten Farben geschildert, ohne zu 
sagen, wie die Belastungen laufend steigen 
und so weiter. 

Fair wäre es gewesen, Herr Bundesmini­
ster, wenn Sie im gleichen Atemzug am 
3 1 .  August in Ried gesagt hätten: Ich als 
zuständiger Ressortminister werde ab mor­
gen, ab 1. September, den allgemeinen 
Absatzförderungsbeitrag bei der Milch auf 39 
Groschen erhöhen und den zusätzlichen 
Absatzförderungsbeitrag bei der Milch von 
3 ,93 S pro Kilogramm auf 4,03 S. Das wäre 
ehrlich und fair gewesen. (Bundesminister 
Dipl.-Ing. H a i d e n: Das haben Sie ja mitbe­
schlossen im Bundesrat!) Das war nur eine 
Feststellung. Das hätten Sie dort sagen kön­
nen ,  das wäre fair gewesen den Bauern 
gegenüber. 

Sie haben aber eine Erklärung dort abgege­
ben, die mich sehr hoffnungsvoll stimmt. Sie 
haben gesagt, Sie werden demnächst in Rom 
genauso wie in Brüssel vorstellig werden, und 
zwar nicht als Bittsteller vorstellig werden, 
sondern dort mit aller Deutlichkeit den Stand­
punkt der österreichischen Land- und Forst­
wirtschaft, den Standpunkt des Landwirt­
schaftsministers darlegen. 

Ich frage mich nur: Wieso haben Sie vor 
einigen Monaten nicht die Gelegenheit wahr­
genommen und sind persönlich nach Italien 
gefahren, wieso haben Sie den Staatssekretär 
Murer geschickt? Vielleicht wären dann 
andere Verhandlungsergebnisse, was den 
Vieh export betrifft - das wissen Sie j a  
herausgekommen? 

Ich möchte in diesem Zusammenhang fol-
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gendes sagen: Herr Bundesminister! Wir wer­
den Sie an Ihren Taten messen und nicht an 
Ihren Reden, die Sie bei Messeeröffnungen 
oder Volksfesteröffnungen halten. (Beifall bei 
der ÖVP. - Bundesrat M o  h n 1: Sie wollen ja 
gar nicht, daß er zurücktritt!) 

Ich muß mich doch noch einmal mit dem 
Ausspruch befassen, der von allen meinen 
Vorrednern hier geprägt wurde und auf den 
Sie und auch der Kollege Dr. Müller so stolz 
sind, und zwar mit dem Ausspruch "ein 
Gesetz aus einem Guß" . 

Herr Bundesminister! Das war ein Gesetz 
mit 40 Ergüssen. Und wenn Sie der Auffas­
sung sind, daß ein Gesetz so gut ist, wenn es 
40mal geändert wird, dann haben wir j a  in der 
Vergangenheit gar nicht so viele gute Gesetze 
gemacht. 

Und wenn das der Fall ist, daß hier solche 
Änderungen notwendig sind, dann sind Sie 
Weltmeister in der westlichen Demokratie. 

Und eines empfinde ich als, ich möchte 
nicht sagen bedenklich, aber irgendwie 
erwähnenswert: Ich glaube, richtig gehört zu 
haben, daß der Herr Kollege Kaplan erwähnt 
hat, daß Sie am 26.  April von all den Vor­
kommnissen gewußt haben, die ich jetzt 
expressis verbis nicht mehr wiederholen 
möchte. Ich möchte mich nicht genau festle­
gen auf das Datum. Am 24. oder 26 .  April. 
(Bundesrat K ö p f: Am 16.!) 

Aber wir haben - ich glaube,  es war am 
18.  Juni - hier in diesem Hohen Hause eine 
Weingesetz-Novelle einstimmig beschlossen. 
Ja ich frage mich: Wenn ich im April gewußt 
habe, was hier auf mich zukommt, dann hätte 
ich doch Vorkehrungen treffen müssen, daß 
das Gesetz im Juni einen dementsprechenden 
Charakter und Inhalt bekommt. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Wir haben derzeit zwei Weingesetze. Das 
eine ist j a  noch in Kraft, das wir am 18.  Juni 
beschlossen haben. Es wurde formell nicht 
aufgehoben. Das ist vielleicht auch eine Ober­
flächlichkeit des Gesetzes. Ich möchte gar 
nicht näher darauf eingehen. Vielleicht 
besteht auch irgendwo die Hoffnung, daß wir 
es ein drittes Mal probieren, aber die Hoff­
nung von mir aus geäußert. 

Herr Bundesminister! Auf die Fairneß zu 
sprechen kommend: Sie haben hier dem Kol­
legen Ing. Eder eine Antwort gegeben, was 
die Angelegenheit Tanklager Wolkersdorf 
betrifft. 

Es war von Ihnen - ich bin mir meiner 
Worte bewußt - unfair, als Sie am Vormittag 
gesagt haben: Bisher waren Sie glücklich, daß 
Genossenschaften nicht involviert waren in 
diese ganze Angelegenheit, und jetzt ist es 
anders, nachdem in Wolkersdorf etwas festge­
stellt wurde. Dem beifälligen Nicken der Kol­
legen von der linken Seite habe ich entnom­
men: Jetzt haben wir endlich etwas, um wie­
der gegen die Genossenschaften vorzugehen. 

Sie hätten fairerweise sagen müssen: Es 
handelt sich hier um keine Winzergenossen­
schaft, sondern um eine Gesellschaft. Es han­
delt sich hier um keine Genossenschaft, die 
selber Wein produziert, sondern die höchstens 
Wein zukauft. Das wäre fair gewesen! (Beifall 
bei der ÖVP.) Aber es ist populär in dieser 
Regierungskoalition, die Genossenschaften 
als Reibebaum zu benützen. 

Ich darf Ihnen hier sagen, Herr Bundesmi­
nister: Vielleicht werden Sie, wenn Sie dieses 
Weingesetz vollziehen müssen, noch froh 
sein, wenn Sie die Unterstützung der Genos­
senschaften haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und j etzt noch ein Wort zur Steuerangele­
genheit. Wir von der ÖVP fordern eine rasche 
steuerliche Entlastung auf Wein als rein 
österreichisches Agrarprodukt: Weg mit der 
Alkoholsondersteuer, weg mit der Getränke­
steuer, die noch aus Hitlers Zeit stammt. 
(Bundesrat M o  h n 1: Das können Sie den 
Gemeinden nicht antun!) 

Meine Damen und Herren! Sie werden stau­
nen: Das Zitat ist nicht von mir, auch nicht 
von einem der von Ihnen so geschmähten 
ÖVP-Politiker, sondern ich entnehme es 
einem Flugblatt des freiheitlichen National­
ratsabgeordneten Hintermayer, das er vor 
den niederösterreichischen Landtagswahlen 
an die Weinbauern versandt hat. Dort hat er 
diese Forderung geltend gemacht. Daß sie 
j etzt auf einmal nicht mehr erhoben wird, 
weil die ÖVP in dieser Richtung agiert, das 
steht auf einem anderen Blatt. So kann man 
es aber nicht machen! (Beifall bei der ÖVP. -
Bundesrat B e  r g e r: Die ÖVP verlangt die 
Wiedereinführung der Weinsteuer! Das wurde 
heute hier verlangt!) 

Und ich darf Sie noch auf folgendes hinwei­
sen. Im Zusammenhang mit dem Weingipfel 
vom 29. Juli - den Sie auch heute erwähnt 
haben, Herr Bundesminister - finde ich die 
Punktation des Bundesministers Haiden und 
als elften Punkt: Hilfsmaßnahmen für exi­
stenz gefährdete Weinbauern, die unverschul­
det durch den Weinskandal in Not geraten 
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sind, Prüfung der Finanzierung dieser Aktion. 
- Nun, da muß doch etwas geschehen. Das 
nur anzukündigen, das ist einfach zu wenig. 
Hier warten wir also auch noch auf die Taten. 

Und jetzt, Herr Bundesminister, möchte ich 
versuchen, Ihnen zu beweisen, daß das von 
Ihnen vorgelegte Gesetz nicht administrier­
bar ist, und zwar an Hand eines Punktes. Ich 
möchte nur den § 47 herausgreifen. 

Im § 47 heißt es, daß der Bundeskellereiin­
spektor die entnommenen Proben zur Unter­
suchung an die Landwirtschaftlich-chemische 
Bundesanstalt einzusenden hat. Und jetzt 
kommt es: Die Bundesanstalt hat die von den 
Bundeskellereiinspektoren eingesendeten 
Proben zu untersuchen und innerhalb von 
sechs Wochen einen Befund und ein Gutach­
ten den Bundeskellereiinspektoren, die die 
Proben eingesendet haben, abzugeben. 

Wie schaut die Realität aus, Herr Minister? 
In der Bundesanstalt laufen täglich ungefähr 
150 derartige Proben ein. Maximal sind täg­
lich 80 zu bewältigen. Es kann also nie und 
nimmer in sechs Wochen hier dem Gesetz 
Folge geleistet werden! Ich darf Ihnen prophe­
zeien: Ende September wird es den totalen 
Infarkt der Bundesversuchsanstalt geben, 
weil es dort nicht mehr möglich sein wird, das 
alles zu bewältigen. 

Und in diesem Zusammenhang noch eine 
Frage, die heute überhaupt noch nicht venti­
liert wurde. Herr Bundesminister! Sie wissen 
genauso wie ich, daß bis jetzt 23 Millionen 
Liter Wein beschlagnahmt wurden. Was 
geschieht mit diesem Wein? 

Ein Vorschlag lautete, diesen der Verspri­
tung zuzuführen. Das geht angeblich nicht 
wegen des Monopols und so weiter. In letzter 
Zeit wurde ein ganz "glorreicher" Vorschlag 
gemacht: Die Landwirtschaft soll diese 23 Mil­
lionen Liter - so wie die Jauche - auf ihren 
Äckern versprühen. Dann hätte man nämlich 
die Landwirtschaft, von der man sagen 
könnte, sie vergiftet Grund und Boden. Bei 
solchen Dingen werden wir nicht mitspielen! 
(Bundesrat K ö p f: Wer hat denn den Vor­
schlag gemacht?) 

Wenn ich dieses Gesetz betrachte, so kann 
ich hier einen Vergleich anstellen mit einer 
Waldfläche von 10 Hektar. Wenn auf einer 
Waldfläche von 10 Hektar drei kranke Bäume 
vorhanden sind, dann wird man doch nicht 
zur Lösung des Problems die ganzen 10 Hek­
tar schlägern! 

Daher: Die Schuldigen verfolgen, bestrafen, 
aber doch nicht eine Mitschuld allen ehrli­
chen Weinbauern aufrechnen. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Wenn man den Verlauf der heutigen 
Debatte verfolgt, so drängt sich eine Frage 
auf: Sind wir denn ein Volk von Betrügern 
und Korruptionisten? - Die Antwort: Wir 
sind es sicher nicht! Die überwiegende Mehr­
zahl der Bevölkerung ist grundanständig, ehr­
lich und fleißig. Und trotzdem schädigt eine 
verschwindende Minderheit dieses Land in 
einem Ausmaß, wie es dieses nicht verdient. 

In einer Zeit, meine Damen und Herren, die 
ohnedies von einer beängstigenden Politik­
verdrossenheit gekennzeichnet ist, sind offen­
sichtlich nur schärfere Gesetze der Politik 
letzter Schluß. Sie müssen sicher sein. Aber 
es ist traurig genug, daß es niemand für not­
wendig hält, endlich einer neuen Gesinnung 
das Wort zu reden, einer Gesinnung, die zual­
lererst wir Politiker vorleben müssen. 
Solange Affären und Skandale unter den poli­
tischen Teppich gekehrt werden, solange Pro­
tektion und Beziehungen Mißstände ver­
schleiern, anstatt sie auszuräumen, brauchen 
wir uns ob der derzeitigen Situation nicht zu 
wundern. 

Meine Damen und Herren von der soziali­
stischen Fraktion! Ich mute Ihnen nicht zu, 
unserem heutigen Antrag beizutreten, son­
dern ich bitte Sie zu bedenken: Auch im Falle 
Hainburg hat der Bundeskanzler um eine 
Denkpause ersucht, im , Falle der Ar aber­
Finanzierung konnten wir etwas reparieren. 
Nützen Sie diese Denkpause! Fassen Sie kei­
nen sturen Beharrungsbeschluß, sondern ver­
suchen wir noch einmal, zu einem nationalen 
Konsens zu kommen, bei dem es keine Sieger 
und Besiegte geben soll, sondern siegen sollte 
einzig und allein die Vernunft, die es in allen 
Parteien gibt, zum Wohle der Demokratie und 
zum Wohle unseres Ansehens in der Welt! 
(Anhaltender Beifall bei der ÖVP.) 1 7.03 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Wünscht noch jemand das Wort? - Bitte, 
Herr Bundesrat DDr. Stepantschitz. 

1 7.04 

Bundesrat DDr. Stepantschitz (ÖVP, Steier­
mark) : Herr Vorsitzender! Herr Minister! 
Herr Staatssekretär! Meine Damen und Her­
ren! Ich wollte Sie nicht mehr aufhalten, aber 
die Wortmeldung des Herrn Staatssekretärs 
war doch so provokant - ich darf das sagen 
- ,  daß ich antworten muß. Darf ich also auf 
zwei Dinge eingehen. 
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Das erste ist dieses Schreiben, das vom 
Bundeskellereiinspektor verfaßt wurde, auf 
das Sie, Herr Minister, eingegangen sind. 
Zwei Dinge stören mich daran. Die Anzeige 
wird erstattet gegen den Händler und nicht 
gegen den Produzenten. Was kann der Händ­
ler dafür, wenn er Wein bekommt von einer 
Firma? Die Firma war noch dazu die Firma 
Sautner, und gegen die Firma Sautner ist viel 
zu spät etwas unternommen worden. 

Es ist nicht richtig, Herr Minister, daß Sie 
gleich etwas gegen die Firma getan haben. 
Wie unsere burgenländischen Kollegen wis­
sen, sind die erst viel später eingesperrt wor­
den, sind die später drangekommen. Sie 
haben weiter produziert und weiter gesund­
heitsschädlich gearbeitet. Das ist das eine, 
was mich störte. 

Das zweite ist, daß ausdrücklich drin steht, 
das Marktamt Graz solle nichts mehr tun. Es 
ist trotzdem etwas geschehen. Es ist richtig, 
was Sie sagen, daß der Sanitätsdirektor einge­
griffen hat aufgrund eines Gespräches mit 
Ihnen (Bundesrat K ö p f: Das haben Sie uns 
vorenthalten! Sie haben mehr gewußt als wir!) 
- nein, Sie haben mich auch nicht gefragt -
und nicht mit dem Gesundheitsminister . Ich 
weiß viel mehr, natürlich, aber . . . (Bundesrat 
K ö p f: Für einen Arzt sehr bedenklich! -
Weitere Zwischenrufe.) Darf ich j etzt weiter­
reden? 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Darf ich darauf aufmerksam machen, Herr 
Bundesrat DDr. Stepantschitz: Sie haben 
zweimal Ihre ordentliche Wortmeldung abge­
geben und Sie haben j etzt nicht mehr die 
Möglichkeit der ordentlichen Rede, sondern 
nur mehr in Form einer Korrektur. 

Bundesrat DDr. Stepantschitz (fortsetzend): 
Ich habe gefragt, ob ich reden darf wegen der 
Zwischenrufe . 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Dann müssen Sie auch bei dieser Form blei­
ben. - Bitte. 

Bundesrat DDr. Stepantschitz (fortsetzend): 
Ich korrigiere ja ganz genau. Ich habe gesagt, 
ich habe mich bei einem Fachmann erkun­
digt, das war der Landessanitätsdirektor. Ich 
weiß, daß Sie mit ihm geredet haben. Nur der 
Gesundheitsminister hat ihn nicht kontak­
tiert. Das ist das, was ich Ihnen vorwerfe. 
(Zwischenruf des Bundesministers Dipl.-Ing. 
H a i  d e n.) Das habe ich Ifmen auch nicht 
vorgehalten. 

Also ich stelle noch einmal fest: Sie haben 
mit ihm gesprochen, das weiß ich. Und es ist 
auch in Graz dann nichts mehr passiert. Sie 
haben gemeint, die mittelbare Bundesverwal­
tung sei aktiv geworden. In der Steiermark ist 
nichts mehr passiert. Im Burgenland ist es 
weitergegangen, und das ist das, bitte, was 
mich daran stört. 

Sie haben gesagt, ich hätte etwas tun sol­
len . Die Antwort hat hier der Minister schon 
gegeben. Er hat gesagt, er war in ständigem 
Kontakt mit dem Gesundheitsminister. Das 
haben Sie gesagt, das war auch anzunehmen. 
Und es wäre also lächerlich gewesen, wenn 
sich irgendein Staatsbürger da hineinmischt. 
Wenn ein Skandal publik wird, dann ist es 
wohl selbstverständlich, daß die Regierungs­
mitglieder sich untereinander die Bereini­
gung ausmachen. Damit konnte ich rechnen, 
und ich habe damit gerechnet, und zwar, wie 
man sieht, zu Recht. 

Der Kollege Müller, glaube ich, hat gesagt, 
wir würden den Standpunkt vertreten: "Hal­
tet den Polizisten!" Das ist bitte nicht richtig. 
Wir wollen nicht den Polizisten halten, wir 
wollen, daß der Polizist rechtzeitig und wirk­
sam aktiv wird. - Danke. (Beifall bei der 
ÖVP.) 1 7.07 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Zum Wort gemeldet hat sich weiters Herr 
Bundesminister Haiden. Ich erteile ihm die­
ses. 

1 7.08 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft DipL-Ing. Haiden: Ich bitte wirklich um 
Verzeihung, daß ich mich noch einmal zu 
Wort melde, aber ich muß kleine Korrekturen 
anbringen, sonst . steht etwas falsch im Proto­
koll, und das möchte ich nicht haben. 

Ich habe mit dem Landessanitätsdirektor 
nicht gesprochen. Ich habe veranlaßt, daß 
sofort ein Fernschreiben an ihn gerichtet wird 
und gesagt wird - sinngemäß -; Bitte, 
schaut euch das noch einmal an. Mit Fern­
schreiben habe ich das geschickt. (Bundesrat 
lng. Ni g 1: . . .  geschrieben wird! Du hast 
gesagt, es soll nicht falsch im Protokoll ste­
hen! Ich wollte dir nur helfen!) Du bist wirk­
lich ein guter Freund, ich bin dir sehr verbun­
den. (Heiterkeit.) Ich glaube, das ist eine der 
seltenen Gelegenheiten, wo du mir wirklich 
an die Seite trittst. (Neuerliche Heiterkeit.) 

Aber eine zweite Frage muß ich auch klar­
stellen. Der Landeskellereiinspektor hat nicht 
das Recht, zu beurteilen, wer nun schuld ist, 
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wer Pantscher sein könnte. ( Zwischenruf bei 
der ÖVP.) Er muß - das ist nicht einmal die 
Anzeige - Meldung machen, er muß Mel­
dung machen an das Marktamt, an das Amt 
der Landesregierung, an den Landessanitäts­
direktor, an die für die Vollziehung lebensmit­
telpolizeilicher Agenden zuständige Landes­
behörde. 

Und daher mußte er die Grazer Firma 
anzeigen, und er verständigte natürlich dann 
sofort den zuständigen Kellereiinspektor dort, 
wo der Wein gekeltert worden ist, und dort 
muß man auch tätig werden. Das ist die Vor­
gangsweise. Und das vollzieht sich alles zwi­
schen Landeskellereiinspektor - seit eh und 
je,  denn der ist ja draußen in den Bundeslän­
dern tätig - und den Landesbehörden. 

Ich stelle also noch einmal fest: Es war 
nicht erforderlich, den Gesundheitsminister 
über die Einzelanzeigen zu verständigen. Es 
ist dem Gesetz Genüge getan worden, aber 
ich stehe nicht an zu sagen: Aufgrund der 
Erfahrungen, die wir anhand dieses umfang­
reichen Weinfälscherskandals gemacht 
haben, würde ich in Hinkunft anders vorge­
hen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Das wird 
man doch auch noch sagen dürfen. Aus einem 
Skandal von so ungewöhnlichem Umfang 
müssen wir doch lernen; das ist doch gar 
keine Frage. 

Aber der Kellereiinspektor konnte nicht 
den Weg gehen, daß er nur die burgenländi­
sche Firma anzeigt und die steirische Firma 
als die Verteilerfirma, die Verkäuferfirma 
sozusagen, unberücksichtigt läßt, denn zu 
urteilen hat ja dann das Gericht und nicht der 
Kellereiinspektor. - Danke recht schön. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 17.11 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Weiters zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Staatssekretär Dr. Mario Ferrari-Brunnen­
feld. Ich erteile es ihm. 

17.11 

Staatssekretär im Bundesministerium für 
Gesundheit und Umweltschutz Dr. Ferrari­
Brunnenfeld: Herr Stepantschitz, ich hätte es 
nicht mehr notwendig gehabt, mich zu Wort 
zu melden, aber Sie haben festgestellt, Ihre 
Wortmeldung wäre durch die meinige provo­
ziert worden. Sie sind aber dann in der Folge 
auf meine angeblich "provokanten" Äußerun­
gen nicht eingegangen, sondern auf Agenden, 
die den Landwirtschaftsminister betreffen. 

Ich muß noch einmal sagen: Es ist mir in 
keiner Weise bewußt, daß ich provokativ war, 

es sei denn, ich habe die gute, alte Kärntner 
Methode angewendet, daß auf einen groben 
Klotz ein grober Keil gehört. 

Es muß einfach voraussetzbar sein, daß ein 
Politiker weiß, wieweit die Verantwortlichkei­
ten gesetzmäßig und kompetenzmäßig gere­
gelt sind. Und ich muß noch einmal sagen: 
Wenn Sie Kenntnis als Arzt gehabt haben, 
daß irgend etwas gesundheitsschädlich ist . . .  

(Bundesrat Dr. S t e  p a n  t s c  h i t  z: Aus der 
Zeitung!) Ich habe gesagt: Von welcher Infor­
mation auch immer - das läßt sich im Proto­
koll feststellen - ,  es wäre Ihre Aufgabe gewe­
sen, nicht nur als Arzt, sondern auch als Poli­
tiker, die zuständige Landesbehörde aufmerk­
sam zu machen. (Widerspruch bei der ÖVP. -
Bundesrat Dkfm. Hi n t s c  h i g: Zurücktre­
ten! - Heiterkeit.) Aber dummerweise ist das 
ein Angehöriger Ihrer Partei, und Ihnen, Herr 
Kollege Stepantschitz, geht es darum, einen 
Minister - der sich keines wie immer gearte­
ten Fehlverhaltens, wie Sie es gerne haben 
möchten, schuldig gemacht hat - in der 
Öffentlichkeit anzuprangern, weil er in Ihren 
Augen unnotwendiger Konkurrent Ihres Bun­
despräsidentschaftskandidaten ist; das muß 
hier festgestellt werden. - Danke. (Beifall bei 
der SPÖ.) 17.13 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Meine neuerliche Frage: Wünscht noch 
jemand das Wort? - Es ist dies nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur A b  s t i m  m u n g über 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
betreffend ein Bundesgesetz über den Ver­
kehr mit Wein und Obstwein (Weingesetz 
1985), über Änderungen des Lebensmittelge­
setzes 1975, BGBl. Nr. 86, und des Bundesfi­
nanzgesetzes 1985, BGBl. Nr. 1 .  

Es liegt sowohl der Ausschußantrag vor,­
gegen den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates, soweit er dem Einspruchsrecht 
des Bundesrates unterliegt, Einspruch zu 
erheben, als auch der Antrag der Bundesräte 
Dr. Bösch und Genossen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Ich werde zuerst den Ausschußantrag, Ein­
spruch zu erheben, zur Abstimmung bringen. 
Findet dieser Antrag keine Mehrheit, so wird 
im Anschluß daran über den Antrag, keinen 
Einspruch zu erheben, abgestimmt. 
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Falls kein Einwand erhoben wird, werde ich 
die Abstimmung über den Ausschußantrag, 
Einspruch zu erheben, und dessen Begrün­
dung unter einem vornehmen. - Einwand 
wird nicht erhoben. 

Ich bitte jene Bundesräte, die dem Antrag 
des Ausschusses für Land- und Forstwirt­
schaft zustimmen, mit der dem Ausschußbe­
richt angeschlossenen Begründung gegen den 
vorliegenden Gesetzesbeschluß des National­
rates, soweit er dem Einspruchsrecht des 
Bundesrates unterliegt, Einspruch zu erhe­
ben, um ein Handzeichen. - Dies ist Stim­
menmehrheit. 

Der Antrag, Einspruch zu erheben, samt 
der dem schriftlichen Ausschußbericht ange­
schlossenen Begründung ist somit a n g e -
n o m m e n. 

Damit ist gleichzeitig der Antrag der Bun­
desräte Dr. Bösch und Genossen, keinen Ein­
spruch zu erheben, abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur A b  s t i m  -
m u n g über den von den Bundesräten Wil­
fing und Genossen zum vorliegenden Geset­
zesbeschluß des Nationalrates eingebrachten 
Entschließungsantrag. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, 
die diesem Entschließungsantrag zustimmen, 
um ein Handzeichen. - Dies ist Stimmen­
mehrheit. 

Der Entschließungsantrag ist somit a n  g e -
n o m m e n. (E 111 .) 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die Einberufung der nächsten Sitzung des 
Bundesrates wird auf schriftlichem Wege 
erfolgen. Als Sitzungstermin ist Donnerstag, 
der 10. Oktober 1985, 9 Uhr in Aussicht 
genommen. 

Für die Tagesordnung dieser Sitzung kom­
men jene Vorlagen in Betracht, die der Natio­
nalrat bis dahin verabschiedet haben wird, 
soweit sie dem Einspruchsrecht des Bundes­
rates unterliegen. 

Die Ausschußvorberatungen sind für Diens­
tag, den 8. Oktober 1985, ab 16 Uhr vorgese­
hen. 

Die Sitzung ist g e s c h i  0 s s e n. 

Schluß der Sitzung: 17 Uhr 17 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 0766 5 
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